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Vorwort

Dem vorliegenden Buch über die Frühformen konservativer Parteienbildung 
liegt meine im Wintersemester 1985/86 von der Philosophischen Fakultät der 
Universität Düsseldorf angenommene Dissertation zugrunde, die ich für den 
Druck geringfügig überarbeitet habe.

Jeder, der an einer Universität eine erste wissenschaftliche Arbeit vorlegt, ist 
gehalten, am Schluß zu erklären, daß er diese eigenständig und ohne fremde 
Hilfe verfaßt hat; jeder weiß aber auch, daß dies nur bedingt zutrifft. Am 
Zustandekommen eines Buches haben immer auch andere einen maßgeblichen 
Anteil. Es ist mir deshalb eine Freude, ihnen allen an dieser Stelle meinen Dank 
abstatten zu können.

Nennen möchte ich vor allem meinen verehrten akademischen Lehrer Prof. 
Dr. Wolfgang J. Mommsen, von dessen Seminar das Thema angeregt wurde und 
der mir in den letzten Jahren stets mit Rat und Kritik zur Seite gestanden hat.

Dank gebührt auch den vielen Archivaren und Bibliothekaren, die ich hier 
namentlich nicht alle aufzuführen vermag. Sie haben mir nicht nur ihre Materia­
lien bereitwillig zur Verfügung gestellt, sondern sind auch den Anfragen des 
Anfängers geduldig nachgegangen und haben ihn bei der Suche nach den Quel­
len oft auf die richtige Fährte gesetzt. Besondere Erwähnung verdienen in die­
sem Zusammenhang das Zentrale Staatsarchiv der DDR mit seinen Dienststellen 
in Merseburg und Potsdam, das Staatsarchiv Potsdam, das Wojewodschaftsar­
chiv Stettin sowie das Institut für Zeitungsforschung Dortmund und nicht zu­
letzt die Universitätsbibliothek Düsseldorf.

Für die kritische Lektüre des Manuskripts danke ich Frau Dr. Rita Aldenhoff 
und den Herren Professoren Dr. Hans Boldt, Dr. Christof Dipper und Dr. 
Dieter Langewiesche. Hilfreiche Anregungen sind auch von den Freunden und 
Kollegen am Historischen Seminar der Universität Düsseldorf, insbesondere 
von Dr. Gerd Krumeich, ausgegangen. Ihnen sei für die stete Gesprächsbereit­
schaft herzlich gedankt. Zusätzliche Hinweise verdanke ich Dr. Manfred Gai­
lus, Dr. Friedrich Lenger und Dr. Wtodzimierz Stypinski.

Dank schulde ich auch all denen, die mir bei der Herstellung des Manuskripts 
geholfen haben. Mein Vater hat aus einem schwer lesbaren Manuskript eine 
erste maschinenschriftliche Fassung gemacht. Die Reinschriften übernahmen 
Kerstin Kitzmann-Teves und Kirsten Zirkel, die mir auch bei den Fahnenkor­
rekturen half. Claus-Peter Beuttenmüller hat die Karten angefertigt. Ihnen allen 
sei für ihre Mühe aufrichtig gedankt. Den Mitgliedern der Kommission für Ge­
schichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien und ihrem Vorsit­
zenden, Prof. Dr. Rudolf Morsey, sei Dank dafür gesagt, daß sie die Arbeit in
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ihre Reihe aufgenommen haben. Der Generalsekretär der Kommission, Dr. 
Martin Schumacher, hat mir in der Phase der Drucklegung des Buches vielfälti­
ge Unterstützung zuteil werden lassen.

Besonders sei an dieser Stelle meiner Familie für ihre liebevolle Fürsorge und 
Ermutigung in den Jahren der Niederschrift dieses Buches gedankt. Daß die 
Universität Düsseldorf diese Arbeit dann mit dem Preis „Beste Dissertation des 
Jahres 1986“ bedacht hat, war mir Freude und Ansporn zugleich.

Düsseldorf, im März 1988 Wolfgang Schwentker
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EINLEITUNG

„Es hatte niemand Neigung eine Partei zu bilden - 
ein mühsames, feines, edles Geschäft! Erst 1848, 
als die Not auf den Nägeln brannte, kamen wir, 
20 Jahre zu spät, darauf.“

Ernst Ludwig von Gerlach in seinen „Aufzeichnungen“, 
Bd. 1, S. 247.

Die deutsche Revolution von 1848/49 entsprach, wie kaum eine der großen 
politischen und sozialen Umwälzungen vergangener Jahrzehnte, einer in der 
Bevölkerung weit verbreiteten Erwartung. Während jedoch die liberale und de­
mokratische Opposition mit ihr die Hoffnung auf sozialen Fortschritt und poli­
tische Emanzipation verband, stellte sie für die Konservativen in allen deutschen 
Ländern von Anbeginn an eine massive Bedrohung ihrer bislang weitgehend 
ungefährdeten Führungsrolle in Staat und Gesellschaft dar. Seit der Französi­
schen Revolution von 1789 hatten vor allem die Konservativen immer wieder 
vor einem neuen sozialen und politischen Umbruch gewarnt und ein gutes 
Stück ihres politischen Selbstverständnisses aus dieser historischen Erfahrung 
heraus bezogen. Nun wurden ihre politischen Befürchtungen von den Ereignis­
sen im Frühjahr 1848 sogar noch übertroffen. Eine Welle revolutionärer Unru­
hen, im Februar von Paris mit dem Sturz Louis Philippes ausgehend, hatte die 
deutschen Länder rasch erfaßt und bald darauf sämtliche mitteleuropäischen 
Staaten in ihren Sog gezogen. Das verkrustete Gehäuse der Restauration, das 
dem politischen Emanzipationswillen eines immer selbstbewußter auftretenden 
Bürgertums kaum etwas substantiell Gleichwertiges entgegenzusetzen vermoch­
te und den sozialen Problemen der Zeit wenn nicht blind, so doch hilflos gegen­
überstand, fiel unter der Dynamik dieses Protests wie ein Kartenhaus in sich 
zusammen. Die Erhebung machte zwar noch vor den Thronen halt, stellte aber 
die Machtbastionen der alteingesessenen Gewalten in Militär und adeligem 
Grundbesitz, in kirchlicher Orthodoxie und hoher Bürokratie in Frage, und 
nirgendwo war deren Fall tiefer als im mit Österreich mächtigsten Staat des 
Deutschen Bundes, in Preußen.

Dort war es schon Anfang März, zunächst im Rheinland, zu zahlreichen 
Massenversammlungen gekommen, in denen Demokraten ganz radikal, und in 
dieser Form sicherlich nicht typisch, die politischen Bedürfnisse der Bevölke­
rung auf einen Nenner brachten: Gesetzgebung und Verwaltung durch das 
Volk, allgemeines Wahlrecht und Wählbarkeit in Staat und Gemeinde, Rede-, 
Presse- und Vereinigungsfreiheit, allgemeine Volksbewaffnung und Sicherung 
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der Arbeitsplätze.1 Wenn auch Militäreinheiten den Unruhen zunächst noch 
Herr werden konnten, so sah sich die preußische Staatsführung doch schon bald 
mit ähnlichen Forderungen nach bürgerlichen Freiheitsrechten auch in Berlin 
und den größeren Provinzhauptstädten konfrontiert. Als sich diese dann noch 
mit sozialrevolutionärem Protest vermengten, die Krone nach wie vor unnach­
giebig blieb und preußisches Militär mit Gewalt gegen Demonstranten vorging, 
entstand jenes revolutionäre Gemisch, das sich dann am 18. und 19. März in 
Berlin in der Errichtung von Barrikaden und blutigen Straßenkämpfen entlud. 
Diese Vorgänge sind oft und eindringlich geschildert worden und brauchen an 
dieser Stelle nicht mehr ausgeführt zu werden. Der König schwenkte um, ver­
zichtete von nun ab auf die militärische Konfrontation und suchte die politische 
Lösung des Konflikts. Mit dem Aufruf „An meine lieben Berliner“ gab er den 
revolutionären Kräften zunächst einmal nach und stellte den Abzug der Trup­
pen in Aussicht.2 Seine hochkonservativen Ratgeber, das königstreue Offizier­
korps und die Royalisten auf dem „platten Land“ stürzte er damit in einen tie­
fen Loyalitätskonflikt. Sie waren gleichsam per königliche Order zum Stillhal­
ten gezwungen, aber auch personell und organisatorisch kaum in der Lage, den 
revolutionären Kräften ernsthaften Widerstand entgegenzusetzen. Die Truppen 
mußten die Hauptstadt verlassen, der König konkretisierte sein Verfassungsver­
sprechen und leistete — nachdem das Kompromißministerium Arnim-Boitzen­
burg unter dem Druck der Straße nur Episode geblieben war — mit der Einset­
zung eines bürgerlichen Märzministeriums unter der Führung der rheinischen 
Liberalen Ludolf Camphausen und David Hansemann den wesentlichen Forde­
rungen der Opposition Folge. Nachdem schon am 17. März die Pressezensur 
gefallen war, stellte eine königliche Verordnung am 6. April die Vereins- und 
Versammlungsfreiheit her. Alle preußischen Staatsbürger waren nunmehr be­
rechtigt, „sich friedlich und ohne Waffen in geschlossenen Räumen zu versam­
meln, ohne daß die Ausübung dieses Rechtes einer vorgänglichen polizeilichen 
Erlaubnis unterworfen wäre.“3 Versammlungen im Freien mußten von der Ob­
rigkeit gestattet werden, wenn für öffentliche Sicherheit und Ordnung Gewähr 
geboten wurde. Und schließlich wurde allen Bürgern das Recht zugestanden, 
„zu solchen Zwecken, welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, sich ohne 
vorgängige polizeiliche Erlaubniß in Gesellschaften zu vereinigen.“4 5 Alle das 
freie Vereinigungsrecht beschränkenden und noch bestehenden Bestimmungen 
waren damit aufgehoben. Jede politische und gesellschaftliche Gruppe konnte 
sich nun auf rechtmäßigem Wege jene Institutionen schaffen, deren sie zur poli­
tisch wirkungsvollen Ausübung ihrer neuen Rechte bedurfte. Eine Welle von 
Vereinsgründungen und eine nie gekannte Pressevielfalt, Kundgebungen und 
Straßenumzüge, Petitionen und Adressen, Flugblätter und Karikaturen, Lese­
halle, Klubabend und politischer Frühschoppen legten davon überall ein bered­
tes Zeugnis ab.9

1 Vgl. V. Valentin, Bd. 1, 1970, S. 416.
2 Siehe den Abdruck bei E. R. Huber (Hrsg.), Dokumente, Bd. 1, S. 447.
3 Ebd., S. 452.
4 Ebd.
5 Materialreich und illustrativ in diesem Zusammenhang R. Springer, 1850, u. A. Wolff, 

1979.
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Die konservativen Kreise in der Bevölkerung haben auf den Ausbruch der 
Revolution ganz unterschiedlich reagiert. Dies ist nicht überraschend, denn sie 
waren zu diesem frühen Zeitpunkt noch viel weniger eine politische Gemein­
schaft als die die Revolution vorantragenden politischen Gruppen. Die einen 
haben die Dynamik der politischen Vorgänge im Frühjahr 1848 lediglich als 
„politischen Spuk“ abgetan und die Entschlossenheit der oppositionellen Bewe­
gung zur Erneuerung der politischen und sozialen Verhältnisse unterschätzt. 
Ein gemäßigt Konservativer wie der Gutsbesitzer Emst von Bülow-Cumme- 
row, seit den 1840er Jahren als ökonomisch versierter Publizist geschätzt und 
als aufmerksamer Beobachter der politischen Szenerie bekannt, demonstrierte 
noch am 18. März Zweckoptimismus. Er empfahl dem König, „sich an die Spit­
ze der Bewegung, jetzt wo es noch möglich ist, zu stellen, um diese zu beherr­
schen und das Haupt Deutschlands zu werden.“6 Ganz anders dagegen die 
reaktionären Frondeurs aus dem Ratgeberkreis des Königs. Sein Adjutant Leo­
pold von Gerlach sah zur Stabilisierung der inneren Verhältnisse „nur noch 
einen Hoffnungsstrahl: den Krieg mit Frankreich ... Meinetwegen mögen sie 
ohne Gegenwehr den Rhein mit seinen Festungen nehmen, wenn nur ein Krieg 
daraus wird.“7 Und einige hochkonservative Junker wie Adolf von Thadden- 
Trieglaff und der junge Otto von Bismarck planten gar Angriffe auf die Haupt­
stadt Berlin, um den König den Revolutionären zu entreißen.8 9 Dies alles wurde 
Anekdote und zeugte mehr von Ignoranz oder Selbsttäuschung als von einer 
realistischen Einschätzung des ihnen noch verbliebenen Handlungsspielraums. 
Wie eng dieser war, wurde den Konservativen bei Bekanntwerden der Ergebnis­
se der Wahlen zur Frankfurter und Berliner Nationalversammlung schmerzlich 
bewußt.

Spätestens zu diesem Zeitpunkt war klar, daß die Konservativen, gleich wel­
cher Schattierung, beim parlamentarischen Ringen um die brennenden Fragen 
von Verfassungsgestaltung und Nationalstaatsbildung nicht präsent waren. Der 
Weg in die Paulskirche blieb ihren Vertretern in Preußen, die erst' preußisch, 
dann deutsch, erst monarchisch, dann konstitutionell, wenn nicht gar noch ab­
solutistisch (hier waren die Grenzen fließend) dachten, versperrt. Die Rechte 
setzte sich dort aus konservativ gestimmten Liberalen, wie man vorsichtig sagen 
muß, zusammen; (der Prozeß der Fraktionsbildung war ja noch in vollem Gan­
ge). Erst Anfang Juni, nachdem die parlamentarische Debatte im Anschluß an 
den Antrag Raveaux’ zu einer Klärung der politischen Fronten beigetragen hat­
te, konnte in den Augen eines aufmerksamen Beobachters „von fertigen, konsti­
tuierten und organisierten Parteien die Rede sein.“10 Gleichwohl hatten die

6 Brief Ernst v. Bülow-Cummerows an Friedrich Wilhelm IV. vom 18. 3. 1848, ZStA Merse­
burg, Königliches Hausarchiv, Nl. Friedrich Wilhelm IV., Rep. 50J, Nr. 113.

7 Brief Leopold v. Gerlachs an Ernst Ludwig von Gerlach vom 29. 3. 1848, in: E. L. v. Ger­
lach, Briefe, 1970, S. 498.

8 E. L. v. Gerlach, Tagebuch (23. 3. 1948), 1970, S. 87. Vgl. ausführlicher unten, S. 58.
9 Am 19. 5. 1848 hatte der Abgeordnete Raveaux beantragt, daß die in die deutsche und in die 

preußische Nationalversammlung gewählten Abgeordneten das Recht erhalten sollten, beide 
Mandate anzunehmen. Sten. Ber. (Frankfurt), Bd. 1, S. 28 ff. Die beste zusammenfassende 
Analyse der Entstehung, Taktik und Organisation der Fraktionen immer noch bei G. Ziebu- 
ra, 1963, hier bes. S. 203 ff.

10 K. Biedermann, 1849, S. 11.
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Fraktionen mit ihren schlagwortartigen, z. T. lediglich in Nuancen unterschie­
denen Programmen nur für Eingeweihte und den politisch Kundigen feste Kon­
turen, die sich im Spiel der Abstimmungsschlachten nur allzu leicht verzerrten. 
Als sich die rechte Fraktion im „Steinernen Haus“, später dann im „Cafe Mila­
ni“ zusammenfand, war auch sie personell und in der politischen Zielsetzung 
nur schwer festzulegen. Konnte und wollte sie denn bei der Suche nach einer 
politischen Identität überhaupt ein Sammelbecken für die noch unorganisierten 
Gegner der Revolution sein, wo sie doch selbst ein Produkt dieser war? Sie war 
dazu schon programmatisch nicht bereit. Das von Radowitz redigierte Pro­
gramm vom 4. Juni11 sprach sich zwar für „Ordnung und entschiedenen Fort­
schritt“ aus; aber die Antworten, die man in der „Fraktion Milani“ auf die Fra­
gen nach dem Verhältnis von „Gesamtbund“ und Einzelstaaten, nach den Kom­
petenzen der Zentralgewalt und der Schöpfung einer „Gesamtverfassung“ fand, 
machte diese politische Gruppe im Grunde für die Konservativen in den Einzel­
staaten, vornehmlich in Preußen, als Bündnispartner inakzeptabel. Eindeutig 
legte sie sich auf die konstitutionelle Monarchie als für alle Einzelstaaten ver­
bindliche Staatsform fest, war aber in den Fragen der Kompetenzverteilung 
zwischen Zentralgewalt und den einzelstaatlichen Regierungen im Gegensatz 
zur gemäßigteren Fraktion Casino weitaus föderalistischer ausgerichtet. Daß 
überhaupt erwogen wurde, daß „Teile der bisherigen Machtvollkommenheit 
sämtlicher Bundesglieder von diesen abgetreten“ werden sollten und der zu­
künftigen Bundesverfassung notfalls auf dem Exekutionswege Geltung ver­
schafft werden konnte, machte dieses Programm in den Augen der preußischen 
Monarchisten in höchstem Maße verdächtig.12 13

Aber auch in der preußischen Nationalversammlung wußten die Konservati­
ven ihre Interessen nicht ausreichend vertreten. Am 22. Mai, dem Tag der 
Eröffnung der Nationalversammlung, kam es dort zunächst zu Vorgesprächen 
unter den Abgeordneten, die erst einmal dazu dienten, einander kennenzuler­
nen. Erstaunlich schnell fand sich dabei eine rechte Fraktion unter Führung des 
schlesischen Industriellen Karl August Milde zusammen. Sie sprach sich in 
ihrem Programm vom 15. Juni1J für die konstitutionelle Monarchie als die für 
Preußen verbindliche Verfassungsform aus und stellte sich, im Sinne des am 9. 
Juni durchgegangenen Antrags von Julius Berends — „Die hohe Versammlung 
wolle in Anerkennung der Revolution zu Protokoll erklären, daß die Kämpfer 
des 18. und 19. März sich wohl ums Vaterland verdient gemacht haben“14 -, 
auf den Boden der Tatsachen. Für die Konservativen bedeutete dies ein schier 
unerträgliches Zugeständnis und zeigte ihnen deutlich an, daß sich das politi­
sche Kräfteparallelogramm deutlich zu ihren Ungunsten verschoben hatte. 
Kaum ein Abgeordneter der „Rechten“ setzte dieser Erklärung, weder in der

11 Jetzt abgedruckt bei W. Boldt, 1971, S. 163 f.
12 Für die zweite Probenummer der Neuen Preußischen Zeitung hatte Radowitz das Pro­

gramm des „Milani“ expliziert und sich für den Zusammenschluß der Rechten und des rech­
ten Zentrums in der Paulskirche eingesetzt. Für Emst Ludwig von Gerlach und seinen Kreis 
wurden dabei die wesentlichen Grundlagen des Rechtsstaats, so wie die Konservativen ihn 
verstanden, aufgegeben. Vgl. E. L. v. Gexlach, Tagebuch (16. 6. 1848), 1970, S. 101.

13 Ein Abdruck des Programms bei F. Salomon, Bd. 1, 1907, S. 23 f.
14 Verhandlungen (Berlin), Bd. 1, S. 450.
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Nationalversammlung noch in der Fraktion, ernsthaften Widerstand entgegen. 
Rechtsgrundlage der Nationalversammlung sei das Wahlgesetz vom 8. April mit 
dem darin ausgesprochenen Vereinbarungsprinzip, und die Souveränitätsrechte 
sollten „von dem Könige und dem Volke zusammen ausgeübt werden“15, eine 
von taktischen Rücksichten geprägte und auf den ersten Blick griffige, der Sub­
stanz nach aber vage Formulierung, die, wie Manfred Botzenhart zu recht ver­
mutet, „auf eine Beibehaltung des königlichen Vetorechts bei gleichzeitiger Ein­
schränkung der herrscherlichen Prärogative“ abzielte.16 Hier klangen erste Dif­
ferenzen zwischen der rechten Fraktion der Nationalversammlung und den ei­
gentlich Konservativen an. Diese sollten das absolute Vetorecht der Krone im 
Verlauf der Jahre 1848/49 nicht antasten; das wurde Teil eines politischen Pro­
gramms, der die Konservativen deutlich von den Liberalen unterschied. Aber 
auch die weiteren programmatischen Vorgaben der rechten Fraktion waren 
nicht dazu geeignet, die Konservativen außerhalb der Nationalversammlung auf 
Unterstützung zu verpflichten. Beseitigung aller Reste und Folgen des Feudal­
systems, Freisetzung der Grundlasten und freie Verfügbarkeit über Grund und 
Boden, Wahl beider Kammern ohne Vorrechte und Privilegien, das war eigent­
lich liberales Credo, berührte konservatives Selbstverständnis und zeigte un­
mißverständlich an, „daß die Rechte der preußischen Nationalversammlung 
mehr eine gemäßigt liberale als eine konservative Partei sein sollte und im gan­
zen dem Frankfurter Casino ähnlich war.“17 Das Programm der Rechten fand 
schließlich bei 150-160 Abgeordneten der Nationalversammlung Zustimmung. 
Zu ihnen gehörten mit Camphausen, Hansemann, Auerswald und anderen die 
exponierten Vertreter jenes älteren preußischen Liberalismus, der schon die Op­
position auf dem Ersten Vereinigten Landtag geführt hatte. Die wenigen, im 
engeren Sinne Konservativen entstammten vornehmlich den pietistischen Wahl­
kreisen Westfalens und des Wuppertals oder gehörten dem preußischen Adel 
der ehemals polnischen Gebiete an. „Auf der rechten Seite nicht eine Stimme, 
die der Wahrheit die Ehre gibt“, schrieb Ernst Ludwig von Gerlach resigniert18 
und beschrieb die parlamentarischen Möglichkeiten der Konservativen damit 
durchaus zutreffend.

Für Konservative seines Schlages, die den Ablauf der Ereignisse aufmerksam 
verfolgt hatten und nüchtern einschätzten, stand spätestens Anfang Juni fest, 
daß von den Fraktionen der Nationalversammlungen in Frankfurt und Berlin 
keine angemessene Vertretung genuin konservativer Interessen, geschweige 
denn parteibildende Impulse zu erwarten waren. Gleichwohl haben sich einige 
in ihren Reihen von der Notwendigkeit der Einübung in parlamentarische Prak­
tiken überzeugen lassen, auch wenn man in diesen Kreisen 1848 nirgendwo hof­
fen konnte, den Trägem der Revolution den parlamentarischen Rang abzulau­
fen. Wirksame politische Interessenvertretung schien für die Konservativen des­
halb nur auf dem Weg der außerparlamentarischen Parteibildung, aber mit Blick 
auf das Parlament, möglich, und dies haben sie, soviel sei hier vorweggenom­

• 5 Vgl. oben Anm. 13, ebd.
16 M. Botzenhart, Deutscher Parlamentarismus, 1977, S. 443.
17 Ebd.
18 E. L. v. Gerlach, Tagebuch (8. 6. 1848), 1970, S. 100.
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men, scharfsinnig erkannt und mit Erfolg umgesetzt. Wie kein anderer unter 
den führenden politischen Kräften der preußischen Konservativen hat Ernst 
Ludwig von Gerlach diese gleichsam axiomatische Verklammerung von Parla- 
mentarisierung und Parteibildung gesehen: „Je größer der verfassungsmäßige 
Anteil des Volkes an der Leitung der Regierungsangelegenheiten, desto notwen­
diger ist die Gruppierung der Staatsbürger nach politischen Richtungen, mit 
anderen Worten die Organisation politischer Parteien. Die Bildung einer Partei 
hat den Zweck, alle Anhänger einer allgemeingrundsätzlichen politischen Rich­
tung zu gemeinsamem Wirken zu vereinigen und hierdurch dieser Richtung den 
Sieg über Abweichende zu verschaffen. Sie bedingt die Unterordnung spezieller 
Meinungsschattierungen unter allgemeine leitende Grundsätze, wodurch die 
Geltendmachung jener nicht ausgeschlossen, vielmehr nur dem Kampfe von 
Fraktionen innerhalb der Partei vorbehalten wird. Keine Staatsform, von der 
absoluten Monarchie bis zur Republik, schließt das Vorhandensein politischer 
Parteien aus, wenn sie ihnen auch nicht eine gleiche Geltung zugesteht; das 
constitutioneile System insbesondere ist aber von Parteikämpfen unzertrennlich 
und kann nur durch diese Leben gewinnen.“”

Gerlach stellte die Konservativen mit diesen klarsichtigen Formulierungen in 
den Prozeß der Vermittlung von Staat und Gesellschaft hinein und akzeptierte 
diesen als elementares Bedürfnis der bürgerlichen Gesellschaft. Der Konservati­
vismus der Revolutionszeit schien sich dadurch aber praktisch einer „Vergesell­
schaftung“ zu unterwerfen, gegen die er den Staat eigentlich verteidigen wollte. 
Mußten sich in diesem Wandlungsprozeß die ideologischen Präpositionen und 
die sozialen Trägerschichten des Konservativismus nicht verschieben? Gelang 
ihnen die Integration jener Bevölkerungsschichten, die sich 1848/49 nicht mit 
den revolutionären Veränderungen abfinden wollten und — damit zusammen­
hängend — wie haben diese ihr politisches Unbehagen überhaupt artikuliert? 
Diesen Fragen einmal nachzugehen und den Weg nachzuzeichnen, den ein Teil 
der preußischen Konservativen 1848 antrat und der sie zunächst vom außerpar­
lamentarischen Verein zur im Parlament tätigen Partei führen sollte, hat sich die 
folgende Untersuchung als Aufgabe gestellt.

Die vorliegende Arbeit umschließt dabei einen Zeitraum, in dem wie kaum in 
einem anderen in der deutschen Geschichte des 19. Jahrhunderts das politische 
und soziale Gefüge der Herrschaftsbeziehungen zur Disposition gestellt war 
und damit einem tiefgreifenden, alle Lebensbereiche erfassenden sozialen Wan­
del Rechnung getragen wurde. Die deutsche Revolution von 1848/49 markiert 
in dieser Hinsicht einen historischen Schnittpunkt, bei dem es, wie dies Alexis 
de Tocqueville schon 1850 zutreffend analysierte, „nicht mehr bloß um eine 
Modifizierung, sondern um eine Transformation des Gesellschaftskörpers 
schlechthin ging...“. Man könne spüren, schrieb Tocqueville, „daß die Alte 
Welt am Ende ist: Wie aber wird die Neue aussehen?“19 20 Die Erschütterungen 
der politischen Ordnungsgefüge und die Verschiebungen der sozialen Konstel­

19 NPZ Nr. 50 v. 31. 8. 1848, 2. Beil. Der Artikel datiert vom 27. 8.: „Die Bildung einer con- 
servativen Partei und der Verein für König und Vaterland“.

20 Siehe den Brief Tocquevilles an Eugene Stoffels vom 28. 4. 1850, abgedruckt in: I. Geiss 
(Hrsg.), 1972, S. 269.
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lationen haben dabei in besonderem Maße die Entstehung der politischen Par­
teien geprägt. Das läßt sich sowohl für die Herausbildung ihrer spezifischen 
politischen Theorien als auch für ihre Bemühungen um eine organisatorische 
Verfestigung sagen. Beides war — und das gilt sicherlich für alle 1848 wirksa­
men politischen Gruppierungen — noch im Fluß. Es scheint mir aus diesem 
Grunde zweckmäßig zu sein, sich vorab über zwei für die folgende Untersu­
chung grundlegende Begriffe Klarheit zu verschaffen, wenngleich die dazu not­
wendigen Ausführungen an dieser Stelle nur heuristischen Wert haben können: 
Was hieß 1848 „conservativ“ und mit welchem Begriff der „Parthei“ öder des 
politischen Vereins läßt sich die konservative Vereinsbewegung überhaupt ange­
messen analysieren?

Es wird sich herausstellen, daß die Antworten, die man auf die erste Frage 
jeweils zu geben vermag, von den Ereignissen oft genug überholt werden. Der 
Begriff des „Konservativen“ war, wie alle zentralen und ideologisch befrachte­
ten Kategorien der Revolutionszeit, einem steten Bedeutungswandel unterwor­
fen, ja man möchte fast sagen, er hatte sich jeweils unter tagespolitischen Vor­
zeichen zu bewähren. Dennoch gilt auch hier: die Zugehörigkeit zu einer Partei 
setzt unter ihren Mitgliedern den Konsens über die Lösungsmodelle für die 
zentralen Strukturprobleme einer Epoche voraus. Die Chance zur Organisation 
einer politischen Gemeinschaft — einer Partei oder eines Vereins — ist aber nur 
gegeben, wenn es den Theoretikern (oder Führern) einer politischen Bewegung 
auch gelingt, diesen Konsens für den politischen Alltag programmatisch fest­
zuschreiben. Hat es unter Konservativen in den ersten Revolutionswochen ei­
nen derartigen solidaritätsstiftenden Minimalkonsens gegeben?

Am 1. März 1848 veröffentlichte das in den konservativ-pietistischen Kreisen 
Sachsens vielgelesene „Volksblatt für Stadt und Land“ aus Halle einen Artikel 
mit der Überschrift „Conservativ“21, ergänzend dazu vier Wochen später zwei 
Beiträge mit dem gleichlautenden Titel „Unsere Aufgabe in dieser Zeit“.22 „Uns 
recht besinnen, daß wir wissen, was wir sind und was wir wollen“ war das 
Leitmotiv der Aufsätze aus der Feder des Chefredakteurs Franz von Floren­
court, in denen skizzenhaft die programmatische Ausgangstage der preußischen 
Konservativen zu Beginn der Revolution umrissen wurde. Da war zunächst in 
sehr elastischen Formulierungen davon die Rede, der wahre Konservative wolle 
vom Althergebrachten nur das Gute bewahren, sei aber zu Reformen bereit, 
„wenn eine wirkliche, nicht eingebildete Anforderung der Zeit oder das Wohl 
des Vaterlandes“ dies erforderlich mache. Die revolutionären Umwälzungen 
zwangen aber schon bald zu Präzisierungen. In Abgrenzung zur liberalen und 
demokratischen Opposition bestand Florencourt auf der „Erhaltung der 
Grundformen des staatlichen und bürgerlichen Lebens“. Darunter sei „in staat­
licher Beziehung die zwar durch Volksberatung erleuchtete, aber in ihren letz­
ten Entscheidungen freie und ungebundene Souveränität des Fürsten“ zu verste­
hen. Das war im Grunde genommen eine verkürzte Beschreibung des monar­
chischen Prinzips, wie es Friedrich Julius Stahl gleichsam als verfassungsrechtli­

21 Volksblatt Nr. 18 v. 1. 3. 1848, Beil.
22 Volksblatt Nr. 26 v. 29. 3. 1848 und Nr. 27 v. 1. 4. 1848; das folgende ebd.
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ches Paradigma für den Eintritt der Konservativen in den konstitutionellen Ver­
fassungsstaat geschaffen hatte. Darüber hinaus spielte ein für das weltanschauli­
che Selbstverständnis des Konservativismus gar nicht zu unterschätzendes Be­
harren auf jenen Rechtsgrundlagen eine Rolle, die den preußischen Protestantis­
mus als richtungweisende Religionsgemeinschaft an den preußischen Staat band 
und die in der Formel vom „Bündnis von Thron und Altar“ ihre fast schon 
symbolische Überhöhung erhielt. Geringere Berührungsängste schien es dage­
gen in der Behandlung der nationalen und sozialen Fragen zu geben. Das Vater­
land könne man sich, so Florencourt, als geschlossene Einheit durchaus vorstel­
len, doch organisch gegliedert müsse diese sein, was dem nationalen Gedanken 
konservativer Provenienz nun in der Tat eine stark partikularistisch-ständestaat- 
liche Note gab. Zupackender und mit konkreteren Lösungsvorschlägen ging der 
Artikel dagegen die Probleme der Sozialfürsorge an. Es stehe außer Zweifel, so 
ließ das „Volksblatt“ seine Leser wissen, „daß mehr für die geistliche und leibli­
che Wohlfahrt der arbeitenden Klassen geschehen“ müsse. Hilfe zur Selbsthilfe, 
oder, wie der Hallenser Historiker und konservative Vereinspolitiker Heinrich 
Leo geschrieben hat, Kampf dem „entsittlichenden Krieg der freien Konkur­
renz“23 waren die Zauberformeln konservativer Sozialpolitiker, die nicht wenige 
in ihren Bann schlagen sollten und die die revolutionäre Bewegung in Preußen 
nachhaltig zu schwächen vermochten.

Insgesamt waren all diese programmatischen Ansätze noch nicht ausgereift, 
aber dies war ja nicht nur bei den Konservativen der Fall. Dennoch: Monarchi­
sches Prinzip, christlicher Staat, preußischer Partikularismus und eine Daseins­
fürsorge für die Unterschichten mit einem deutlich paternalistischen Zuschnitt, 
das waren die Motive, mit denen sich die Anhänger konservativer Wertvorstel­
lungen durchaus identifizieren konnten und mit denen sie sich aus dem weitge­
fächerten Spektrum der politischen Meinungen absetzen lassen. Sie waren ver­
bindlich genug, um sich ideologisch gegenüber den politischen Theorien der 
Liberalen und Demokraten als eigenständige Kraft ins Spiel zu bringen. Ihre 
relative Unbestimmtheit ließ andererseits den Vertretern der verschiedenen 
konservativen Ordnungskonzeptionen genügend Spielraum zur Identifikation 
und Integration. Inwieweit dieser gleichsam vorrevolutionäre Konservativismus 
durch die Revolution selbst umgeprägt wurde, ist eine ganz andere Frage.

Der noch relativ unbestimmten programmatischen Zielsetzung entsprach un­
ter den politischen Gruppierungen eine zu Beginn der Revolution noch ganz 
unterentwickelte organisatorische Infrastruktur. Dafür hatte eine restriktive 
Vereinsgesetzgebung im Vormärz gesorgt, die vor allem die liberale und demo­
kratische Opposition in ihrer organisatorischen Entwicklung blockiert hatte 
und die die Entstehung einer entsprechenden Parteitheorie verzögern mußte. 
Demgegenüber hatte für die Konservativen in den 1840er Jahren noch keine 
Veranlassung bestanden, dem monarchischen Staat als eigenständige politische 
Kraft gegenüberzutreten; sie haben deshalb den Weg zur Partei erst verspätet 
angetreten und sind, von wenigen Ausnahmen wie dem Sozialpolitiker Victor 
Aime Huber abgesehen, über einige Ansätze zur Formulierung einer spezifisch 

23 H. Leo, Universalgeschichte, Bd. 6, 21850, S. 736.
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konservativen „Parteitheorie“ nicht hinausgekommen. 1848 herrschte in allen 
politischen Lagern über den Bedeutungsgehalt der Begriffe „Parthei“ oder 
„Verein“, namentlich über den Terminus „politischer Verein“, mitnichten 
Übereinstimmung. Dies hat in der Forschung im Grunde bis heute nachgewirkt 
und die Diskussion über die Entstehungsbedingungen der deutschen Parteien 
schon terminologisch belastet. Alternative Lösungsvorschläge haben sich bis 
heute nicht durchsetzen können.24 Eine Ursache dafür bildete der tiefgreifende 
Bedeutungswandel, dem die Begriffe „Partei“ und „Verein“ gerade um die Mitte 
des 19. Jahrhunderts ausgesetzt waren und dem die politischen Gruppierungen 
auf sicherlich unterschiedliche Weise Rechnung getragen haben.

Noch im Vormärz hatte ein Verein in politischen Fragen lediglich „Partei 
nehmen“ können; jetzt plötzlich sollte er sich zu einer Partei bekennen oder gar 
in ihr aufgehen. Auf die zahlreichen politischen Vereine außerhalb der Parla­
mente und die Fraktionen in den Nationalversammlungen wurde der Begriff 
„Partei“ in einer Weise angewendet, „daß sowohl Vereine wie Fraktionen (Ge­
sellschaften, Clubs) als Teile von .Parteien' im bereits üblichen Sinne von (poli­
tischen) Richtungen oder Gesinnungsgemeinschaften begriffen wurden.“25 
„Vereine“: das waren die politischen Verbände in Stadt und Land, „Parteien“ 
gaben die Gesamtrichtung an. Doch haben sich die semantischen Dimensionen 
dieser Begriffe regional überlagert; eine Systematisierung war ihnen kaum ir­
gendwo unterlegt, und praktisch waren sie nirgends scharf geschieden.

Für die Konservativen hing beides von Anbeginn an eng miteinander zusam­
men: „Mit dem Parteiwesen geht das Vereinswesen Hand in Hand“, meinte ein 
Gründungsmitglied des Berliner „Preußenvereins“26 und spielte damit auf einen 
zusätzlichen Faktor im Prozeß der Parteienbildung an, den der Organisation.27 
So schrieb das „Volksblatt für Stadt und Land“ schon am 29. März 1848: „Eine 
Partei ist ein um ein bestimmtes Banner geschaarter, für einen bestimmten 
Zweck wirksamer, zu einer kompacten Einheit zusammengeschlossener 
Kreis“28, und kam damit unserem heutigen Verständnis von Parteien schon rela­
tiv nahe.

In diesem Zusammenhang hat Dieter Langewiesche jüngst einen Definitions­
vorschlag gemacht, der für die Analyse gerade der Frühformen der deutschen 
Parteienbildung einen differenzierteren Zugriff erlaubt, als dies bislang möglich 

24 So hat z. B. J. P. Eichmeier, 1968, den Begriff des „Parteivereins“ zur Beschreibung der 
politisch organisierten Kräfte außerhalb der Parlamente eingeführt. Die methodischen Vor­
teile dieser neuen Variante sind nicht unmittelbar einsichtig und wohl auch nicht zwingend. 
Ein ausführlicher Überblick über die Begriffsgeschichte bei M. Botzenhart, Deutscher Par­
lamentarismus, 1977, S. 338 ff.

25 K. v. Beyme, Partei, Fraktion, in: GG, Bd. 4, 1978, S. 716.
26 J. Kuhr, Bd. 1, 1877, S. 2.
27 Die Fähigkeit zur Organisation gilt seit R. Michels’ klassischer Untersuchung „Zur Soziolo­

gie des Parteiwesens in der modernen Demokratie“ aus dem Jahre 1911, 1970, S. 29 f., als 
Grundbedingung für die Entstehung politischer Parteien: „Das Prinzip der Organisation 
muß also als die conditio sine qua non der sozialen Führung der Massen betrachtet werden.“ 
Auch neuere Arbeiten zur Parteiensozioiogie haben sich dem grundsätzlich angeschlossen. 
J. La Palombara und M. Weiner, 1966, betonen darüber hinaus, als Partei könne nur dieje­
nige Organisation angesehen werden, die den Anspruch auf Kontinuität erheben und diesen 
auch institutionell durchsetzen könne.

28 Volksblatt Nr. 26 v. 29. 3. 1848.
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war.29 Langewiesche versteht unter Partei „alle organisierten Gruppierungen“, 
„die sich durch gemeinsame Grundüberzeugungen von anderen politischen 
Gruppierungen abheben, sich nicht auf die Vertretung bestimmter beruflicher 

Interessen beschränken und darauf zielen, die staatliche und öffentliche Willens­
bildung zu beeinflussen sowie ihre Repräsentanten in ein Parlament zu entsen­
den.“30 Seine Definition gestattet sowohl die Abgrenzung von politischen Verei­
nen auf der einen und Interessenverbänden auf der anderen Seite als auch eine 
Unterscheidung zwischen Verein und Parlamentsfraktion. Die folgende Unter­
suchung der konservativen Vereinsbewegung wird mit dieser Definition arbei­
ten. Die offene Frage, in welchem Maße wirtschaftliche Interessenvertretungen 
konservativer Observanz oder eine im engeren Sinne konservative Parlaments­
fraktion Vereinsgründungen initiiert und den Parteibildungsprozeß beschleu­
nigt haben, bleibt davon unberührt.

Daß es bis heute keinen durchweg sachlich überzeugenden und allseits aner­
kannten Begriff von „Partei“ und „Verein“ gibt, hat seinen Grund auch in den 
unterschiedlichen Ansätzen, mit denen die Entstehung der Parteien in Deutsch­
land datiert wird.31 Übereinstimmung besteht aber in der Auffassung, daß „das 
Jahr 1848 der Auftakt für eine Parteibildung größeren Stils“ gewesen ist.32 Denn 
erst die Revolution schuf die Grundbedingungen - gesellschaftspolitische Frei­
räume und mit den Parlamenten die politisch-staatlichen Organe —, auf die die 
Parteien per definitionem angewiesen waren. Daß die Geschichte der „Parteien“ 
von 1848 immer auch Revolutionsgeschichte ist, hat aber noch einen anderen 
Grund. Er liegt in der Frage, der sich 1848 jeder stellen mußte und die auch den 
politisch Untätigen aus der Reserve lockte: War man für die Revolution oder 
war man dagegen? Diese Frage hat in den Revolutionsjahren nicht nur Debatten 
beherrscht, Fraktionen gebildet und die Meinungsbildung vor den Türen der 
Parlamente erzwungen. Sie stellte für die Parteien in ihrer apodiktischen Form 
einen gleichsam weltanschaulich-akademischen Überhang bei der Fortschrei­
bung ihrer politischen Theorien dar.33 In der Tagespolitik führte diese „Glau­
bensfrage“ im weiteren Verlauf der Revolution zu einer scharfen Polarisierung 
unter den politischen Aktivisten, die „Partheischattierungen“ zunehmend nivel­

29 D. Langewiesche, Anfänge, 1978, S. 324-361.
30 Ebd„ S. 325.
31 M. Botzenhart, Parlamentarismusmodelle, 1974, S. 129, meint, der Begriff der „Partei“ dür­

fe „in seinem heutigen Bedeutungsgehalt auf die politischen Vereinsorganisationen der Jahre 
1848/49 angewendet werden.“ Tn. Nipperdey, Grundprobleme, 1973, S. 89, sieht erste An­
sätze im frühen 19. Jahrhundert und ein kontinuierlich bestehendes Fünfparteiensystem seit 
den 1840er Jahren. G. A. Ritter, Parteien, S. 11, verlegt „die Anfänge der deutschen Par­
teien schon in die 1830er Jahre“. H. Fenske, Strukturprobleme, 1974, S. 22 ff., sucht die 
Anfänge schon in der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts. Demgegenüber vertritt H. Kaack, 
1971, S. 28, die These, die Revolutionsjahre 1848/49 hätten noch keine Parteien hervorge­
bracht.

32 Th. Schieder, Grundlagen, 1958, S. 134.
33 Daß die deutschen Parteien im 19. Jahrhundert, verglichen mit den Parteien anderer Länder, 

„in besonderem Maße an Prinzip und Doktrin, Theorie und Idee gebunden, oder, auf weni­
ger reflektierter Ebene, an Gesinnung und Weltanschauung" ausgerichtet waren, hat 
Th. Nipperdey, Grundprobleme, 1973, S. 90 f., betont. Für den im deutschen Sprachraum 
gängigen Terminus „Weltanschauungspartei“ hat es m. E. in vergleichbaren westeuropä­
ischen Ländern keine Parallele gegeben.
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lieren mußte und Bündnisse geradezu diktiert hat.34 Es wird deshalb nötig sein, 
in dieser Arbeit zunächst mit einem anscheinend konventionellen Thema zu 
beginnen und einen kursorischen Blick auf die politischen Ideen der Konserva­
tiven vor 1848 zu werfen, um vor diesem Hintergrund später die Umformung 
der politischen Programme konservativer Provenienz unter revolutionären Be­
dingungen einordnen zu können.

Nun hängt ein Parteiensystem nicht nur von den verfassungsmäßigen Rah­
menbedingungen ab. Es lebt auch nicht nur von weltanschaulichen Traditions­
beständen und den politischen Leitbildern seiner Teilnehmer, sondern ist in sei­
ner jeweiligen Entstehung und Erhaltung, darauf hat M. Rainer Lepsius in 
einem eindringlichen Aufsatz aufmerksam gemacht, „Ausdruck bestimmter 
vorpolitischer sozialer Konstellationen“ und „Träger bestimmter politischer 
Grundorientierungen, die durch soziale Strukturzusammenhänge vorgeprägt 
sind und konstitutive soziale Konflikte innerhalb einer Gesellschaft reflektie­
ren.“35 36 Lepsius’ These zielt auf die historisch-soziologische Analyse eines Par­
teiensystems. Welche Bedeutung kommt diesem methodischen Konzept aber für 
die Analyse einer Partei zu? Es verlangt m.E. neben einer Untersuchung der 
sozialen Strukturveränderungen und der damit einhergehenden Herausbildung 
einer an politische Grundorientierungen gebundenen politischen Theorie, wie 
sie oben angesprochen wurde, zunächst eine soziale Strukturanalyse des gesam­
ten Organisationsgefüges einer Partei. Wenn man voraussetzen will, daß der 
konservativen Vereinsbewegung an einer Blockierung der die Revolution tra­
genden sozialen und politischen Gruppen gelegen war, so verspricht eine struk­
turelle Betrachtung des Vereinswesens einmal Aussagen über die Stärke und 
sozio-kulturelle Provenienz der Mitglieder. Zudem rückt sie — das macht sie 
revolutionsgeschichtlich interessant — diejenigen Sozialgruppen ins Licht, die 
sich 1848/49 nicht mit den von der Revolution initiierten Veränderungen abzu­
finden vermochten. Von daher gesehen bewegt sich unsere Untersuchung auf 
zwei unterschiedlichen Analysefeldem: l.) Parteien markieren in Verfassungs­
staaten mit einem demokratischen Wahlrecht die einer Gesellschaft innewoh­
nenden sozialen und politischen Konfliktzonen. Sie sind Ausdruck sozialer 
Spannungen und politischer Machtkämpfe. Indem sie nun die Widersprüche 
und Probleme, unter denen Teile einer Gesellschaft auf je unterschiedliche Wei­
se leiden, in Forderungen und Aktionen transponieren, haben sie für die Be­
schreibung des politischen und sozialen Zustands einer Gesellschaft eine gleich­
sam expressive Funktion* Dies dürfte vor allem für eine revolutionäre Gesell­
schaft gelten, in der größere Teile der Bevölkerung in hohem Grade politisiert 
werden. 2.) Auf der anderen Seite zwingen Parteien die Vertreter der mannigfal­
tigsten Interessen und Ziele innerhalb einer Partei zu Verhandlungen, zu ge­
meinsamer Formulierung ihrer Forderungen und verpflichten ihre Mitglieder 

34 „Die politischen Parteien scheide ich nach ihrem fundamentalen Gegensatz in die Parteien 
der Revolution und die Parteien der Legitimität“, lautete eine berühmt gewordene Formu­
lierung Friedrich Julius Stahls. Bezeichnenderweise stammt sie aus einer Vorlesung vom 
Winter 1850/51. Vgl. F. J. Stahl, Parteien, 21863, S. 2.

35 M. R. Lepsius, Parteiensystem, 1973, S. 61.
36 Vgl. dazu S. Rokkan, 1965, S. 675.
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auf ein gemeinsames Handlungsrepertoire. Sie stiften damit, ungeachtet aller in­
teressenpolitischen und ideologischen Differenzen unter ihren Mitgliedern — 
und das ist gerade für die Phase der Entstehung einer Partei in hohem Maße 
bedeutsam — einen politischen Grundkonsens. Weiterhin spielen hier Fragen 
nach der beruflichen, sozialen, religiösen und geographischen Provenienz der 
Mitglieder einer Partei und der Hierarchisierung der innerparteilichen Entschei­
dungsgremien eine Rolle. Diese Problemzonen weisen deutlich auf die endogene 
Funktion einer Partei hin.37 Beide Wirkungsbereiche galt es zu berücksichtigen. 
Methodisch verlangte dies ein kombiniertes Verfahren von chronologischer und 

systematischer Darstellung.
Nach einer skizzenhaften Betrachtung der sozialen Strukturbedingungen, der 

politischen Ordnungskonzeptionen und Organisationsbemühungen des preu­
ßischen Konservativismus vor 1848 (Kap.I) werden zunächst die gescheiterten 
Versuche verschiedener konservativer Gruppen betrachtet, den Siegeszug der 
liberalen und demokratischen Kräfte in Staat und Gesellschaft abzubremsen und 
neue Instrumente der politischen Herrschaftssicherung auch unter revolutionä­
ren Bedingungen zu entwickeln (Kap.II). Im Vordergrund der weiteren Unter­
suchung wird dann die Geschichte der Entstehung und organisatorischen Kon­
solidierung der konservativen Vereine in Preußen vom Frühsommer 1848 bis 
zur Vertagung und Verlegung der Nationalversammlung nach Brandenburg im 
November 1848 stehen (Kap.III/IV). Dabei werden folgende Fragen die Unter­
suchung begleiten: Welche Gruppen der Konservativen haben sich an Vereins­
gründungen beteiligt und welche nicht? Wie hoch war der Einfluß der „Partei- 
zentrale“ um die „Kreuzzeitung“, der konservativen Interessenverbände des 
preußischen Großgrundbesitzes und der Kreisverwaltungen auf die Vereins­
gründungen, wie verliefen diese auf lokaler und regionaler Ebene, oder zuge­
spitzt formuliert: Hatten die Vereinsinitiativen der ersten Phase einen eher ma­
nipulativen oder einen gar „populistischen“ Charakter? Ständig wird uns dabei 
die Frage beschäftigen, welche Position die konservativen Vereine zu den zen­
tralen Fragen der preußisch-deutschen Politik im Revolutionsjahr bezogen ha­
ben. Die Arbeit wird sich dann einer systematischen Strukturanalyse des kon­
servativen Vereinswesens zuwenden müssen (Kap.V). Dabei geht es um die Be­
schreibung von Aufbau und Organisation, Organen und Apparat sowie die Be­
stimmung von sozialem Profil von Leitungsinstanzen und Vereinsbasis; hier 
wird also auf die endogene Funktion einer Partei geschaut. Von Interesse ist 
daneben zu wissen, wo es konservative Vereine gegeben hat und welche Bedeu­
tung diese für das politische und soziale Klima in einer Region hatten. In wel­
chen Gegenden gab es keine konservativen Vereine und warum gab es dort kei­
ne?38 Inwiefern haben staatliche Organe (Landräte, Militärbehörden), kirchliche 
Ämter und berufsspezifische Verbände (wie die zahlreichen landwirtschaftli­
chen Vereine) gegenüber den konservativen Vereinen loyalitätsbindend ge-

37 Stein Rokkan spricht an dieser Stelle von den instrumentalen und repräsentativen Funktio­
nen einer Partei.

38 Ich folge hier Fragestellungen, wie sie Ch. Tilly, 1963/64, für die Analyse konterrevolutio­
närer Bewegungen entwickelt hat.
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wirkt? Und was hat die Mitgliedschaft in einem konservativen Verein letzt­
endlich für das Selbstverständnis der beteiligten Individuen und Sozialgruppen 
bedeutet? Inwieweit gaben die Vereine Sozialisationsinstanzen ab, in denen der 
Adel als normativer Bezugspunkt für die soziokulturelle Milieuanpassung bür­
gerlicher Kreise fungieren konnte?3’

Anschließend werden politische Theorien und praktische Bemühungen kon­
servativer Gruppen thematisiert, die die Revolution als den spontanen Aus­
bruch einer Strukturkrise des sozialen Systems erlebten und versuchten, in der 
Behandlung sozialer Fragen, kirchenpolitischer Angelegenheiten und kommu­
naler Probleme konservative Altemativkonzeptionen durchzusetzen. Ihr Ziel 
war, diejenigen Bevölkerungsschichten an sich zu binden, die sich von der sich 
durchsetzenden Industrialisierung und der alle Lebensbereiche umspannenden 
Rationalisierung und Demokratisierung existentiell bedroht fühlten (Kap.VI). 
Das führt dann zur Beteiligung der konservativen Vereine an den Wahlkämpfen 
vom Januar 1849. Hier hatte sich jenes taktische Konzept vom Bündnis mit den 
Unterschichten, von dem sich der sozialkonservative Parteiflügel mittelfristig 
die Rückkehr zur politischen Macht versprach, im politischen Alltag zu bewäh­
ren. Oder hatte das von einer orthodox-konservativen Gruppe protegierte Vor- 
Ort-Bündnis mit den Liberalen bessere Realisierungschancen? Hier gilt es dann, 
die Bezüge zwischen den konservativen Vereinen und der Kammerfraktion auf­
zuhellen und deren Verhalten im Zuge der Reichsverfassungskampagne und im 
Vorfeld des Wahlrechtsoktrois zu charakterisieren (Kap.VII/VIII). Welche Ver­
eine haben dabei mit den Ministerien kooperiert? Haben sie die Entscheidungs­
findung überhaupt beeinflussen können? Und wie sind sie dann mit den sich 
verschärfenden Bedingungen der preußischen Vereinsgesetzgebung unter dem 
„System Manteuffel“ zurechtgekommen? Daß die Konservativen in Preußen 
1848/49 zur Bildung einer schlagkräftigen Partei bereit waren, wurde oben 
schon angedeutet; ob sie aber dazu auch langfristig fähig waren, das war eine 
ganz andere Frage.

Anlaß für die Beschäftigung mit den Entstehungsbedingungen und der politi­
schen Wirkungsgeschichte konservativer Vereine war ein zunächst vages Unbe­
hagen an bislang vorliegenden Erklärungsmodellen über Verlauf und Scheitern 
der deutschen Revolution von 1848/49. Die relativ starke Politisierung breiter 
Bevölkerungsschichten - der Begriff der „politischen Öffentlichkeit“ gewinnt 
ja gerade 1848 eine ganz neue Qualität -, die weit gefächerten und vielfältig 
unterstützten Reformbemühungen innerhalb und außerhalb der Parlamente, die

39 Diese Fragestellungen lehnen sich eng an ein heuristisches Modell an, das Max Weber 
zwecks Vorbereitung einer Vereinsenquete der Deutschen Gesellschaft für Soziologie auf 
dem ersten Deutschen Soziologentag in Frankfurt im Jahre 1910 vorgestellt hat. Vgl. M. We­
ber, 1924, S. 441-447. Webers Interesse galt dabei einer „Soziologie des Vereinswesens im 
weitesten Sinne des Wortes, vom Kegelklub ... angefangen bis zur politischen Partei und 
zur religiösen oder künstlerischen oder literarischen Sekte.“ Die Enquete ist damals nicht 
mehr zustandegekommen. Webers theoretische Vorüberlegungen zu einer soziologisch­
historischen Gesamtanalyse des deutschen Vereinswesens im 19. Jahrhundert gerieten weit­
gehend in Vergessenheit. Auf dem Deutschen Historikertag 1982 in Münster haben sie im 
Rahmen einer Sektion über die Bedeutung der Vereine in der deutschen Gesellschaft des 
19. Jahrhunderts eine gewisse Renaissance erlebt. O. Dann (Hrsg.), Vereinswesen und bür­
gerliche Gesellschaft in Deutschland, München 1984.
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rege Teilnahme an allen Belangen in politischen Organisationen, in religiösen 
Organen wie den Kirchentagen und unzähligen Berufsverbänden, dies alles ist 
zu Recht als eine in die Zukunft weisende Leistung der revolutionären Bewe­
gung in Deutschland beschrieben worden. Aber steht das nicht in einem krassen 
Mißverhältnis zum erdrutschartigen Einbruch jener politischen Kräfte im Jahre 
1849, denen es darum ging, auch in Deutschland der Demokratie zum Durch­
bruch zu verhelfen? Diese Frage hat die Revolutionsforschung immer wieder 
neu belebt; und diese hat darauf viele Antworten gefunden. Gemeinsam ist den 
verschiedenen Forschungsansätzen, daß sie die Gründe für das Scheitern der 
deutschen Revolution bei ihren Protagonisten gesucht haben, und dabei hat das 
Bürgertum in all seinen politischen Klassifizierungen die meiste Aufmerksam­
keit gefunden. Darin erschöpfen sich aber auch schon die Gemeinsamkeiten. 
Die Gründe für den Zerfall und die Schwäche der Träger der Revolution sind 
nach wie vor strittig, und die Ursachenkataloge, die für die einzelnen Erklä­
rungsmodelle herangezogen werden, sind durchaus vielfältig. Werfen wir einen 
summarischen Blick auf die heute gängigen Deutungskonzeptionen, bietet sich 

folgendes Bild:
Die marxistischen Interpretationsmodelle setzen immer noch weitgehend, 

aber nicht nur, auf die orthodoxe Verratsthese, wonach sich die Bourgeoisie der 
historischen Aufgabe, als Hegemon der Revolution den zwangsläufigen Ent­
wicklungsprozeß vom Feudalismus zum Kapitalismus voranzutreiben, verwei­
gert habe. Im Interesse wirtschaflicher und sozialer Subsistenzsicherung und aus 
Furcht vor einer Sozialrevolutionären Entwicklung habe sie sich an die alten 
Feudalgewalten angelehnt und ihre historische Rolle verspielt.40 Andere sehen 
nuancierter im unkoordinierten Vorgehen der Volksmassen als Träger der Revo­
lution - städtisches Kleinbürgertum, Bauernschaft und „plebejische Schichten 
bzw. Proletariat“ gehören dazu41 - den entscheidenden Grund für die Nieder­
lage der revolutionären Bewegung.42 43 Demgegenüber steht die nicht-marxistische 
Revolutionsforschung in der hier behandelten Frage ganz im Zeichen der Aus­
einandersetzungen über Charakter und Entwicklung des deutschen Liberalis­
mus im 19. Jahrhundert. Zunächst wurden in der Spaltung der vormärzlichen 
bürgerlichen Opposition in Liberale und Demokraten und im Versagen vor der 
Doppelaufgabe, Einheit und Freiheit gleichsam in einem Zuge verwirklichen zu 
müssen, die zentralen Gründe für das Scheitern der Revolution gesehen.41 
Neuere Resümees haben demgegenüber gewichtige Vorbehalte geltend gemacht. 
So hat Dieter Langewiesche unter Zuhilfenahme eines modemisierungstheoreti- 
schen Ansatzes darauf hingewiesen, daß nationalstaatliche Zielsetzungen „eine 

40 Klassisch bei K. Marx in „Die Bourgeoisie und die Konterrevolution*, MEW, Bd. 6, 
S. 102 ff. Vgl. auch W. Schmidt, Revolutionen, 1979, S. 639-659; noch einmal ganz dogma­
tisch in der ansonsten bemerkenswerten Arbeit von J. Hofmann, Ministerium Camphausen- 
Hansemann, 1981, bes. S. 174 f.; er stellt den Prozeßcharakter des Verrats heraus (S. 44). Ein 
guter Überblick über die aktuellen Forschungstrends bei J. Hofmann und W. Schmidt, 1980, 
S. 143-168. Für die ältere Forschung siehe A. Dorpalen, 1970, S. 324 - 368.

41 Vgl. W. Schmidt, Bourgeoisie, 1977, S. 1180.
42 K. Obermann, Deutschland, 41976, S. 302 f.
43 So etwa Th. Schieder in seinem Beitrag in Gebhardts Handbuch der deutschen Geschichte, 

S. 144 ff., und F. Eyck, 1973, S. 459 f.
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der wenigen grundsätzlichen Gemeinsamkeiten“ bildeten, „die zumindest 
punktuell die Spaltung der bürgerlichen Revolutionsbewegung in Demokraten 
und Liberale überbrückten.“44 Er betont gegenüber älteren Arbeiten, daß die 
Grundsatzkontroverse um die Staatsform - Republik oder konstitutionelle 
Monarchie — stärker als alle anderen Faktoren zum Scheitern der Revolution 
beigetragen habe. „In diesen konträren Konzeptionen überlappten sich Legiti- 
mations- und Partizipationskrise, und es deutet sich in ihnen als Vorwegnahme 
der Zukunft bereits eine Umverteilungskrise an - das also, was die Zeitgenos­
sen der Revolution als Befürchtungen oder Hoffnungen mit dem Begriff »soziale 
Frage' verbanden.“ Der liberale Teil des Bürgertums habe dabei im Lager der 
Demokraten Versuche am Werke gesehen, die politische Revolution in eine 
soziale zu überführen und die Eigentumsverhältnisse zur Disposition zu stellen; 
er sei deshalb „aus seiner eigenen politischen Emanzipationsbewegung“ ausge­
schert.45 Demgegenüber haben andere Erklärungsversuche die angebliche 
„Schuld“ der Liberalen weitgehend relativiert und zugleich die Deutungsversu­
che der älteren Forschung noch einmal unterstrichen.46 So hat Thomas Nipper­
dey jüngst noch einmal betont: „Politik und Strategie der Liberalen sind durch­
aus verständlich und legitim.“47 Er führt ebenfalls mehrere Problemkomplexe 
als Ursache für das Scheitern der Revolution an, hebt jedoch besonders hervor, 
„daß es das großdeutsch/kleindeutsche Problem und das Problem des österrei­
chischen Nationalitätenstaates und seiner nationalen Konflikte waren, die am 
meisten zählten“; die „spezifisch deutsche Vorprägung der nationalen Frage war 
der entscheidende Punkt.“48

44 D. Langewiesche, Republik, 1980, S. 531.
45 Ebd., S. 530 und 547. In jüngeren, die Entwicklung in den verschiedenen europäischen Staa­

ten miteinander vergleichenden Arbeiten hat Langewiesche seine Position mittlerweile etwas 
modifiziert und einen vielschichtigeren Katalog der Ursachen für das Scheitern der Revolu­
tion von 1848/49 entwickelt. Er betont darin vor allem das gleichzeitige Mit- und Gegenein­
ander von zukunftsgerichteten Lebensperspektiven und rückwärtsgewandten Wertmaßstä­
ben, quer durch die politischen und sozialen Gruppen hindurch, die das Durchsetzungsver­
mögen der revolutionären Bewegung erheblich geschwächt hätten. Daß dieses heterogene 
Orientierungsgefüge auch und gerade bei den Konservativen politisch zu Buche geschlagen 
hat, werden wir zeigen. In diesen Zusammenhang gehören auch die Land-Stadt-Konflikte - 
ein gesamteuropäisches Merkmal der Revolutionsjahre -, in denen Langewiesche eine zen­
trale Ursache für das Scheitern der europäischen Revolutionen sieht. Man wird Langewie­
sche beim gegenwärtigen Stand der Forschung darin zuzustimmen haben, in der Unfähigkeit 
der Revolutionäre zur Reduktion der sozialen, politischen und ökonomischen Probleme auf 
ein unter dem Druck der Zeit noch zu bewältigendes Maß einen der wichtigsten Gründe für 
das Scheitern der Revolution von 1848/49 zu sehen. Siehe dazu jetzt D. Langewiesche, 
Europa, 1985, S. 109 ff., und ders., Handlungsbedingungen, 1983, S. 341-362, bes. 
S. 359 f.

46 Vgl. vor allem Th. Nipperdey, Kritik, 1976, S. 259-278 und M. Stürmer, 1974, S. 228. Ein 
subtileres Erklärungsmodell bei W. Schieder, 1980, bes. S. 34. Nach Schieder waren mehrere 
Gründe für das Scneitem der Revolution verantwortlich: der Widerstand der alten Dyna­
stien, der königstreuen Offiziere und Beamten; die Lethargie der bäuerlichen Massen; und 
nicht zuletzt die innere Schwäche der revolutionären Bewegung.

47 Th. Nipperdey, Deutsche Geschichte, 1983, S. 665.
48 Ebd., S. 669. Die verschiedenen Interpretationsmuster sind natürlich in sich und untereinan­

der wesentlich vielschichtiger; die hier vorgestellten Thesen sollen auf die zur Zeit konträren 
Positionen in groben Zügen hinweisen.
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Sowohl der orthodox-marxistische Ansatz als auch die hier vorgestellten 
nicht-marxistischen Deutungskonzeptionen suchen die Gründe für das Schei­
tern der Revolution in der Hauptsache bei den Verlierern; das war und bleibt 
naheliegend. Nur sind über die auch zeitpolitisch motivierten Bemühungen um 
eine Geschichte der „historischen Verlierer“ der Revolution die eigentlichen 
„Sieger“ fast in Vergessenheit geraten.4’ Dies hatte mehrere Gründe. Auch die 
„Sieger“ des Jahres 1848 zählten 1945, vor allem nach den Erfahrungen mit den 
Konservativen in der ersten deutschen Republik, zu den historisch und politisch 
Verantwortlichen; die Frage nach den Konservativen blieb nicht zuletzt deshalb 
im Bemühen um eine demokratische Traditionsstiftung in den Gedenkschriften 
zur hundertjährigen Wiederkehr des Revolutionsjahres ausgeklammert. Wie 
keine der politischen Theorien stand der deutsche Konservativismus nach dem 
Zweiten Weltkrieg unter Ideologieverdacht; als historisches Thema war er lange 
Zeit nicht aktuell. So figurieren die Konservativen, im Grunde bis heute, in den 
Darstellungen zur deutschen Revolution als jene dunkle Macht — „Reaktion“, 
„Konterrevolution“, die „Rechte“ oder die „alten Gewalten“ sind die wohl gän­
gigen Umschreibungen -, die 1849 plötzlich wieder aus der politischen Versen­
kung auferstand und die vorrevolutionären Verhältnisse mit Hilfe eines noch 
intakten Militärapparates weitgehend zu restaurieren vermochte. Waren aber 
die preußischen Staatsorgane 1849 dazu überhaupt fähig, ohne nicht zugleich 
breite Unterstüzung in der Bevölkerung zu finden?

Nun rühren derartige Fragen zwar an das gängige Bild einer vom preußischen 
Obrigkeitsstaat geknebelten, weithin demokratisch-liberalen Öffentlichkeit in 
der Revolution, aber es gibt schon gewichtige Gründe, sie einmal zu stellen. 
Diese liegen vor allem in jenem komplexen Beziehungsgefüge, das durch ein 
Gegen- und Miteinander von politisch modernen Emanzipationsbedürfnissen 
und sozial-restaurativen Wertbindungen charakterisiert werden kann. Dieses 
Phänomen läßt sich bei allen politischen und sozialen Bewegungen, verstärkt 
seit den 1830er Jahren, beobachten. In Zeiten politischer Systemkrisen scheinen 
konservative Gruppen aus dieser Dichotomie aber ungleich mehr Kapital schla­
gen zu können als ihre politischen Widersacher, d. h. sie binden ganz oder teil­
weise jene sozialen Gruppen an sich, die ihre Forderungen nach politischer Par­
tizipation zu Gunsten sozio-ökonomischer Subsistenzsicherung aufgegeben ha­
ben. Unser Augenmerk muß sich deshalb auf das politische Verhalten jener 
Berufsgruppen richten, die, wie die mittelständische Bauernschaft, frühzeitig 
aus der Revolution ausgeschert sind, oder die, wie z. B. die Handwerker, durch 
technologische Innovation und Umgestaltung der Produktionsmittel langfristig 
von sozialem Abstieg bedroht schienen. Denn sowenig der Liberalismus mit 
dem Bürgertum identisch war, sowenig dürfte der Konservativismus ausschließ-

49 Hier sei etwa an die Rede des damaligen Bundespräsidenten Gustav W. Heinemann anläß­
lich der Eröffnung der Erinnerungsstätte für die Opfer der Revolution in Rastatt am 26. Juni 
1974 erinnert; ein Abdruck der Rede „Die Freiheitsbewegungen in der deutschen Geschich­
te“ in: GWU, 1974, S. 601—606. Heinemann mahnte dazu, „bestimmte Bewegungen in 
unserer Geschichte, die unsere heutige Demokratie vorbereitet haben, aus der Verdrängung 
hervorzuholen und mit unserer Gegenwart zu verknüpfen.“ (S. 603).
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lieh mit der preußischen Gutsaristokratie liiert gewesen sein. Schließlich war 
keine der politischen „Parteien“ 1848 klassenhomogen.

Die Revolution gilt heute weithin als die Geburtsstunde der modernen Par­
teien in Deutschland. Wo aber ihre Geburtsstätte liegt — in den Fraktionen der 
Nationalversammlungen oder in den außerparlamentarischen Vereinen —, das 
war lange Zeit strittig. Die Fraktionen der Nationalversammlung, vor allem in 
der Paulskirche, haben zuallererst das Augenmerk der Forschung auf sich gezo­
gen. Nur sie galten nach einer Formulierung Ludwig Bergsträssers als „Parteien 
von 1848“50, eine Einschätzung, die die deutsche Parteiengeschichtsschreibung 
vorerst auf eine Geschichte der politischen Ideen und der Parteien in den Parla­
menten festlegen sollte. „In dieser Frühzeit der Parteiengeschichte gab es Partei­
tätigkeit im Grunde nur in den und um die Fraktionen. ... Die Fraktionen sind 
im wesentlichen die Parteien“, schrieb Theodor Schieder mit Blick auf die 
Frankfurter Nationalversammlung.51 Mit einer ganz neuen Fragestellung haben 
sich dann Thomas Nipperdey52 und Walter Tormin53 der deutschen Parteienge­
schichte zugewandt. Die „Organisationen, die Institutionen und die Willensbil­
dung innerhalb der Parteien untersuchen, Aussagen über die Zahl und die Zu­
sammensetzung der Mitglieder und über die Tätigkeit der Parteien außerhalb 
des Parlaments machen“54, das waren die Forschungsperspektiven, die nachge­
wirkt haben und für jede parteiengeschichtliche Untersuchung verbindlich ge­
blieben sind. Nun waren es nicht mehr nur die Fraktionen, die die Parteien 
bildeten, sondern mit ihnen, z. T. organisatorisch verbunden, hielten die politi­
schen Vereine Einzug in die Parteiengeschichte. Wo dabei das Schwergewicht 
gelegen haben mag, dazu stehen sich zur Zeit zwei Positionen gegenüber. Nach 
Ansicht Werner Boldts ging die Bildung organisierter Parteien „nicht von den 
Vereinen, sondern von den Fraktionen aus, die sich dabei der Vereine bedien­
ten.“55 Demgegenüber haben Botzenhart und Langewiesche die eigenständige 
Leistung des außerparlamentarischen Vereinswesens deutlicher herausgestellt.56 
Sie konnten zeigen, daß sich in den Revolutionsjahren eine Art Mehrparteiensy­
stem herausgebildet hat, „das aus einem engmaschigen städtischen Organisa­
tionsnetz bestand, das in unterschiedlicher Intensität mit den parlamentarischen 
Zentren in Frankfurt bzw. in Wien und in den Einzelstaaten verbunden war: 
a) die Arbeiterbewegung, b) die demokratischen Gruppierungen, c) die liberal­
konstitutionellen Vereine, d) die katholischen Piusvereine und e) die konservati­
ven Organisationen.“57

50 L. Bergsträsser, Parteien, 1919, S. 180-211.
51 Th. Schieder, Grundlagen, 1958, S. 151.
52 Th. Nipperdey, Organisation, 1961.
53 W. Tormin, 1966.
54 Ebd., S. 7.
55 W. Boldt, 1971, S. 47, hat m. E. in seiner Dokumentation das konservative und katholisch­

klerikale Vereinswesen nicht ausreichend gewürdigt und mußte nicht zuletzt deshalb zu die­
ser falschen Auffassung gelangen.

56 Siehe M. Botzenhart, Deutscher Parlamentarismus, 1977, S. 315 ff. und D. Langewiesche, 
Anfänge, 1978, S. 339 f.

57 So im Forschungsbericht von D. Langewiesche, Revolution und vorrevolutionäre Gesell­
schaft, 1981, S. 470.
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Was die letzteren angeht, so liegt unser Kenntnisstand heute eigentlich deut­
lich hinter den Forschungsergebnissen zurück, die zu den erstgenannten 
Vereinsbewegungen vorliegen.58 Die von älteren Handbüchern abweichende 
These Bußmanns, die Konservativen hätten in den Revolutionsjahren „eine be­
merkenswerte Fähigkeit zur Organisation“ entwickelt,59 60 61 62 63 64 kann sich zur Zeit auf 
eine nur bescheidene Anzahl einschlägiger Untersuchungen stützen. Aus dem 
Kreis konservativer Traditionsbilder40 und den zahlreichen Parteiengeschich­
ten41 ragt die Arbeit Erich Jordans heraus, die methodisch noch ganz der älteren 
nationalökonomischen Schule verpflichtet war.42 Jordan hat die Entstehung ei­
ner konservativen Partei auf eine Reaktion der alten Eliten auf den sozio-öko­
nomischen Strukturwandel in den agrarisch geprägten Regionen Preußens zu­
rückgeführt, dem die liberale Agrargesetzgebung der ersten Revolutionsmonate 
politische Reformen wie die Aufhebung der Grundsteuerfreiheit und Patrimo­
nialgerichtsbarkeit gleichsam nachschieben wollte. Die „Wurzel der konservati­
ven Partei“ sieht er in der Organisierung des Widerstands gegen die liberale 
Kirchenpolitik einer Trennung von Kirche und Staat, wobei sich gutsherrlicher 
Adel und die „Masse der kleineren Leute“ zusammenfanden. Inwieweit dieses 
„Bündnis“ Bestand hatte und nicht nur eine singuläre Erscheinung war, wird 
bei Jordan nicht mehr ausgeführt. Seine Darstellung bricht mit der Verlegung 
der preußischen Nationalversammlung im November 1848 ab und bleibt des­
halb für die konservative Parteiengeschichte im Revolutionsjahr fragmentarisch. 
Die These, daß weltanschaulich-religiöse Grundorientierungen die Entste­
hungsbedingungen des organisierten Konservativismus in hohem Maße geprägt 
haben, hat Marjorie E. Lamberti noch prononcierter vertreten.45 Obgleich ihre 
Untersuchung auf einer schmalen Quellenbasis beruht, führt Lamberti eine 
doch differenzierende Analyse der konservativen Bewegung vor. Diese habe 
sich in den Revolutionsjahren in einen orthodox-reaktionären Flügel um die 
Kreuzzeitung und eine zur liberalen Mitte hin koalitionsbereite Mehrheit in den 
Vereinen und bei den Abgeordneten der Kammern aufgespalten, wobei sich die 
Pragmatiker gegenüber der doktrinären Rechten hätten durchsetzen können.45

58 Genannt seien in diesem Zusammenhang nur die Arbeiten von J. P. Eichmeier, 1968; 
H. Gebhardt, 1974; J. Paschen, 1977; E. Schraefler, 1972.

59 W. Bussmann, 1981, S. 502.
60 Siehe an älteren Arbeiten G. v. Below, 1911, S. 1089-1100 und 1121-1132; mit biographi­

schen Skizzen H. v. Arnim und G. v. Below (Hrsg.), 1925; wirkungsgeschichtlich und bio­
graphisch wichtig H. J. Schoers, Preußen, *1981.

61 Siehe u. a. L. Bergsträsser, Geschichte,111965; O. Stillich, 1911; O. E. Schüddekopf, 1951; 
K. Buchheim, 1954, S. 41-56; ferner H. Grebing, Die Konservativen, 1957, S. 403-412.

62 E. Jordan, 1914.
63 M. E. Lamberti, 1966, S. 283: „The orthodox groupings, which had organized and participa- 

ted in partisan confessional conflicts before 1848, were the vanguard of the conservative 
Opposition to the Revolution.“ Insgesamt argumentiert die Arbeit auf einer sehr schmalen 
Quellenbasis; Archivmaterialien wurden überhaupt nicht herangezogen.

64 Ebd., S. 177: „The performance of the conservative deputies in the Chambers and the politi- 
cal activities of the conservative societies attest that the center of gravity in the party lay with 
those, who made modest concessions to the demands for the constitutional monarchy and 
libertarian reforms. During the Revolution the conservative party was led by men whose 
politics were guided less by traditional ideology than by the desire to win elections and to 
recruit a populär following and by the pressure of political changes since the March days of 
1848.“
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Demgegenüber hat William J. Orr den geradezu manipulativen Zugriff der 
„Kreuzzeitungs-Partei“ auf die konservative Vereinsbewegung herausgestellt.65 
Jener elitäre Führungszirkel markiere den politischen Aktivposten innerhalb des 
preußischen Konservativismus. Als Repräsentant einer nahezu klassenhomoge­
nen Formation, bestehend aus Vertretern der Guts- und Hofaristokratie sowie 
hohen Staatsbeamten um die Gebrüder Gerlach, Otto von Bismarck, Hans von 
Kleist-Retzow und dem Chefredakteur der „Neuen Preußischen Zeitung“, 
Hermann Wagener, habe die „Kreuzzeitungs-Partei“ in weit stärkerem Maße 
als die moderaten Vereine den organisierten Widerstand gegen die revolutionäre 
Bewegung vorangetrieben: „Kreuzzeitung partisans were active in organizing 
and co-ordinating the activities of conservative societies which had Sprung up in 
the summer of 1848“.66 Politische Grundsatzdiskussionen über den Stellenwert 
von Monarchie und Adel im konstitutionellen Verfassungsstaat blieben Orr zu­
folge auf die exponierte Kreuzzeitungsgruppe beschränkt.67 Gleichwohl muß 
dabei die Frage gestellt werden, inwieweit diese theoriebildenden Debatten auf 
die politische Programmatik der Vereine in den Provinzen abgestrahlt haben. 
Im ganzen ist Orrs Untersuchung eher eine Geschichte des Führungspersonals 
der Partei als eine systematische und empirisch unterfütterte Gesamtanalyse.

Nun ist auch in der deutschen Forschung vor einigen Jahren der Konservati­
vismus als Thema neu entdeckt worden, was sich in zahlreichen Publikationen 
niedergeschlagen hat.68 Für den hier behandelten Zeitraum hat Klaus Klatte in 
seiner Dissertation die Politik des „Vereins zur Wahrung der Interessen des

65 W. J. Orr, Kreuzzeitung Party, 1971, stellt den bislang eindrucksvollsten Beitrag zur Politik 
des preußischen Konservativismus in der Revolution von 1848/49 dar. Doch hat sich auch 
Orrs Untersuchung lediglich auf die Materialien des Gerlach-Archivs, Erlangen, stützen 
können, was einige Verzerrungen in der Beurteilung des Handlungsspielraums konservativer 
Führungseliten leicht erklärt. Vor Orr hatte schon Jacques Droz eindringlich auf die politi­
sche Bedeutung der preußischen Konservativen für den Verlauf der Revolution hingewiesen. 
Aber auch Droz richtete sein Augenmerk in erster Linie auf die Gruppe jener Konservati­
ven, die die Kreuzzeitung ins Leben gerufen hatten. Die konservativen Vereine erwähnt 
Droz nur am Rande. Gleichwohl ist seine Studie auch heute noch wichtig, weil sie sehr 
anschaulich die enge Verknüpfung des Konservativismus mit den religiösen Weltbildern des 
Protestantismus zeigt. Vgl. Jacques Droz, Prfoccupations sociales et preoccupations reli- 
gieuses aux origines du parti conservateur prussien, in: Revue d’histoire moderne et contem- 
poraine2, 1955, S. 280-300.

66 Ork, Kreuzzeitung Party, 1971, S. 555.
67 Siehe W. J. Orr, Prussian Ultra Right, 1976, S. 295-310.
68 Ein verstärktes Interesse an strukturellen Problemen des Konservativismus in Deutschland 

hat kürzlich das diesem Thema gewidmete „Kursbuch“ (1983) signalisiert; darin ist von 
besonderem Interesse der Beitrag von H.-J. Puhle, Programm, S. 45-60. Wichtig erscheint 
mir vor allem sein Hinweis, daß politischer Konservativismus in Zeiten starken sozialen 
Wandels „eine wichtige Warner- und Bremserfunktion“ auszufüllen vermag; er artikuliere 
„in angemessener Weise die Interessen jener Teile der sich modernisierenden Gesellschaft, 
die dem sozialen Wandel Widerstand entgegenzusetzen versuchten und bestrebt waren, den 
noch bestehenden oder gerade erst (z. B. in der Revolution) veränderten Status ouo in der 
Macht-, Besitz- und Chancenverteilung gegenüber den Folgen einer dynamischen Wirt­
schaftsentwicklung oder einer Expansion staatlicher Politik zugunsten der weniger Besitzen­
den zu verteidigen.“ (S. 54). Auch die 1983 erschienene Festschrift für Fritz Fischer ist ganz 
diesem Thema gewidmet; siehe D. Stegmann u. a. (Hrsg.), 1983. - Klassische Beiträge zum 
Konservativismus von Karl Mannheim, Samuel Huntington u. a. vereinigt H. G. Schumann 
(Hrsg.), 1974. Nach Abschluß des Manuskripts erschien P. Kondylis, 1986, der den Konser­
vativismus historisch neu zu verorten versucht. Einen Literaturüberblick geben K. Ffritz- 
sche, 1979 und 1980 und W. Schwentker, 1986.
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Grundbesitzes und Förderung des Wohlstandes aller Volksklassen“ als ideolo­
gisch kaum vorgeprägte und von pommerschen adeligen Großgrundbesitzern 
dominierte Interessenvertretung gedeutet, die erst zu einem Zeitpunkt gegen die 
Nationalversammlung und das Ministerium Camphausen-Hansemann oppo­
nierte, als die liberale Agrargesetzgebung die materiellen Privilegien der Gutsbe­
sitzer entschädigungslos abbauen wollte.6’ Richard Schult sieht in den Konser­
vativen eine „Partei wider Willen“69 70, Hubertus Fischer steckt in einem beach­
tenswerten Aufsatz die Spielräume für die erfolgreiche Rekrutierung konserva­
tiver Massengefolgschaft in den Wahlkämpfen 1849/52 ab.71

In der DDR stand die Erforschung der konservativen Bewegungen jahrzehn­
telang im Schatten jener Arbeiten, die sich den revolutionären oder „progressi­
ven“ Kräften in der deutschen Revolution zugewandt hatten. Wer sich mit kon­
terrevolutionären Bewegungen beschäftigte, dem ging es in der Regel entweder 
um den „Verrat“ der Großbourgeoisie oder um die Staatsstreichpläne feudal­
junkerlicher und militaristischer Führungseliten.72 Die Artikel „Verein für Kö­
nig und Vaterland“ und „Verein zur Wahrung der Interessen des Grundbesitzes 
und Förderung des Wohlstandes aller Volksklassen“ von Konrad Canis waren 
materialmäßig dem Buch E. Jordans verpflichtet und gaben seiner Untersu­
chung lediglich eine marxistische Umdeutung.73 Erst in jüngster Zeit haben sich 
die Forschungsperspektiven in der DDR-Historiographie verstärkt auf den 
preußisch-deutschen Konservativismus gerichtet. Siegfried Schmidt hat dazu ein 
vorläufiges Resümee gezogen.74 Generell unterscheidet das marxistische Erklä­
rungsmuster zwischen einer Bourgeoisie und einer junkerlichen Konterrevolu­
tion. Nur die letztere habe sich in der konservativen Partei organisiert, die sich 
durch eine enge Verbindung mit der „reaktionär junkerlichen Staatsmacht“ aus­
zeichne und sich 1848 im wesentlichen aus vier Gruppen zusammengesetzt 
habe: „der Kamarilla, die am 30. März, einen Tag nach der Bekanntgabe der 
Bildung des bürgerlich preußischen März-Ministeriums entstand; der .Neuen 
Preußischen Zeitung' (Kreuzzeitung), dem zentralen Sprachrohr der preußi­
schen Konservativen, dem .Verein für König und Vaterland*, der als Leitverein 
für die zahlreichen liberalen konservativen Vereine wirkte und zum ersten Mal 
eine nicht unbedeutende Massenbasis unter Mittel- und Großbauern, Kleinbür-

69 K. Klatte, 1974, bes. S. 302 f.
70 R. Schult, 1983. Schult geht von der Affinität der „Privilegierten“ (Herren, Ritter, Beamte 

und Offiziere) mit der konservativen Bewegung aus und betont ebenfalls die Sonderrolle des 
Gerlachkreises „für den Prozeß der Öffentlichkeitspartizipation“. Überhaupt ist für seinen 
Erklärungsansatz der Begriff „Öffentlichkeit“ zentral. Seine These, „den dauerhaftesten, nie 
wieder zurückgenommenen Erfolg der Revolution von 1848 in der Installation des Struktur- 
prinzips Öffentlichkeit“ zu sehen, hätte man einem Demokraten in den 1850er Jahren wohl 
nur mit Mühe plausibel machen können. Konstruktiver scheint mir dagegen Schults Über­
blick über die potentiellen Bündnispartner der Konservativen (z. B. Angehörige der subal­
ternen Beamtenschaft, Mitglieder des Offizierskorps, Kreisversammlungen und Kommunal­
beamte, das Landwirtschaftliche Vereinswesen und die protestantische Orthodoxie).

71 H. Fischer, 1983. Vom gleichen Autor liegt auch ein gewichtiger Beitrag über den „Treu­
bund mit Gott für König und Vaterland“ vor (1975).

72 Siehe dazu K. Canis, Militarismus, 1965 und M. Kliem, Genesis, 1960.
73 D. Fricke (Hrsg.), Parteien in Deutschland, Bd. 2, sowie D. Fricke (Hrsg.), Lexikon, Bd. 4, 

1986.
74 S. Schmidt, Junkertum, 1979. Vgl. auch D. Fricke, Erforschung, 1979.
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gern und auch Vertretern der Bourgeoisie besaß; der Organisation der unmittel­
baren ökonomischen Interessen der Rittergutsbesitzer im .Verein zur Wahrung 
der Interessen des Grundbesitzes und des Wohlstandes aller Volksklassen (Bü­
low-Verein)'.“75

Wenngleich Schmidt damit schon ein sehr differenziertes Bild der konservati­
ven Bewegungen entworfen hat, so bleiben seine Angaben über die tatsächliche 
Stärke und die soziale Komposition der Vereine doch vage. Ihr politisches Wir­
ken stehe, so die Meinung Manfred Kliems, doch ganz im Zeichen einer konter­
revolutionären Gesamtstrategie, die die konservativen Vereine für ihre Zwecke 
instrumentalisiert habe. Mit „beinahe stabsmäßiger Planung“ seien von den 
„Führungskräften der preußischen Feudal- und Junkerklasse auf Grund der je­
weiligen Situation strategische Zwischenziele für die Konterrevolution entwor­
fen worden“, die man in der Öffentlichkeit habe verschleiern können.76 In die­
sem Sinne besitzt auch dieses Erklärungsmuster einen stark manipulativen Cha­
rakter. Es bleibt daher zu fragen, in welchem Maße die konservativen Vereine 
von sich aus diesem Konzept gefolgt sind.

Aufgrund der vorliegenden Ergebnisse geht es im folgenden nicht nur um 
eine Geschichte der konservativen oder konterrevolutionären Eliten, sondern 
auch um eine Beschreibung konservativer Vereinspolitik „vor Ort“. Daß beides 
nicht voneinander zu trennen ist, muß an dieser Stelle nicht ausgeführt werden. 
Zu Beginn stellte das Vorhaben ein gewisses Risiko dar, da zunächst davon aus­
gegangen werden mußte, daß sich die Konservativen der Revolutionszeit vor­
nehmlich retrospektiv oder nur in beschränktem Umfang schriftlich erklärt hat­
ten. Ob die staatlichen Organe den konservativen Vereinen die gleiche Auf­
merksamkeit wie deren politischen Kontrahenten geschenkt hatten und deshalb 
archivalische Zeugnisse nur spärlich überliefert sein konnten, war eine zweite 
Frage. Beides hat sich zum Glück als Trugschluß herausgestellt. In den Zentra­
len Staatsarchiven der DDR in Merseburg und Potsdam und in den Staatsarchi­
ven von Berlin, Detmold, Münster, Potsdam und Szczecin (Stettin) konnte auf 
materialreiche Polizei- und Regierungsakten zurückgegriffen werden. Die in 
rheinischen, brandenburgischen und ehemals preußisch-pommerschen Stadt- 
und Gutsarchiven aufgefundenen Protokollbücher und Mitgliederverzeichnisse, 
die der Forschung bislang gänzlich unbekannt waren, die Auswertung von 
Adressen und Petitionen an Friedrich Wilhelm IV. aus den Akten des Gehei­
men Zivilkabinetts sowie die Korrespondenzen aus den Nachlässen der Beteilig­
ten haben jene Archivmaterialien ergänzt. Sie haben neben einer systematischen 
Sichtung der Flugblätter, Flugschriften und Zeitungen konservativer Provenienz 
die Quellenbasis für die nachstehende Untersuchung abgegeben.

75 S. Schmidt, Junkertum, S. 1068 f.
76 M. Kliem, Rolle, S. 329 f.





Erstes Kapitel

Konservativismus in Preußen vor 1848

1. Soziale Strukturbedingungen und politische 
Ordnungskonzeptionen

Seit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts gehört der Konservativismus neben 
dem Liberalismus und Sozialismus zu den großen politischen Ideologien, die in 
der deutschen Geschichte bis heute wirksam geblieben sind. Gleichwohl hat er 
sich einer allseits anerkannten, zeitübergreifenden Begriffsbestimmung immer 
wieder entzogen.1 Es gibt dafür mehrere Gründe. Konservatives Denken und

1 Versucht man einmal, sich einer Begriffsbestimmung über die bislang vorliegenden Deutungs­
muster zu nähern und diese, ungeachtet ihrer vielschichtigen Besonderheiten, zu systematisie­
ren, stößt man bald auf drei grundlegende Erklärungsansätze. Vgl. dazu S. Huntington, 
1974, S. 89—91. Die beste Orientierung über die verschiedenen Zugänge zum „Konservativis­
mus“ in M. Greiffenhagens Standardwerk „Das Dilemma des Konservatismus in Deutsch­
land“, 0977, S. 27-50; vgl. auch K. Lenk, Konservativismus, 1980, S. 3 f. Die älteren histori­
schen Interpretationsmooelle verstehen den Konservativismus als das ideologische Substrat 
einer historisch einmaligen Bewegung des deutschen Adels gegen die von der Aufklärung, der 
Französischen Revolution und der einsetzenden Industrialisierung ausgehenden Emanzipa­
tionsbestrebungen breiter bürgerlicher Schichten. Konservativismus ist hier sozial an die Ari­
stokratie gebunden und habituell durch eine feudal-agrarische Lebensordnung geprägt. Als 
Epochenpnänomen beschreibt er die Kritik dieser sozialen Gruppe an den politischen und 
gesellschaftlichen Veränderungen seit Beginn des 19. Jahrhunderts. S. Neumann, 1930, S. 7, 
vertritt die These, der preußische Adel sei der Träger des preußischen Konservativismus im 
19. Jahrhundert gewesen. Auch G. Ritter, 1913, S. 66, hält den Adel für „die soziale Kern­
schicht des Konservatismus“. Vgl. auch W. S. Rowland, 1969, S. 349—362. Ein universalisti­
scher Ansatz sieht dagegen den Konservativismus durch einen Wertkodex festgelegt, in dem 
ein Bündel von Sekundärtugenden (Ordnung, Disziplin, Glauben, Tradition) vereinigt ist. 
Dieser Konservativismus ist sozial und historisch offen. Es handelt sich bei ihm um ein ideal­
typisch gefaßtes anthropologisches Grundmuster, dem sich jeder, ungeachtet seiner berufli­
chen Stellung und losgelöst von einer konkreten politischen Situation, verpflichten kann. Vgl. 
etwa J. Romein, 1957, S. 217 ff. Auch R. Michels’ Definitionsvorschlag: Conservatism, 1930, 
S. 230, ist diesem funktionalistischen Modell verhaftet. Konservativismus zeigt bei Michels 
die „Tendenz, den Status quo zu erhalten“. Sein Plädoyer für eine „philosophische Bedeutung 
und Verwendung“ des Begriffs, der „eine bestimmte Weltanschauung umschließt“, scheint 
mir historisch zu unpräzise. Konservativismus ist in diesem Sinnkontext als Ersatzideologie 
für alle Gruppen, die an der Macht bleiben wollen, instrumentalisierungsfähig. Demgegen­
über betonen krisentheoretische Erklärungsmodelle, daß sich konservative Strömungen jedes­
mal dann neu beleben, wenn ein etabliertes soziales und politisches Ordnungssystem erschüt­
tert wird und dessen Normen zur Disposition gestellt werden. Dieser Konservativismus 
erfaßt jene Sozialgruppen, die von einer gesellschaftlichen Destabilisierung existentiell be­
droht scheinen und deshalb ihre sozialen Ängste und Hoffnungen, meist in Verbindung mit 
antimodernen Werthaltungen, in eine konservative Ideologie einzubringen versuchen. Vgl. 
den klassischen Aufriß zum Problem des Konservativismus bei Mittel- und Unterschichten
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Handeln gewinnt Gestalt immer nur in spezifischen historischen Sinnzusam­
menhängen. Es wandelt sich von einer historischen Phase zur anderen und 
nimmt dabei jeweils unterschiedliche Inhalte in sich auf. Konservative Ord­
nungsentwürfe sind dementsprechend epochengebunden. Ihnen fehlt das utopi­
sche Element; einen kreativen Gestaltungswillen wird man in ihnen meistens 
vermissen. Denken und Handeln gehören für den Konservativen zusammen; 
denn das, was gedacht wird, ist eigentlich immer schon da. Es sind diese stereo­
typen Denkmuster des Konservativismus, die die Formulierung einer konsisten­
ten politischen Theorie erschwert haben. Oft genug sind die Konservativen über 
die vage Umschreibung einer wie auch immer gearteten „Weltanschauung“ 
nicht hinaus gekommen.

Auf diese und andere Eigenarten des Konservativismus hat schon Karl Mann­
heim mit seiner im Jahre 1927 veröffentlichten Untersuchung über „Das kon­
servative Denken“ aufmerksam gemacht.2 Daß Mannheim mit dieser Analyse

bei E. Bloch, 1935, bes. S. 23 ff. und S. 35 ff.; siehe auch S. M. Lipset und E. Raab, 1970, 
S. 124 ff. C. Rossiter, 1968, S. 290-295, beschreibt diese Erscheinungsform als „situational 
conservatism“ und als „a pattem of social behavior“. Nun deuten diese verschiedenen und 
sich nicht in jedem Fall widersprechenden Interpretationsansätze zwar die Perspektiven an, 
mit denen sich wissenschaftliche Arbeiten zum Konservativismus bislang ihrem Gegenstand 
zu nähern pflegten. Es scheint aber zweifelhaft, ob jeder dieser Erklärungsansätze für sich 
allein genommen eine hinreichende theoretische Ausgangstage schafft, um Entstehungsbedin­
gungen und Inhalte des Konservativismus historisch präzise zu bestimmen. Für eine histori­
sche Aufarbeitung des Themas würde sich, so möchte man meinen, der erste hier vorgestellte 
Ansatz noch am ehesten empfehlen. Doch neuere Arbeiten zur Sozialgeschichte der deut­
schen Gesellschaft zwischen Restauration und Revolution sehen nicht mehr nur allein im 
Adel die soziale Trägerschicht des Konservativismus. Das zweite, universalistische Modell 
kommt für eine historische Verortung des Konservativismus ebenfalls nicht in Betracht. Uni­
versalistische oder anthropologische konservative Grundmuster sind eben nicht nur dem poli­
tischen Konservativismus zu eigen, sondern Enden sich in allen politischen Lagern, je nach 
sozialer oder politischer Lage. Das dritte, krisentheoretische Modell hat, für sich allein 
genommen, den Nachteil, kein überzeugendes Argument für die Kontinuität konservativer 
Ideen über Phasen der politischen und sozialen Destabilisierung hinaus anbieten zu können. 
Will man also überhaupt mit derartigen generalisierenden Erklärungshypothesen an die Fra­
ge, was man vor 1848 als „conservativ“ zu verstehen hatte, herangehen, so wäre ein kombi­
niertes Modell denkbar, das die historischen Kontinuitätsstränge des Konservativismus eben­
so zur Geltung bringen könnte, wie die krisentheoretischen Elemente sein oft spontanes Auf­
leben und seine relative soziale Offenheit erklären würden.

2 Wirkungsgeschichtlich bedeutsam geworden ist: K. Mannheim, 1927, 21970. Erst kürzlich 
veröffentlichten D. Kettler, V. Meja und N. Stehr die vollständige Fassung der von Mann­
heim im Jahre 1925 in Heidelberg eingereichten Habilitationsschrift unter dem Titel: 
K. Mannheim, Konservatismus. Ein Beitrag zur Soziologie des Wissens. Die Herausgeber 
entdeckten das Manuskript unter den Papieren des 1980 verstorbenen Nachlaßverwalters Karl 
Mannheims, Paul Kecskemeti. Mannheim selbst hatte 1927 nur einige Kopien der im AfSS 
veröffentlichten Auszüge aus der Habilitationsschrift, mit denen er schließlich berühmt wur­
de, in der Heidelberger Universitätsbibliothek deponiert. Für die Konservativismusforschung 
ist die Veröffentlichung der vollständigen Fassung der Schrift, die ursprünglich den Titel 
„Altkonservatismus: Ein Beitrag zur Soziologie des Wissens“ trug, ein Ereignis ersten Ran­
ges. Nach ihrer Lektüre möchte man meinen, daß die methodologisch bedeutsamsten Passa­
gen der Arbeit bis heute unbekannt geblieben sind. Zwar hat Mannheim den substantiell 
wichtigen Abschnitt über altständischen und romantischen Konservativismus vollständig ver- 
öffentucht; der Verzicht auf die Publikation des grundlegenden Eingangskapitels über die 
Strukturfragen und Problemlagen der Wissenssoziologie hat gleichwohl Gewicht; (das fehlen­
de Kapitel über die Entstehung der Historischen Rechtsschule bei Gustav Hugo und Fried­
rich Karl von Savigny mag man eher missen). In seiner Einführung begründet Mannheim 
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ein wegweisender Durchbruch gelang, hatte im wesentlichen zwei Gründe. 
Mannheim scheidet einmal den „Traditionalismus“ als „Mentalität“ oder als 
„formalpsychologische Eigenschaft“ vom Konservativismus, von dem man ei­
gentlich erst zu einem Zeitpunkt sprechen könne, als die traditionsgeleitete 
Mentalität bestimmter Bevölkerungsgruppen durch das Vordringen rationali­
stisch-aufklärerischer Bewegungen verunsichert und dadurch reflektiert wurde? 
Zum anderen knüpft Mannheim das Zustandekommen des modernen Konser­
vativismus an bestimmte „soziologisch-historische Vorbedingungen“. Der hi­
storische Sozialkomplex müsse „ausgesprochen dynamisch (prozeßartig) gewor­
den sein“, und diese Dynamik müsse sich im Zuge einer sozialen Differenzie­
rung des Gesellschaftskörpers vollziehen, so daß „mehr oder minder homogen 
reagierende, horizontal zusammenfaßbare Schichten entstehen, von denen eini­
ge sich der forttreibenden Tendenzen annehmen, andere wieder das Beharren 
oder gar den Rückschritt (in steigendem Maße bewußt) fördern.“3 4 5 Dieser sozia­
len Aufspaltung entspreche eine Scheidung der politischen Ideen, wobei sich die 
Parteien von Fortschritt und Beharrung zuerst „um das Politische (und später 
um das rein Wirtschaftliche)“ gliedern. Kurz, das Vorhandensein eines theore­
tisch artikulierten Konservativismus sei „nur in einer klassenmäßig geschichte­
ten Gesellschaft“ möglich?

Wenn auch wir die Gedanken Karl Mannheims hier aufgreifen und für die 
Vorüberlegungen zu unserem Thema fruchtbar machen wollen, dann schälen 
sich zwei grundlegende Fragestellungen heraus: 1. Welche Bestandteile des sä­
kularen Transformationsprozesses, der seit dem Ende des 18. Jahrhunderts das 
Alte Europa auf den Weg zur Moderne gebracht hat, waren es im besonderen, 
die in Deutschland Entstehung und Entwicklung des Konservativismus bis 1848 
begünstigt haben, und damit zusammenhängend: Welche sozialen Gruppen wa­
ren von diesem Prozeß so betroffen, daß sie als potentielle Trägerschichten des 
Konservativismus in Betracht kamen? 2. Wie hat sich der Konservativismus als 
ein auch geistesgeschichtliches Phänomen im Zuge dieser Entwicklung poli­
tisch-theoretisch artikuliert, bevor er sich in den Jahren der Revolution von 
1848/49, zuerst in Preußen, auch organisatorisch durchbildete?

Der für die Entstehung des Konservativismus verantwortliche Differenzie­
rungsprozeß setzte in Deutschland in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
ein und dauerte bis weit in das 19. Jahrhundert fort. Die atlantisch-westliche 
Doppelrevolution mit ihren diversen Modemisierungsinitiativen: die Transfor­
mation des ständisch-korporativen zum bürokratischen Staat, der Übergang 
von agrarisch-feudalen zu industriell-kapitalistischen Wirtschaftsweisen sowie 
die Ablösung der adeligen Privilegienwirtschaft durch eine bürgerliche Klassen­

seinen bahnbrechenden Ansatz, daß der Konservativismus nicht von der Substanz seiner poli­
tischen Idee her, sondern allein als „Denkstil“ und „Weitsicht“ begreifbar ist. Nach Mann­
heim verdanken wir die Entstehung der modernen politischen Theorien nicht irgendwelchen 
Interessenanta^onismen, sondern dem Aufeinanderprallen von „Welten des Denkens“ oder 
Ideen, die bestimmten sozialen Interessenlagen zurechenbar sind.

3 K. Mannheim, 21970, S. 411 ff.
4 Ebd., S. 421 f.
5 Ebd., S. 423.
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gesellschaft, griff in diesen Jahren, vor allem von England und Frankreich aus­
gehend, auch auf das politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich rückständige­
re Deutschland über. Dort trafen diese gesamteuropäischen Vorgänge auf viel­
fältige regionale Besonderheiten; gesellschaftliche Veränderung brach sich an 
feststehenden Traditionen; politische Aufbruchstimmung prallte auf den Wider­
stand der traditionellen Eliten in Staat und Gesellschaft. Friedrich Schlegel be­
obachtete in diesen Jahren „überall eine gewisse unangenehme Spannung, eine 
heimliche Beklemmung und Spaltung, eine verborgene Unruhe ..., welche 
mehr oder minder alle Kreise des menschlichen Lebens bis in die innersten 
Familienverhältnisse durchdrang, ja auch jeden einzelnen in der eigenen Brust 
mit sich selbst in Zwiespalt und inneren Unfrieden versetzte.“6 Es waren Gebil­
dete wie er, meist aus dem Adel und der Beamtenschaft kommend, die diesem 
Gegen- und Miteinander von Altem und Neuem in verschiedenen politischen 
„Weltanschauungen“ - einem zu dieser Zeit weit verbreiteten Terminus — 
Ausdruck verliehen. Franz Schnabel hat sie auf die begriffliche Dichotomie von 
„Ordnung“ und „Bewegung“ gebracht.7 Bis zu den Jahren der Revolution von 
1848/49 war dieses Spannungsverhältnis zwischen den emanzipatorischen Kräf­
ten und den alten Führungsschichten in Staat und Gesellschaft ein „Signum der 
Epoche“.8

Wie die Bewegung des gesellschaftlichen und politischen „Fortschritts“, so 
war auch die Ideologie des deutschen Konservativismus eine Symbiose endoge­
ner Traditionen mit geistigen und politischen Anstößen aus Westeuropa. Ihre 
Anfänge reichen in die vorrevolutionäre Zeit zurück, als sich im Gegenzug 
gegen die Aufklärung und das rationale Naturrecht auch in Deutschland kon­
servative Kritik zu Wort meldete, die zunächst vornehmlich im religiös-theolo­
gischen Gewand daherkam und sich organisatorisch in Geheimgesellschaften 
gegen Illuminaten und Freimaurer zusammenfand.9 Dem sozialen Gleichheits­
anspruch der französischen Spätaufklärung trat dann in Deutschland bezeich­
nenderweise zuerst ein Bürgerlicher, der westfälische Verwaltungsbeamte und 
Publizist Justus Möser, entgegen.10 Schärfere Konturen erhielt der deutsche 
Konservativismus dann in der Auseinandersetzung mit der Französischen Re­
volution. Zwar wurde ein systematischer Gegenentwurf zu ihren Forderungen 

6 F. Schlegel, 1966, S. 484 f.
7 Schnabel, Bd. 2., 21949; siehe die ersten beiden Abschnitte: „Die Ordnung“ - „Die 

Bewegung“.
8 D. Langewiesche, Europa, 1985, S. 3.
9 Siehe dazu F. Valjavec, 1951, und K. Epstein, 1973.

10 Zur Bedeutung Mösers für die Entwicklungsgeschichte des Konservativismus vgl. K. Mann­
heim, 21970, S. 472 ff., der vorschlägt, Mösers Konservativismus „als Urkonservatismas zu 
bezeichnen, wenn man mit diesem Terminus die erste Transformation des bloßen Traditio­
nalismus in einen sich funktionalisierenden Konservatismus benennen darf.“ Epstein, 1973, 
S. 345-391, entwirft ein eindrucksvolles Portrait Mösers und kommt dabei zu dem Schluß, 
daß Möser sich bei seiner Verteidigung der gesellschaftlichen Verhältnisse nicht nur auf 
deren Institutionen beschränkte, sondern sein Konservativismus aus den Grundprinzipien 
gespeist wurde, die hinter dem Angriff der aufklärerischen Zeitkritik auf die obsolet gewor­
denen Zustände der deutschen Gesellschaft standen. Daß der entstehende Konservativismus 
in Deutschland vor allem von einem ständisch besetzten Selbstverständnis gezehrt hat, 
betont gegen Epstein R. M. Berdahl, 1973, S. 298—321.
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in Deutschland selbst nicht erstellt; doch wurde ein solcher über Edmund Bur­
kes „Reflections on the Revolution in France“ gleichsam importiert, nachdem 
Friedrich Gentz, zuerst ein fanatischer Anhänger der Revolution, im Zuge der 
Schreckensherrschaft dann ein ebenso unerbittlicher Kritiker, schon 1794 eine 
erste und recht eigenwillige Übersetzung geliefert hatte.11 Burke führte den Par­
teigängern der alteuropäischen Sozialordnung schonungslos die Ablösung der 
ständisch-agrarischen Gesellschaft des Ancien Regime durch’ die in ihren 
Grundwerten von der Aufklärung geprägte bürgerliche Gesellschaft vor Augen. 
Im Zentrum seiner Analyse stand die neue politische Elite, die erst die Revolu­
tion an die Schalthebel der Macht gebracht hatte. Nicht Männer von Stand und 
Vermögen sah er als Abgeordnete in der Assemblee Nationale am Werk, son­
dern soziale Emporkömmlinge, denen nicht nur jede Reputation, sondern die 
für politische Führungsaufgaben unabdingbare ökonomische Basis, also Land­
besitz, und Herrschaftspraxis fehlte. Burkes „Betrachtungen“ brachten damit 
gegenüber den Anhängern der Revolution die Anerkennung sozialer Ungleich­
heit und traditioneller Werte dezidiert zum Ausdruck. Die konservative Leser­
schaft in Deutschland hat sie auch deshalb enthusiastisch rezipiert. So war etwa 
für Adam Müller und die politischen Romantiker der Staat „nicht eine bloße 
Manufaktur, Meierei, Assekuranzanstalt oder merkantilische Sozietät“, sondern 
„eine Allianz der vorangegangenen Generationen mit den nachfolgenden und 
umgekehrt.“12

Ein ganz eigenständiges Profil erhielt der Konservativismus erst in der Aus­
einandersetzung mit der preußischen Reformbürokratie. Es war vor allem der 
grundbesitzende Adel, der gegen die Neuorganisation von Regierung und Ver­
waltung und die Auflösung der ständisch-feudalen Sozialverfassung Sturm lief 
und dabei den „ersten entscheidenden Schritt heraus aus dem Turm und hinein 
in die neue Arena der öffentlichen Meinungsbeeinflussung“ tat.13 Die sog. Bau­
ernbefreiung, die mit dem Oktoberedikt von 1807 einsetzte und sich mit den 
Besitzumschichtungen, Ablösungen und Separationen über ein halbes Jahrhun­
dert hinzog,14 wurde als ein Eingriff der staatlichen Bürokratie in die Privat­
rechtssphäre empfunden, gegen den sich die adelige Rechtsauffassung sperrte. 
Die Entlassung der Bauern aus persönlichen Diensten und Abgabepflichten galt 
als Enteignung und verlangte nach einer Entschädigung. Der Adel mobilisierte 
deshalb über die noch verbliebenen ständischen Institute und über ein dichtes 
und gut funktionierendes Netz persönlich-familiärer Beziehungen eine schlag­
kräftige Opposition.15 Führer dieses adeligen Widerstandes, der, oft über­
schätzt, doch nur in der Kurmark eine bedeutende Unterstützung fand, war der 

11 E. Burke, 1793/94. Zu den Umdeutungen, die Gentz vorgenommen hat, siehe bereits 
F. Meinecke, ’1969, S. 123. Siehe dazu auch Schumann, Edmund Burkes Anschauungen, 
1964.

12 A. Müller, Elemente der Staatskunst, Bd. 1, 1922, S. 51 u. S. 84.
13 H. Rosenberg, *1976, S. 299. Siehe zur Reaktion des preußischen Adels auf das staatliche 

Reformprogramm auch K. Vetter, 1979.
14 Siehe dazu jetzt Ch. Dipfer, 1980, für Preußen S. 55 f., und H. Schissler, Preußische Agrar­

gesellschaft, 1978, S. 115 ff.
15 Vgl. Schissler, Preußische Agrargesellschaft, 1978, S. 123.
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märkische Gutsbesitzer Friedrich August Ludwig von der Marwitz, späterhin 
eine Symbolfigur für den reaktionär frondierenden Junker des „platten Lan­
des“.14 Marwitz schrieb mit Blick auf die Reformer, man werde „von einer Rot­
te heimatloser, auf Theorien einstudierter, dem Lande und seinen Bedürfnissen 
aber fremder Gesellen regiert“ und berief sich gegenüber dem Vorhaben der 
preußischen Regierung auf die historische Legitimität des alten Rechts. In der 
Idealisierung der Beziehung zwischen Gutsherr und Bauer stand er damit ganz 
in der Tradition des frühen Konservativismus Justus Mösers: die Erbuntertänig­
keit galt als patriarchalisches Gut, als ein Dienst- und Fürsorgeverhältnis, „wel­
ches die Idee eines höheren Rechts und einer edleren Sitte“ sowie die „Achtung 
vor einem gebildeterem Leben“ in die Gemüter der „untersten Klasse pflanz­
te“.16 17 18 19 Anderen dagegen, wie dem landwirtschaftlich rationell denkenden Emst 
von Bülow-Cummerow ging es weniger um die Erhaltung ständisch-feudaler 
Relikte als vielmehr um ein gutes Abschneiden im Kampf um die Entschädigun­
gen.”

Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß der grundbesitzende preußische 
Adel den sozial-ökonomischen Wandel auf dem Agrarsektor als Krise erlebte. 
Schließlich war ein Teil sozialem Abstieg gefährlich nahe gekommen; das galt 
vor allem für jene Gutsbesitzer, die den Anschluß an die Rationalisierung der 
landwirtschaftlichen Bebauungsmethoden nicht gefunden hatten und vom Ein­
bruch der modernen Geldwirtschaft und des freien Bodenmarktes gänzlich 
überrascht worden waren. Nie wieder wurden so viele alteingesessene Familien 
adeliger Herkunft aus ihrem Besitz verdrängt wie in den Jahren zwischen 1800 
und 1850, und von diesem Besitzerwechsel hat das kapitalkräftige Bürgertum 
ungleich mehr profitiert als der noch zahlungsfähige preußische Landadel. Die 
Entstehung der modernen bürgerlichen Rittergutsbesitzerklasse fällt in diese 
Zeit. Nach Schätzungen haben etwa 80 % der Güter in den östlichen Provinzen 
allein im Zeitraum zwischen 1815 und 1830 den Besitzer gewechselt.” Fast 50 
Prozent des Rittergutsbesitzes sind um die Jahrhundertmitte bürgerlich (ausge­
nommen die Großbetriebe mit mehr als 5000 ha Land). Der adelige Besitzanteil 
war 1856 auf 56,9 Prozent der 12 339 in Preußen befindlichen Rittergüter mit 
mehr als 500 ha abgesunken.20 Von 14 700 Rittergutsbesitzer-Familien 1816 in 
Preußen waren 1848 noch rund 8000 übrig geblieben, davon 150 bis 200 tonan­
gebende Adelsfamilien.21 Ernst von Bülow-Cummerow, als Stifter der pommer- 
schen Kreditbank nicht ohne ökonomischen Sachverstand, sah deshalb schon 
1841 den Ausverkauf adeliger Güter immer näher rücken.22 Trotzdem resultier­
te das Krisenbewußtsein der preußischen Gutsaristokratie, das der Entwicklung 

16 Siehe dazu M. v. Buttlar, 1980.
17 F. A. L. von der Marwitz, Bd. II/l, 1908, S. 240; vgl. dazu auch Buttlar, 1980, S. 47.
18 Diesen Gegensau betont H. Schissler, Preußische Agrargesellschaft, 1978, S. 127.
19 Ch. Dipper, 1980, S. 125.
20 H. Rosenberg, 51976, S. 293.
21 H. Kliem, Rolle, 1969, S. 311 f.
22 E. v. Bülow-Cummerow, Preußen, 1. Teil, 1842, S. 95, warnte seine Leser: „Es ist nun aber 

leicht zu berechnen, daß wie die Sachen gegenwärtig liegen, die bei weitem größere Mehr­
zahl der Güter in die Hände des Bürgerstandes kommen wird.“ Zur Person Bülows siehe die 
schmale Biographie von E. Krauss, 1937.
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des vormärzlichen Konservativismus ihr Gepräge verlieh, nicht vorrangig aus 
den ökonomischen Veränderungen. Der mit der Bauernbefreiung, d. h. der 
staatlichen Aufkündigung des gutsherrlich-bäuerlichen Dienst- und Unterta­
nenverhältnisses „verbundene Rollenwechsel traf die adelige Mentalität weitaus 
stärker.“23 So beklagte der pommersche Gutsbesitzer Adolf von Thadden- 
Trieglaff anläßlich eines Vortrags auf der Generalversammlung der Pommer- 
schen ökonomischen Gesellschaft im Mai 1842: „Wir verdienen aber, daß man 
uns die Reichskleinodien nimmt, wenn wir selbst das Rittergut zu einer Han­
delsware herabsinken lassen. Wo bleibt beim Güterschacher das oberherrliche 
und väterliche Verhältniß zwischen dem Gutsherrn und seinen Einsassen? Ja, es 
bedarf keiner großen Auseinandersetzung, da es zu Tage liegt, wie dadurch alle 
Verhältnisse gelockert und aufgelöst werden.“ Wer sein Rittergut lediglich als 
Erwerbsquelle betrachte, wer „seinen Jährlingsstall täglich, seine Dorfschule 
niemals, den Viehmarkt immer, den Kreistag nimmer“ besuche, dem empfahl 
Thadden, „sein Gut an einen wirklichen Rittergutsbesitzer zu verkaufen, und 
dafür in dem Theil des freien Nord-Amerika eine Plantage zu erwerben, wo 
sogar die Damen statt des Fächers stets (für die Sclaven) einen Kantschuh bei 
sich führen.“24

Man muß derartige Äußerungen nicht zum Nennwert nehmen, denn insge­
samt ist der konservativen Opposition gegen die Kapitalisierung der preußi­
schen Agrarverhältnisse eine wirkungsvolle Interessenpolitik gelungen, die 
schließlich dazu führte, daß der Adel den durchgreifenden Wandel der ländli­
chen Sozialverfassung weitgehend unbeschadet überstand und bis zur Jahrhun­
dertmitte seine Position in ökonomischer und sozialer Hinsicht neu konsolidie­
ren konnte. Den reformfreudigen Bemühungen der preußischen Bürokratie 
wurde im Zuge der Regulierungs- und Ablösungsverfahren im wesentlichen die 
Spitze genommen. Die Entschädigungen für die nun ausbleibenden Dienste der 
bäuerlichen Besitzer fielen in der Regel außerordentlich hoch aus. Hinzu kam, 
daß die Gutsbesitzer noch in den Genuß staatlicher Unterstützungsgelder ka­
men und mit Hilfe der ritterschaftlichen Kreditanstalten ein müheloser Zugriff 
auf den freien Bodenmarkt möglich war. Der weitgehende Ausverkauf vor 
allem kleinbäuerlicher Stellen führte dabei zu einem Anwachsen der Betriebs­
größen. Da vor allem Kleinstellenbesitzer von vornherein aus den Regulierun­
gen ausgeklammert waren und nachträglich ein Teil der Bauernschaft aus den 
Regulierungsbestimmungen herausfiel, wurden gleichzeitig Arbeitskräfte freige­
setzt, die der akkumulierte Grundbesitz als Landarbeiter unter neuen Bedin­
gungen wieder einfangen konnte. Nur die mittlere, d. h. spannfähige Bauern­
schaft hat sich gegenüber diesen Trends ökonomisch halten können, wenn auch 
oft unter schmerzvollen Opfern, und war — das wird für ihr politisches Verhal­
ten in den letzten Revolutionsmonaten dann wichtig — gegenüber der zahlen­
mäßig stark anwachsenden und sozial unruhigen Landarbeiterschaft zu einem 
gewissen Interessenausgleich bereit.

Neben den Bauern als potentielle soziale Träger des Konservativismus waren 

23 Ch. Dippek, 1980, S. 108.
24 A. v. Thadden-Tkieglaff, Der Schacher mit den Rittergütern, in: Reuß, 21894, S. 245 f.
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es aber auch unterbäuerliche Schichten — landbesitzlose Heuerlinge und Klein- 
und Parzellenbauern vor allem —, die Zweifel darüber anmeldeten, ob ihnen der 
von der Bürokratie in Gang gebrachte Wandel in der ländlichen Gesellschaft 
wirklich zu mehr sozialer Gerechtigkeit und besseren Lebensbedingungen ver­
helfen würde. Am Beispiel der Region Minden-Ravensberg hat J. Mooser ge­
zeigt, daß sich die Verflechtung von Landwirtschaft und Gewerbe vor 1848 in 
diesen Schichten vor allem negativ bemerkbar machte, da sie die Ausdifferenzie­
rung des frühindustriellen Produktionsprozesses, die sich verschärfende heimi­
sche und internationale Handelskonkurrenz und die Konkurrenz mit dem 
fabrikindustriellen Baumwoll- und Leinengewerbe in eine „Krise ohne Alterna­
tive“ stieß.25 Da sich die Vollbauern durch eine gruppen- bzw. standesspezifi- 
sche Besitzreproduktion gegen diesen Verfallsprozeß noch relativ gut absichern 
konnten, verschärften sich die Spannungen zwischen Bauern und ländlichen 
Unterschichten in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts angesichts der rapiden 
Bevölkerungsvermehrung erheblich. Heuerlinge sowie Klein- und Pachtbauern 
erlebten in diesen Jahren eine „Krise ihres bisherigen sozialen Leitbildes der 
selbständigen Familienwirtschaft“.26 Aus der Erfahrung des Pauperismus ent­
stand ein reflektierter, kein formal-archaischer Traditionalismus, der eindeutig 
staatskonservative Züge trug. Antiliberales und antikapitalistisches Gedanken­
gut, angereichert mit pietistischer Frömmigkeit, äußerte sich in diesen Schich­
ten, wenn diese sich in ihrer Verzweiflung — die Zwischeninstanzen der bürger­
lichen Gesellschaft gleichsam überspringend — direkt an den „sozialen König“ 
wandten und ihn um Hilfe baten. Daß die Antwort von Bauern und unterbäu­
erlichen Schichten auf den ländlichen Strukturwandel auch konservativ ausfallen 
konnte, hing — je nach regionalen Besonderheiten — mit einem als Wertkrise 
empfundenen akuten Antagonismus zwischen Stadt und Land und demzufolge 
einer gemeinsamen Frontstellung von Bauern und unterbäuerlichen Existenzen 
gegen die „bürgerliche Gesellschaft“ zusammen. Demokraten und Liberale gal­
ten als Bürger, Städter und Freigeister; mit ihnen war ein politischer Schulter­
schluß einfach nicht denkbar.

Daß Adel und Teile der bäuerlichen Bevölkerung mit dem Konservativismus 
eine Verbindung eingingen, hing ganz entscheidend damit zusammen, daß noch 
am Ende der 1840er Jahre in Preußen für die meisten Menschen das „platte 
Land“ die dominierende Lebensordnung abgab. Ein Blick auf das demographi­
sche Stadt-Land-Gefälle kann dieses Vorherrschen des Agrarsektors verdeutli­
chen.27 Fast drei Viertel der 16,3 Millionen Bewohner lebten 1846 noch auf dem 
Lande; nur ein gutes Viertel verteilte sich auf die 970 Städte, von denen jedoch 
nur 300 mehr als 3 500 Einwohner hatten, nur 60 davon galten mit über 10 000 
Einwohnern als Großstädte. Auf der anderen Seite zeichnete sich allerdings ein 
unübersehbarer Trend hin zur Abwanderung in die Städte ab.28 Im Jahrzehnt 
von 1843 bis 1852 wuchs die Bevölkerung um jährlich ein Prozent; das Bevölke­

25 J. Mooser, 1984, S. 342 ff.
26 Ebd., S. 354.
27 K. F. W. Dietekici, 1848, S. 16-19.
28 Zur Entwicklung der Bevölkerungsverteilung nach Stadt und Land zwischen 1816 und 1875 

vgl. H. Harnisch, 1980, S. 111-131, siehe hier S. 118.
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rungswachstum in den Städten war jedoch in allen Provinzen bis auf Posen 
60 % höher als auf dem Lande, in den Rheinlanden und in Schlesien lag es 
doppelt, in Westfalen dreimal so hoch. Dazu trat dann im Zuge der sich durch­
setzenden industriellen Entwicklung ein Abwandern der pauperisierten Land­
bevölkerung in die städtischen Industriebetriebe. Der Ausbau der Verkehrswe­
ge und die damit stärker wachsende Interaktion der Handelsbeziehungen zwi­
schen Stadt und Land taten ein übriges, das „platte Land“ als gutsherrlich oder 
bäuerlich kontrollierte und im preußischen Osten vorwiegend protestantisch 
kultivierte Lebensordnung immer mehr auszuhöhlen.

Das andere große Thema der konservativen Opposition war die Liberalisie­
rung der Gewerbeverfassung, die das kleinbürgerliche Handwerk in die Nähe 
konservativer Gesellschaftsmodelle rückte. Nun waren zwar die den Wirt­
schaftsablauf regulierenden Richtlinien der alten Zunftverfassungen schon im 
18. Jahrhundert weitgehend aufgeweicht worden, doch hatte das Gewerbeedikt 
vom Oktober 1810 die Freisetzung der wirtschaftlichen Kräfte gleichsam unter 
die Schirmherrschaft des preußischen Staates gestellt.2’ Jedermann war von nun 
ab berechtigt, ein Gewerbe seiner Wahl nach Lösung eines entsprechenden Ge­
werbescheins zu betreiben, ohne daß er dafür vorab ein Befähigungszeugnis 
erbringen oder von einer Zunft zugelassen werden mußte; der städtische Bann­
kreis für das bislang nur auf dem Land konzessionierte Handwerk fiel fort; die 
Zünfte wurden von einem Zwangsverband zu einem privatrechtlichen Institut. 
Nun ist bekannt, daß die strukturellen und fiskalischen Auswirkungen der Re­
formmaßnahmen, die Hardenberg mit der Einführung einer allgemeinen Ge­
werbesteuer verband, im Grunde erstaunlich gering blieben.29 30 Das lag nicht zu­
letzt daran, daß der Zugriff der korporativ-handwerklichen Zwangswirtschaft 
schon lange nicht mehr umfassend war und sich die rechtliche Auflösung der 
zünftlerischen Privilegien stufenweise vollzogen hatte. Hinzu kam, daß die Zahl 
der Gewerbe, die von der Reform ausgeklammert blieben (z. B. Apotheker, 
Schornsteinfeger, etc.), noch hoch war; die Ausbildung der Lehrlinge und die 
Prüfungsverfahren wurden noch eine ganze Weile über Zunftorgane abgewik- 
kelt; und selbst wirtschaftliche Sanktionen gegen Außenseiter stellten keine 
Ausnahme dar. Dies alles wies auch nach 1810 auf Kontinuitäten „alt-hand­
werklicher“ Wirtschaftspraxis hin. Warum haben aber die Betroffenen dennoch 
mit Entschiedenheit auf die Wiederherstellung der korporativen Privilegien ge­
drängt, und warum konnte sich in der Folge die konservative Intelligenz in die­
ser Frage zum Sachverwalter handwerklicher Interessen machen?

Zwischen 1816 und 1843 hatte sich die Zahl der Handwerker von rund 
404 000 auf rund 720 000 fast verdoppelt. Mit ihren Angehörigen stellten sie

29 Siehe dazu jetzt die neueste Untersuchung von B. Vogel, Gewerbefreiheit, 1983, vor allem 
S. 165 ff., die in der Option der preußischen Regierung für ein wachstumorientiertes Wirt­
schaftsprogramm einen von verfassungspolitischen und nationalpolitischen Zusätzen unver­
fälschten Frühliberalismus sieht.

30 Siehe W. Fischer, 1972, S. 321. B. Vogel, Gewerbefreiheit, 1983, S. 228, betont allerdings, 
daß sich die Auswirkungen der „Gewerbefreiheit“ nicht in erster Linie am Handwerk able­
sen lassen, sondern sich gemäß ihrer gesamtwirtschaftlichen Zielsetzung in fast allen Pro­
duktionssektoren beobachten lassen.
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11,6 % (1843) bis 12,8 % (1846) der Bevölkerung. Vergleicht man diese Werte 
mit dem Anstieg der Bevölkerungszahlen (1816: 10,4 Mill.; 1843: 15,5 Mill.), 
wird sofort deutlich, daß sich die Handwerkerschaft ungleich schneller als die 
Gesamtbevölkerung vermehrte.31 Wenn auch der bis 1800 handwerklich weitge­
hend unterentwickelte preußische Osten einen Gutteil der auf den Arbeitsmarkt 
drängenden Kräfte auffangen konnte und sich die Handwerkszweige relativ gut 
lokalen Belangen anzupassen vermochten, führte die Entwicklung doch zu ei­
nem sich immer mehr verschärfenden Beschäftigungsengpaß. Bis 1830 vermehr­
te sich zunächst die Zahl der Meister stärker als die der Gesellen; seit den drei­
ßiger Jahren und beschleunigt seit 1840 kehrte sich das Verhältnis dann um. In 
den Großstädten übertraf die Zahl der Gesellen die der Meister erheblich. Das 
führte dazu, daß die Gesellen, wenn sie sich verselbständigten, den Konkur­
renzdruck nur noch verschärften oder in andere Berufe abwandern mußten. 
Insgesamt waren deshalb ihre Aufstiegschancen gering. Für die Meister hinge­
gen waren die Gesellen potentielle Anwärter auf einen Konkurrenzbetrieb, was 
eine starke Polarisierung innerhalb der Handwerkerschaft zur Folge hatte. Von 
daher gesehen gab es natürlich Gründe, dem von der Reformbürokratie mit der 
Gesetzgebung verfochtenen Leistungsprinzip erheblichen Widerstand entgegen­
zusetzen und auf die Wiedereinsetzung korporativer Regulative zu drängen. Die 
zahlreichen Klagen und Eingaben der Betroffenen bieten dafür ein eindrucks­
volles Bild und zeugen von einem zutiefst verunsicherten Selbstverständnis, das 
die Ablösung genossenschaftlicher Ordnungsprinzipien durch gleichheits- und 
leistungsorientierte Grundwerte gerade unter sich wandelnden sozialen Bedin­
gungen als Existenzkrise erfahren mußte. Wenn sich auch 1845 mit einer Neu­
fassung des Gewerberechts alte Forderungen nach Bildung privilegierter Innun­
gen realisieren ließen, der Boden der freien Konkurrenz wurde von der preußi­
schen Verwaltung nicht mehr verlassen. Für das politische Verhalten der Hand­
werkerschaft in der Revolution zeitigte dies Folgewirkungen. Reinhart Kosel­
leck hat in diesem Zusammenhang die These vertreten, die Gewerbefreiheit 
habe „eine revolutionäre Reaktion gefördert, die durch ihre zünftlerischen 
Wünsche entgegen den Gesellen und Arbeitern am Zerfall der bürgerlichen 
Stoßkraft nicht unbeteiligt blieb.“32 Wir werden sehen, daß es diese politisch­
soziale Wertambivalenz war, die es den Konservativen in den Revolutionsjahren 
erleichtert hat, Teile der Handwerkerschaft für sich zu gewinnen.

Die konservative Kritik an der Freiheit von Handel und Gewerbe hatte im 
Vormärz noch ganz anderes im Sinn. Was für den Handwerker nach der 
Reform der Mitbewerber an der nächsten Ecke war, der die eigene Familie um 

31 W. Fischer, 1972, S. 326.
32 R. Koselleck, Preußen, *1981, S. 607. Koselleck hat darauf hingewiesen, daß sich das Ver­

hältnis der Handwerksmeister zur rapide anwachsenden Zahl der Gesellen und Fabrikarbei­
ter ähnlich verhalten habe wie das der Bauern zur stark anschwellenden Zahl der ländlichen 
Unterschichten. Der Beschäftigungsspielraum für bäuerliche Eigentümer und Handwerks­
meister sei gleichermaßen begrenzt gewesen: „Er wurde eingenommen von einer Schicht, die 
vor 1848 revolutionär, durch die dosierten Erfolge der Revolution in das konservative Lager 
abwandern konnte: dem unteren Mittelstand.“ (S. 606) Die revidierte Gewerbeordnung von 
1849 und der Zuwachs an politischen Rechten habe den revolutionären Elan der Meister und 
bäuerlichen Eigentümer 1848/49 nachhaltig abbremsen können.
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das verdiente Brot bringen konnte, das blieb für die konservativen Analytiker 
der Lehren Adam Smiths viel weniger konkret, sondern zielte eher auf das libe­
rale Reformkonzept und seine gesamtstaatlichen Konsequenzen. In den „Berli­
ner Abendblättern“, die, wenn auch nur kurz, zu einem bekannten konservati­
ven Publikationsorgan gediehen, zog Adam Müller gegen die „Freiheitsapostel 
aus der Schule Adam Smith’s“, gegen die „Philosophen vom reinen Ertrage“ zu 
Felde.33 Für ihn bestand „das neue System ... im wesentlichen darin, daß alle 
persönlichen und unbezahlten Verpflichtungen der Menschen abgeschafft oder 
in Geldleistungen umgewandelt werden sollen.“34 Sie bedeuteten für die Kon­
servativen die Auflösung aller organisch-korporativen Beziehungen und ihren 
Ersatz durch einen nur vom Markt regulierten Konkurrenzpluralismus. Der 
Staat dürfe nicht bloß „Gesetze hineinwerfen und hineinwürfeln, und dann mü­
ßig zusehen, wie es gehen wird“,35 36 schrieb Müller mit deutlichem Blick auf die 
Reformer: „... wo bleibt der bürgerliche Sinn des Geschäftes und die Bezie­
hung auf das Gemeinwesen, die durch das Zunftwesen, wo Jeder meisterlich auf 
das Ganze gerichtet war, unaufhörlich erhalten wurde.“34 Was die Konservati­
ven damit fürchteten, und das nicht zu unrecht, war die Abkehr jener sozialen 
Gruppen vom Staat, die im Getriebe der wirtschaftlichen Konkurrenz auf der 
Strecke bleiben mußten und zu einer potentiellen Gefährdung des politischen 
Systems beitragen konnten.

Vor dem Hintergrund all dieser Entwicklungen, die mit den Reformen ihren 
Anfang genommen hatten, wird der Erfolg verständlich, den 1816 das Erschei­
nen des ersten Bandes der „Restauration der Staatswissenschaften“ des Schwei­
zer Staatsrechtlers Karl Ludwig von Haller in diesen Kreisen der konservativen 
Intelligenz feierte. Mit seiner Auffassung, Rechtsverhältnisse und Besitz seien 
naturgegebene Tatsachen, empfahl er sich als Ideologe all derer, die ihre tradi­
tionellen Privilegien dem Zugriff der Reformbürokratie und des Bürgertums mit 
seinen sich tendenziell verstärkenden Liberalisierungswünschen zu entziehen 
suchten. Er lieferte der altständischen Opposition die theoretische Apologie 
und stellte der Lehre vom Gesellschaftsvertrag einen konservativen Ordnungs­
entwurf entgegen, an dem sich die Führungsschichten der späteren konservati­
ven Partei ideologisch schulen sollten. An Hallers „Theorie der natürlich-gesel­
ligen Ordnung gegenüber der Chimäre der künstlich-bürgerlichen“, so der pro­
grammatische Untertitel seines Werks, haben Emst Ludwig von Gerlach und 
die preußischen Altkonservativen bei allen Vorbehalten gegenüber den fossilen 
Restbeständen dieser Theorie stets festgehalten. Die beiden Pole, zwischen de­
nen sich der Konservativismus im Zeitalter der Restauration, dem Haller seinen 
Namen gab, bewegte, waren die natürliche und religiöse Auffassung und Be­
wertung geschichtlich-politischer Vorgänge.37 Die Stände als organisch gewach­
sene Institutionen sollten auch weiterhin ihre staatserhaltende Funktion bewah­

33 Berliner Abendblätter v. 15. 10. 1810.
34 A. Müller, Abhandlungen, 1921, S. 58. Vgl. zu Müllers Kritik an den Reformen auch 

A. Langner, 1975, S. 11-73, bes. S. 41 ff. Siehe auch H. J. Varain, 1980, S. 159-176.
35 A. Müller, Elemente der Staatskunst, Bd. 1, S. 11.
36 Ebd., S. 313.
37 Vgl. A. v. Martin, Motive, 1922, S. 342-384.
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ren. Der Konsens zwischen Haller und der altständischen Adelspartei kam vor 
allem im Prinzip der feudalen Patrimonialherrschaft zum Ausdruck, das Staat 
und Gesellschaft in ein Ensemble von Privatrechtsverträgen auflöste und jene 
von oben nach unten durchstrukturierte; die Herrschaftsbeziehungen blieben 
dabei paternalistisch durchsetzt: „Ein Fürst ist nämlich nichts anderes als ein 
begüteter, mächtiger und eben dadurch unabhängiger Mensch“, die Monarchie 
kein Gemeinwesen, sondern ihrem „wesentlichen Charakter nach eine Privat- 
Existenz, ein herrschaftliches und Dienst-Verband, ein Hauswesen ..." 38 Die 
Privilegien, die aus diesen Beziehungen erwuchsen, galten als unantastbares Ei­
gentum (das erst macht verständlich, warum die Konservativen 1848 etwa der 
Aufhebung des Jagdrechtes auf fremdem Boden einen so erbitterten Widerstand 
entgegensetzten). Der Fürst sollte dabei an der Spitze eines Systems privater 
Dienstbeziehungen stehen; er galt als von Gott eingesetzt und konnte aufgrund 
des natürlichen Rechts des Stärkeren regieren. Diese Formulierungen führten 
Haller sogar hinter den dualistischen Ständestaat zurück; dem durch den Abso­
lutismus weitgehend domestizierten Adel mußten diese Ausfälle daher als obso­
let erscheinen, und die Konservativen haben Haller dann auch als Kritiker von 
Revolution und Liberalismus gefeiert, seine Lehre des autokratischen Fürsten­
staats aber nur mit Vorbehalt rezipiert.3’

Parallel zur Entwicklung und Verbreitung dieser konservativen „Theorie“ 
suchten sich ihre Anhänger auch gesellschaftlich zu organisieren. Aber ganz 
anders als das Intelligenz-, Industrie- und Verwaltungsbürgertum, das in 
Deutschland zum eigentlichen Träger der modernen emanzipationswilligen 
Vereinsbewegung wurde, pflegte der konservative Adel die ständisch kultivier­
ten Formen höfischer Geselligkeit. Auf Initiative Achim von Arnims und Adam 
Müllers konstituierte sich 1811 die „christlich-germanische Tischgesellschaft“. 
Ihre Mitglieder entstammten den vornehmsten Kreisen Berlins. Adelige Mili­
tärs, gutsituierte Schriftsteller, Gelehrte und hohe Beamte fanden sich in diesem 
Kreis zusammen. Ihr Forum sollte nicht der gesellschaftlich offene Verein sein, 
sondern war der exklusive politische Salon mit einem literarisch-ästhetischen 
Ambiente. Voraussetzung für die Mitgliedschaft war, „daß es ein Mann von 
Ehre, guten Sitten und in christlicher Religion geboren, und vor allem, daß es 
kein lederner Philister sei, als welche auf ewige Zeiten daraus verbannt sind.“40 
Beim täglichen Mittagessen waren neben „Erzählungen von vaterländischer 
Treue und Tapferkeit oder überhaupt tüchtiger Gesinnung“ die Befreiung des 
Vaterlandes von französischer Herrschaft und der Schutz adeliger Rechte die 
vorherrschenden Themen der politischen Diskussion. Diese Anschauungen fan­
den eine öffentlichkeitswirksame Verbreitung in den „Berliner Abendblättern“, 
die ab 1810 unter der Redaktion Heinrich von Kleists und dem Motto „Lest den 
Burke!“ gegen die Vorhaben der Reformbürokratie Sturm liefen. Ihre unbeque­
men Kritiker wurden aber schon bald unter Zensur gestellt und auch die

38 K. L. v. Haller, 21820-1834. Siehe hier Bd. 1, S. 473.
39 Vgl. dazu etwa die Eindrücke Ernst Ludwig von Gerlachs, der Hallers Theorie ansonsten 

emphatisch begrüßt und leidenschaftlich verteidigt hat. E. L. v. Gerlach, Aufzeichnungen, 
1903, S. 102.

40 Zitiert nach S. Neumann, 1930, S. 75.
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„Tischgesellschaft“ sah sich einer heftigen, von Hardenberg initiierten Presse­
kampagne ausgesetzt und löste sich bald auf.

Erst 1816 fand dieser patriotische Kreis einen Nachfolger in der sogenannten 
„Maikäferei“.41 Romantik und Befreiungskriege, Heilige Allianz und innenpoli­
tische Reaktion charakterisierten die Anliegen dieser Gruppe junger Aristokra­
ten, der neben den Gebrüdern Gerlach und Clemens Brentano zahlreiche Offi­
ziere und Juristen beitraten. Die Schriften Hallers fanden hier eine starke Reso­
nanz. Die politische Ausstrahlung dieses Lektüre- und Debattierkränzchens, 
das sich bis 1819 halten konnte, blieb gleichwohl auf die konservativen Cliquen 
am Hof begrenzt. Die Konservativen fühlten sich in diesen Jahren, nachdem die 
Verfassungsreform gescheitert war und das von Metternich virtuos beherrschte 
System des Deutschen Bundes mit den Karlsbader Beschlüssen der politischen 
Öffentlichkeit enge Zügel angelegt hatte, wieder ganz in der Nähe der politi­

schen Macht.
Das änderte sich schlagartig mit den Erschütterungen der französischen Juli­

revolution, die den liberalen Kräften in Deutschland starken Auftrieb gab und 
den Konservativen klar machte, daß die Revolution als Prinzip der gesellschaft­
lichen Veränderung nicht endgültig besiegt war und sich der Trend hin zur 
Modernisierung von Staat und Gesellschaft und die dahinter stehende soziale 

Dynamik nicht mehr in evolutionäre Bahnen ableiten ließ. Immer mehr Men­
schen fragten sich, wie sie sich zu den Veränderungen des Sozialgefüges und des 
auch emotional aufgeladenen politischen Klimas verhalten sollten, und daß diese 
Fragen öffentlich in Vereinen und Zeitungen zur Sprache gebracht wurden, 
konnte auch der repressive Zugriff der staatlichen Organe nicht mehr verhin­
dern. Selbst den Konservativen gelang es ja, mit dem „Berliner Politischen Wo­
chenblatt“, das unter dem Motto: „Nous ne voulons pas la contre-revolution, 
mais le contraire de la revolution“ ab 1831 erschien, ein bedeutendes Meinungs­
organ zu gründen.42 Die öffentlichen Diskussionen verlangten aber auch nach 
signifikanten Begriffen, in die man die Hoffnungen oder Ängste, die Interessen 
und den politischen Willen breiter Bevölkerungskreise bündeln konnte. In die­
ser Situation erhielt der Begriff „conservativ“ sein politisches Profil.43 Nun war 
dem politisch Kundigen Chateaubriands Wochenzeitschrift „Le Conservateur“ 
(1818-20) sicherlich nicht unbekannt. Doch hat sich der von ihr vertretene Kon­
servativismus, das Eintreten für Legitimität und Autorität unter monarchisch­
konstitutionellem Vorzeichen, doch erst in der Aneignung der Lehren Friedrich 
Julius Stahls auch in Deutschland durchsetzen können. In den orthodox-dog­
matischen Kreisen der preußischen Konservativen hat er in dieser Form keine 
Resonanz gefunden. In Deutschland ist der Begriff „conservativ“ nach 1830 
zunächst als Bezeichnung für die englische Tory Party übernommen worden, 
ohne daß er von den Konservativen zur Selbstcharakterisierung herangezogen 
wurde. Es ist bezeichnend sowohl für die mangelnde theoretische Kreativität 

41 Vgl. dazu F. Wiegand, 1914, S. 279-291.
42 Vgl. dazu die einschlägige Untersuchung von W. Scheel, 1964.
43 Vgl. hierzu und zum Folgenden den eindringlichen Beitrag von R. Vierhaus, 1982, 

S. 531-565.
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der Konservativen als auch für den amorphen Charakter ihrer „Weltanschauun­
gen“, daß sie die Bezeichnung im Grunde als ein politisches Schlagwort ihrer 
Gegner adoptieren mußten, unter das sich die politischen Widersacher von Re­
volution und Demokratisierung subsummieren ließen. So schreibt der Brock­
haus 1833, daß die Gegner der „Partei der Bewegung“ sich „neuerdings Conser­
vative“ nennen, und beschreibt sie als diejenigen, „welchen der gegenwärtige 
Zustand Vorteile bringt, in deren Besitz sie sich schützen wollen, und welche 
jede Untersuchung der Rechtmäßigkeit jener Vorteile abweisen, weil der Besitz 
schon das Recht“ sei.44 Bald darauf wurden die Konservativen in Gruppen dif­
ferenziert. Carl von Rotteck zählte zur „Widerstands-Partei“ neben der „ganz 
exzentrischen Reactions-Fraction“ und „den allzu starren Conservativen“ all 
diejenigen, die durch Privat- und Standesinteressen verhindert seien, das wahre 
Verhältnis zwischen natürlichem und historischem oder vernünftigem und posi­
tivem Recht zu durchschauen und aus Furcht Ruhe und Ordnung forderten 
sowie diejenigen, die als Privilegierte für alle „idealen Interessen“ nicht an­
sprechbar seien, und schließlich diejenigen, die zwar Reformen unterstützten, 
aber „nur eine behutsame und auf das Fortbauen auf den gegebenen histori­
schen Boden beschränkte ... Bewegung“ anerkennen könnten.45 Gleichwohl 
konnte dieser Versuch einer Differenzierung des „Conservativen“ und auch die 
ihm folgenden Bemühungen zur Ausdeutung des Begriffs nicht verhindern, daß 
ihm auch weiterhin vage und unentschiedene Positionszuweisungen anhafteten. 
Erst in den 1840er Jahren änderte sich dies grundlegend, als die Konservativen 
nicht mehr bloß als „Kräfte der Beharrung“ diffamiert werden wollten und sich 
auch im liberalen Lager ein innerparteilicher Differenzierungsprozeß in Gemä­
ßigte und Radikale abzuzeichnen begann. Als die preußische Regierung mit der 
Berufung konservativer Philosophen und Staatsrechtler wie Friedrich Julius 
Stahl und Victor Aime Huber an die Berliner Universität der quasi wissen­
schaftlichen Explikation konservativer Wertvorstellungen Vorschub leistete und 
diese publizistisch in zahlreichen staatlich geförderten Zeitschriften verbreiten 
ließ, da entwickelte sich der Konservativismus immer stärker zu einer konsi­
stenten politischen Ideologie. Sein Programm zielte, wie Rudolf Vierhaus her­
ausgearbeitet hat, darauf, „die Grundelemente konservativen sozialen und poli­
tischen Denkens — nämlich die Überzeugung von der natürlichen Ungleichheit 
der Menschen, dem Lebensrecht und Wert lokaler und regionaler, ständischer 
und institutioneller Besonderheiten, die Wahrung historischen Rechts, die Beja­
hung persönlicher Herrschaft, die Bevorzugung der Praxis vor der Theorie, die 
Ablehnung der sittlichen Autonomie des Individuums, aller allgemeinen Kate­
gorien und der Konstruktion der Gesellschaft nach rationalen Prinzipien — un­
ter den veränderten Bedingungen der Gegenwart als aktuelles Programm ver­
ständlich zu machen und politisch zur Geltung zu bringen.“46

Daß dem Konservativismus dazu verfassungsrechtlich ein Wirkungskreis er­

44 Brockhaus, Bd. 1, *1833, S. 851.
45 C. v. Rotteck, Bewegungs-Partei und Widerstands- oder Stillstands-Partei, in: Staats- und 

Gesellschaftslexikon, Bd. 2, 1835, S. 558 f., 562 f. Der Begriff „conservativ“ wird vom 
Staatslexikon selbst nicht herausgestellt.

46 R. Vierhaus, 1982, S. 547.
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schlossen wurde, der über eine höfisch geprägte und ständisch begrenzte Cli­
quenwirtschaft hinausführen konnte, verdankt er im wesentlichen der Umdeu­
tung und Instrumentalisierung der liberalen Rechtsstaatsidee durch den Berliner 
Staatsrechtler Friedrich Julius Stahl.47 Mit seiner Hilfe haben sich viele Konser­
vative vom Boden der altständisch-patrimonialen Staatsidee lösen und die Prin­
zipien der bürgerlichen Staatlichkeit anerkennen können, wenngleich Stahl auch 
anders als der liberale Konstitutionalismus das Schwergewicht im politischen 
Kräfteverhältnis zwischen Regierung und Volksvertretung auf eine in Legislati­
ve und Exekutive weitgehend unabhängige und nur dem souveränen Monarchen 
verantwortliche Regierung legte. Mit dem altständischen Konservativismus Hal­
lers und seiner Adlaten im Gerlach-Kreis gemeinsam war ihm aber nach wie vor 
das religiös inspirierte Verständnis staatlicher Macht, das auch seine Einstellung 
zur Revolution eindeutig markierte. Revolution, das war „die Gründung des 
ganzen öffentlichen Zustandes auf den Willen des Menschen statt auf Gottes 
Ordnung und Fügung ... es ist das christliche Programm: mit der Revolution 
zu brechen!“48 Stahl erkannte schon frühzeitig, daß der Konservativismus den 
durch Gentz populär gewordenen Gegensatz von „ständischer“ und „repräsen­
tativer“ Vertretung überwinden mußte, wollte er das verbreitete Bedürfnis zu 
politischer Partizipation noch evolutionär einfangen. Daß monarchische Souve­
ränität und Repräsentativverfassung vereinbar waren, sofern der entscheidende 
Einfluß auf die Regierung beim Monarchen verblieb, verlieh seiner Verfassungs­
lehre eine neue Qualität. Eine konservative Prägung erhielt sie schon dadurch, 
daß sie nach wie vor semifeudal und präindustriell orientiert blieb. In der Auf­
fassung, daß „die Teilnahme der Nation an der Gestaltung und Verbürgerung 
des öffentlichen Rechtszustandes durch eine wohlgeordnete, ihrer ständischen 
Gliederung und ihren sachlichen Zwängen adäquate Vertretung ein Ziel sei, auf 
welches die neuere Staatenbildung mit einer inneren Notwendigkeit hinaus­
strebt“4’, witterten die „Hallerianer“ zu Recht ein Abweichen von der ortho­
dox-konservativen Linie. Gleichwohl hat es Stahl immer wieder verstanden, sei­
ne Theorie von den verfassungspolitischen Vorstellungen der liberalen Staats­
rechtslehre deutlich abzugrenzen. Dies gelang ihm nicht zuletzt in der Beto­
nung des monarchischen Prinzips, das er dem parlamentarischen gegenüber­
stellte. Während das parlamentarische Regierungssystem dadurch gekennzeich­
net sei, „daß die Minister die gesamte Regierung in ihre Hände gelegt bekom­
men, und dieselbe ohne alle Rücksicht auf den Willen des Königs und mit unbe­
dingter Rücksicht auf den Willen des Parlaments führen“50, garantiere das mon­

47 Vgl. die in systematischer Hinsicht vorzügliche Arbeit von D. Grosser, 1963. Siehe auch 
H. Brandt, 1968, bes. S. 106 ff. Die Bedeutung der Lehre vom monarchischen Prinzip als 
einer „Gegenlehre“ zum parlamentarischen Prinzip und seine prinzipielle Unvereinbarkeit 
mit dem Konstitutionalismus hat jetzt noch einmal prononciert herausgearbeitet: P. M. Ehr­
le, 1979. Eine solide Fleißarbeit mit apologetischem Einschlag ist die Rezeptionsgeschichte 
der Werke Stahls von H. J. Wiegand, 1980. Für die staatstheoretische Diskussion der Zeit 
insgesamt unverzichtbar die Arbeit von H. Boldt, Staatslehre, 1975, hier vor allem 
S. 196 ff.

48 F. J. Stahl, Was ist die Revolution? In: 17 Parlamentarische Reden, ’1852, S. 233.
49 F. J. Stahl, Das monarchische Prinzip, 1845, S. 5.
50 F. J. Stahl, Philosophie des Rechts, Bd. II, 2, 1846, S. 378.
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archische Prinzip, „daß die fürstliche Gewalt dem Rechte nach undurchdrungen 
über der Volksvertretung stehe und daß der Fürst tatsächlich der Schwerpunkt 
der Verfassung, die positiv gestaltende Macht im Staate, der Führer der Ent­
wicklung bleibe.“51 Der monarchische Primat in dieser Theorie des konservati­
ven Konstitutionalismus kam deutlich in jenen Forderungen Stahls zum Aus­
druck, die dem König das alleinige Recht zur Gesetzesinitiative zusprachen und 
den Wirkungskreis des Parlaments auf ein Zustimmungs- und Petitionsrecht 
begrenzten. Dieses sollte auch nicht das Recht der Ausgabenbewilligung, son­
dern nur das der Steuerbewilligung haben. Zudem wurde die „Administration“, 
d. h. die exekutive Gewalt, ganz in der Hand des Monarchen vereinigt. Das 
System der Gewaltenteilung, auf das sich die Liberalen im Anschluß an Montes­
quieu berufen konnten, blieb in dieser Verfassungslehre ausgespart. Indem dem 
Parlament die Rolle des „Wächters und Garanten der Verfassung“ konzediert 
wurde, setzte sich Stahl dem Verdacht des reaktionären Flügels unter den Kon­
servativen aus, er sei einem „constitutionalismus vulgaris anheim gefallen“ und 
habe ihn nur „konservativ zu temperieren versucht“.52 Dies war nun mit Sicher­
heit überzogen, spiegelte aber deutlich die Unsicherheit wider, mit der sich die 
meisten Konservativen auf dem Gebiet der Verfassungsreform noch bewegten. 
Stahls Lehre hat die uneingeschränkte Souveränität der monarchischen Führung 
nicht angetastet, sondern sie als „gesetzliche und einheitliche Ordnung des ge­
samten öffentlichen Zustands“ gegenüber den repräsentativen Gremien zur Gel­
tung gebracht. Worin sie sich allerdings von den verfassungsrechtlichen Vorstel­
lungen des Altkonservativismus unterschied, war, daß sie den vom Volk ge­
wählten Repräsentationsorganen die verfassungsrechtliche Anerkennung im 
konservativen Sinne gesichert hat und den Konservativen damit überhaupt erst 
den Weg zur Parteibildung möglich gemacht hat; denn auch sie waren ja wie 
jede Partei auf ein Repräsentativsystem und seine parlamentarischen Einrich­
tungen angewiesen.

2. „Parteitheorie“ und Organisation im Vormärz

Für die Mehrzahl der Konservativen in Preußen waren Fragen der Parteibildung 
vor 1848 kein Thema für politisch-theoretische Auseinandersetzungen. Die po­
litisch aktiven Konservativen in den Hofkreisen, in der hohen Verwaltungsbü­
rokratie, bei den Militärs und aus der Schicht der „pseudodemokratisierten Rit­
tergutsbesitzerklasse“ haben in erster Linie noch auf den ständisch vermittelten 
Ausgleich politischer Konflikte gesetzt und die Notwendigkeit von Parteiorga­
nisation bzw. Parteitheorie kaum erkannt. Ihnen galten die Stände als die wah­
ren Gruppenrepräsentanten, die sich theoretisch nicht zu legitimieren brauch­
ten. Die regierungsfeindliche Adelsfronde, die aber in ihrem Charakter stets 
zeitlich begrenzt war, hatte zwar im Kampf gegen die Reformen ihre sozialöko­
nomischen Interessen massiv vor den Thron getragen, aber sie hatte sich damit 

51 F. J. Stahl, Das monarchische Prinzip, S. 12.
52 Brief E. L. v. Gerlachs an H. Leo (1867), abgedruckt in: Hist. Vjs. 14 (1911), S. 203.
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nicht als unabhängige politische Kraft auf Dauer ins Spiel bringen wollen. Der 
Adel stand, auch im Zeichen der Auseinandersetzung mit der reformfreudigen 
Beamtenschaft, nach wie vor auf Seiten des halbabsolutistischen Obrigkeitsstaa­
tes. Es waren nur wenige - nach einer bekannten Klassifizierung Klaus Ep­
steins würde man sie wohl als Reformkonservative bezeichnen1 — die den Gang 
der politischen und sozialen Entwicklung im Vormärz aufmerksam beobachtet 
und den eigenen politischen Standort kritisch überdacht haben. Daß eine re- 
striktiv-polizeistaatliche Gesetzgebung den Partizipationswillen breiter Bevölke­
rungskreise nur überdecken, nicht aber wirklich einzudämmen vermochte, war 
diesen konservativen Publizisten schon klar, ehe sozialer Protest und politische 
Revolte auch in Preußen das öffentliche Leben beherrschen sollten. „Die Zeiten 
sind dahin, wo sich durch Cabinetordres der Lauf der Entwicklung hemmen 
läßt“, hatte 1845 ein im Grunde so preußentreuer Monarchist wie Ernst von 
Bülow-Cummerow diagnostiziert.2 3 Er stellte sich deshalb die Frage, wie man 
der Krone und dem grundbesitzenden Adel auch in einem künftigen Verfas­
sungsstaat politische Geltung verschaffen könne. Voraussetzung dazu sei, daß 
der Adel sich den Demokratisierungstrends bis zu einem gewissen Grade flexi­
bel anpasse. Die Furcht, die das Wort „Verfassung“ mehreren Ministern und 
der „ultra-aristocratischen Partei, Männern, die noch an der Unverdaulichkeit 
der Hallerschen Lehren leiden“, eingeflößt habe, spiele geradezu „ins Lächerli­
che“. Besonders der Adel habe die Aufgabe, die Vermittlung von Monarchie 
und Demokratie zu übernehmen. Grundbedingung schien dazu aber ein sozial 
wie politisch in demokratischem Sinne geläutertes Selbstverständnis zu sein. Die 
dem Adel im modernen Verfassungsstaat zukommende Stellung sei „nicht mehr 
eine exclusive, sondern wird eine conservative.“ Die Bedeutung des Wortes 
„conservativ“ sei vom Adel, so Bülow-Cummerow, gründlich mißverstanden 
worden. „Das Wort,conservativ', erhaltend, wird oft mit .festhaltend' verwech­
selt; ein nicht haltbares Verhältnis festhalten zu wollen, ist nichts weniger als 
conservativ.“5

In diesem Sinn hatte bereits 1841 Victor Aime Huber in seiner Schrift „Über 
die Elemente, die Möglichkeit oder die Nothwendigkeit einer konservativen 
Partei in Deutschland“ versucht, die konservativ inspirierte Kritik an den mit 
der revolutionären Bewegung angeblich fraternisierenden Verwaltungsinstanzen 
in die Frage nach einer von Staat und Regierung unabhängigen konservativen 
Parteibildung einzubinden.4 Nun ist es vielleich etwas hochgegriffen, das Pro­
blembewußtsein der Konservativen über den politischen und verfassungsrechtli­
chen Standort einer Partei in einem monarchisch-halbabsolutistischen Stände­

1 Gegenüber dem Reaktionär, der nicht das Gegenwärtige bewahren will, sondern vergangene 
Verhältnisse wieder herstellen will, und dem „status-quo-Konservativen“, der sich mit dem 
begnügt, was er hat, besitzt der „Reformkonservative“ ein gewisses historisches Verständnis 
für die Unvermeidlichkeit von gesellschaftlichem und politischen Wandel. Er versucht, sich 
diesen Prozessen aus einer Defensivposition heraus anzupassen und gleichzeitig Kontinuität 
in Institution und Ideen zu sichern. Vgl. die Entwicklung dieser Typen konservativen Verhal­
tens bei K. Epstein, 1973, S. 19-24.

2 E. v. Bülow-Cummerow, Europäische Staaten, 1845, S. 6.
3 Ebd., S. 216.
4 V. A. Huber, Konservative Parthei, 1841.
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staat als „Parteitheorie“ zu klassifizieren. Gleichwohl stehen Hubers Überle­
gungen in einem engen Zusammenhang mit der Entwicklung der „Parteitheo­
rie“ des vormärzlichen Liberalismus, ja sie entstanden unmittelbar im Anschluß 
an diese und kommentierten die Entstehung eines politisch profilierten Vereins­
wesens aus konservativer Perspektive. Zum andern scheint mir die Schrift Hu­
bers Überlegungen zu enthalten, die über das, was man gemeinhin als program­
matischen Ansatz, als „Weltanschauung“ oder bestenfalls als „politische Theo­
rie“ zu würdigen hätte, hinausgehen bzw. in eine andere Richtung weisen.

Zum ersten nur kurz das Folgende. Nachdem die preußische Zensur-Verord­
nung vom 18. Oktober 1819, die eine der Vollzugsverordnungen zu den Karls­
bader Beschlüssen abgab, die Gründung von Parteien oder erklärt politischen 
Vereinen rigoros unterbunden und die preußische Regierung 1832 das Verbot 
politischer Vereinigung bekräftigt hatte, läßt sich seit Beginn der 1840er Jahre in 
Deutschland eine verstärkte Politisierung des Vereinswesens beobachten.5 Es 
war dies das Ergebnis einer durch das Parteiverbot zunächst bewirkten Krypto- 
politisierung von Lese- und Bildungs-, Tum- und Gesangs- oder berufsspezi­
fisch orientierten Vereinen, die nun immer stärker zum von den Aufsichtsbe­
hörden tolerierten Hort des offenen Diskurses und der politischen Willensbil­
dung wurden. Parallel dazu entwickelte sich, zunächst nur auf Seiten der Libe­
ralen, eine intensive Theoriediskussion über das Verhältnis der Vereine zu Staat 
und Gesellschaft. Publizisten und Theoretiker des südwestdeutschen Frühlibe­
ralismus verteidigten dabei energisch Partei und Parteinahme als Ausdruck einer 
weit verbreiteten politischen Partizipationsbereitschaft, und es tat dieser selbst­
bewußt geführten Diskussion gar keinen Abbruch, daß sie sich mehr oder weni­
ger im luftleeren Raum mangelnder Erfahrungen und Anschauungen und in den 
Grenzen verfassungsrechtlicher und politischer Hemmnisse entwickelte.6

V.A. Huber hat dies mit einiger Sorge und im Bewußtsein des mangelnden 
politischen Engagements der konservativen „Parteigänger“ registriert. „Ich 
wohne vor mir und koche mich selbst“, war eines der oft kolportierten Bon­
mots des pommerschen Junkers von Thadden-Trieglaff,7 und das warf ein be­
zeichnendes Licht auf die unterentwickelte Organisationsbereitschaft konserva­
tiver Kreise vor Ausbruch der Revolution. Hubers Anliegen bestand deshalb 
darin, den Lesern klarzumachen, daß sich der konstitutionelle Liberalismus 
mittlerweile der öffentlichen Meinung bemächtigt habe und ihm mit den Halle­

5 Siehe dazu die wegweisende Studie von Th. Nipperdey, Verein, 1976, S. 174-205, bes. 
S. 201 f. Vgl. auch die für die verfassungsgeschichtiiche Seite des Problems wichtige Arbeit 
von F. Müller, 1965, vor allem S. 250 ff Siehe auch O. Dann, 1976, S. 197 ff. Wichtig auch 
W. Hardtwig, Strukturmerkmale, 1984, S. 11-50.

6 Th. Schieder, Theorie der Partei, in: ders., Staat und Gesellschaft, 1958, S. 113 f. und S. 117. 
Nach Auffassung W. Hardtwigs, Politische Gesellschaft, 1981, S. 357, ist die Entstehung und 
politische Wirksamkeit des politischen Vereinswesens seit den 1840er Jahren ein Indiz dafür, 
„daß die Formen rationaler Meinungsbildung im Verein, daß die im Vereinswesen hervorge­
tretenen sozialen und politischen Wertvorstellungen und Prinzipien sozialer Organisation, 
die für die bürgerliche Gesellschaft charakteristisch sind: das Prinzip der personalen Autono­
mie, freies Kräftespiel und Leistungswettbewerb, der Kritik, der freien Information und der 
öffentlichen Diskussion, jetzt trotz des Widerstandes der Staatsgewalt auf die Konstitution 
des politischen Willens übergreifen“.

7 Zitiert nach O. E. Schüddekopf, 1951, S. 18.
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sehen, dann Deutschen Jahrbüchern ein wirkungsvolles Publikationsorgan zur 
Verfügung stünde. Für die Konservativen komme deshalb alles darauf an, „sich 
über den Standpunkt, die Stellungen zu verständigen, wo sich diejenigen, wel­
che wir als im Wesentlichen Gleichgesinnte bezeichneten, sammeln und befesti­
gen, die Losungen, an denen sie sich erkennen, die Kriegsmittel, über die sie 
gebieten, die günstigen Umstände, die Verbündeten, auf die sie rechnen könn­
ten, sofern es gilt jenen zerstörenden, auflösenden Thätigkeiten gegenüber con- 
servative Grundsätze und Interessen geltend zu machen.“8 9 10 Sie liegen nach Hu­
ber in der „Entwicklung aller gesunden Kräfte und Gegensätze des nationalen 
Lebens, als dessen vollkommenste Organisation die monarchische Staatsform“ 
zu gelten habe.’ Ihr bleibt der vorrevolutionäre Konservativismus in der Sache 
noch bedingungslos verpflichtet, doch setzt er sich von den jeweiligen Reprä­
sentanten dieses Systems schon deutlich ab, und das sollte für die theoretische 
Begründung eines autonomen Konservativismus von ganz entscheidender Be­
deutung sein. Man könne, so das Credo Hubers, „die Sache christlich-monar­
chischer Entwicklung nicht unbedingt an dieses oder jenes Element oder Organ 
knüpfen. Für diese kann, durch eigene und fremde Schuld, der Fall eintreten, 
daß sie als ihres Berufs unbedingt unwürdig, ihrer Aufgabe und Stellung nicht 
mehr gewachsen erscheinen. In solchen äußersten Fällen — z. B. bei offenem 
Bruch (ein wahrhafter Ehebruch) zwischen dem dynastischen und den übrigen 
Elementen des Staatslebens, wenn jenes sich selbst und seinen Beruf aufgiebt — 
da erkennt der conservative Standpunkt das Recht, ja die Pflicht an, zu retten 
was zu retten ist — die Sache.“'0 Noch aber bestünde die Aufgabe der Konser­
vativen darin, in den Provinzialständen konservative Majoritäten zu halten und 
den zur Disposition stehenden Verfassungsfragen eine monarchistische Wen­
dung zu geben. Man könne diese Stellungen mittelfristig aber nur halten, wenn 
man die eigene Gefolgschaft zu mobilisieren vermöge, und das dazu am besten 
geeignete Instrument sei eine eigene Presse. Sie könne für die „verschiedenen“ 
Elemente der Konservativen ein gleichsam organisatorisches Hilfsmittel abge­
ben. Denn man müsse sich in Anbetracht der sozialen und politischen Entwick­
lungen der letzten Jahre und in Ansehung einer im liberal-demokratischen Sinn 
politisierten Öffentlichkeit auf mögliche Dysfunktionalitäten des derzeitigen 
politischen Systems einstellen. Es könnten, so die weitsichtige Prognose des 
Verfassers, Umstände eintreten, „wo das Recht der Selbsterhaltung, welche hier 
mit der Pflicht gegen die würdigste Sache zusammenfällt, die conservativen Ele­
mente unabweislich drängen dürfte, sich zur conservativen Parthei zu verdich­
ten und ihren Kampf gegen die destruktiven Mächte mit eigenen Mitteln, auf 
eigene Gefahr zu bekämpfen in den Grämen und in der Weise, wie das conser­
vative Prinzip selbst, wie christlicher Gehorsam gegen die rechtmäßige Obrig­
keit, und deutsche Treue gegen das angestammte Fürstenhaus dann verschreiben 
oder gestalten mögen.“11

8 V. A. Huber, Konservative Partei, S. 12.
9 Ebd., S. 13.

10 Ebd., S. 42.
11 Ebd., S. 74.
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Damit wurden einer Partei nun in der Tat gänzlich andere Aufgaben zuge­
wiesen, als dies die liberalen Theoretiker aus dem anderen Lager im Auge hat­
ten. Parteien und Vereine sollten nicht Vermittlungsinstanz und Bindeglied zwi­
schen monarchisch-bürokratischem Staat und der sich politisch emanzipieren­
den Gesellschaft sein, sondern, als Ersatzregulativ bei Versagen des monar- 
chisch-gouvernementalen Regimes fungieren. Voraussetzung dazu war aber die 
erforderliche Mobilisierung einer ausreichend großen Anhängerschaft. Damit 
war es aber im Vormärz noch ganz schlecht bestellt.

Huber hat mit diesen Ausführungen selbst im eigenen Lager nur wenig Auf­
merksamkeit gefunden. Seine Kritiker warfen ihm vor allem die Verwendung 
unscharfer Begriffe vor. Das Wort „conservativ“ sei, „wie alle heutigen Partei­
namen, einer unendlich vielfachen Auslegung fähig“, schrieben die „Historisch­
politischen Blätter für das katholische Deutschland“.12 Huber machte sich des­
halb in mehr oder weniger einsamen politisch-theoretischen Exkursionen daran, 
für die Sache der Konservativen programmatisch zu werben. Ab 1845 erschien 
unter seiner Redaktion die Zeitschrift „Janus. Jahrbücher deutscher Gesinnung, 
Bildung und That“, in der er mehrere Anläufe machte, eine konservative Leser­
schaft zu finden.13 Die Zeitschrift hat sich jedoch wohl nur mit staatlichen För- 
derungsgeldem bis zum März 1848 halten können. Wie unter allen politischen 
Gruppen, gab es auch unter den Konservativen tiefsitzende Ressentiments ge­
genüber den Parteien. Man scheute die Pflichten politischer Aktivitäten, wollte 
sich nicht auf eine verbindliche Programmatik festlegen lassen und war über­
haupt wenig geneigt, sich den Stempel des politisch „Konservativen“ von seinen 
Gegnern so ohne weiteres aufdrücken zu lassen. Der politisch interessierte 
Konservative blickte, wenn er nicht die Verbesserung seiner ökonomischen Le­
bensbedingungen im Sinne hatte, auf Monarchie und Kirche und sah noch gar 
keine Veranlassung, sich in das Getriebe parteipolitischer Auseinandersetzun­
gen zu stürzen. So hielt dann Emst Ludwig von Gerlach nachträglich in seinem 
Tagebuch resigniert fest: „Es hatte niemand Neigung eine Partei zu bilden — ein 
mühsames, feines, edles Geschäft! Erst 1848, als die Not auf den Nägeln brann­
te, kamen wir, 20 Jahre zu spät, darauf.“14

Der Zusammentritt des Vereinigten Landtags in Berlin hat die Konservativen 
in Preußen dann zum ersten Mal ihre politische Ohnmacht ahnen lassen. 
Eigentlich stand hinter der Einberufung sämtlicher Vertreter der Provinzial­
landtage das Ziel, die immer höher schlagenden Wellen der liberal-demokrati­
schen Opposition zu glätten.15 Die Enttäuschung über die Eröffnungsrede

12 Die conservative Parthei in Deutschland (Anonym), in: Historisch-Politische Blätter für das 
katholische Deutschland 8, 1841, S. 706 f. u. S. 717 f. Hubers nachgeschobene Präzisierung 
seiner politischen Vorstellungen unter dem Titel „Die Opposition. Ein Nachtrag zu der 
konservativen Partei“, 1842, vermochte jedoch nicht, seinen Krinkem den Wind aus den 
Segeln zu nehmen und das konservative Lesepublikum aus seiner politischen Lethargie zu 
befreien.

13 V. A. Huber, Was wir wollen, in: Janus 1, 1845, S. 75 f.; ders., Die conservative Presse, ebd., 
2, 1846, S. 567 f. Vgl. seinen programmatischen Essay unter dem Titel „Grundzüge eines 
konservativen Programms“ in: V. A. Huber, Ausgewählte Schriften, 1894, S. 148-190.

14 E. L. v. Gerlach, Aufzeichnungen, Bd. 1, 1903, S. 247. Tagebucheintrag vom 10. 2. 1838.
15 Siehe P. Eickenboom, 1976; R. Koselleck, Preußen, 31981, S. 367 ff.; H. Obenaus, 1984, 

S. 649 ff.
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Friedrich Wilhelms IV., in der noch einmal in Überspielung der 1815 und 1820 
gegebenen Verfassungsversprechen unmißverständlich klar gemacht wurde, daß 
nicht daran gedacht sei, Preußen eine Repräsentativversammlung und eine Ver­
fassung zu geben, wies aber schon bald in eine ganz andere Richtung. In den 
Auseinandersetzungen über die Kompetenzen und die Periodizität der Ver­
sammlung gelang es der Opposition, den Landtag zu einem nationalen Forum 
ihrer politischen Forderungen zu machen. Die provinzialständische Gliederung 
des Landtags wurde im Zuge dieser „parlamentarischen“ Debatten immer mehr 
aufgeweicht; an ihre Stelle trat das politische Bekenntnis, unter dem sich die 
Gleichgesinnten auch organisatorisch einander nähern konnten. So wies schon 
ein zeitgenössischer Beobachter darauf hin, daß „anfangs die liberalen Elemente, 
wie die entgegengesetzten, sich nur provinzweise zusammengruppierten und 
erst nach und nach die gleichartigen mehr aneinanderrückten und zu Parteien 

verschmolzen.“16 Trotz der noch wechselhaften personellen Konstellationen be­
saß dabei die Opposition, die im wesentlichen vom ostpreußischen Beamtenli­
beralismus und rheinischen Wirtschaftsliberalen zusammengehalten wurde, bis 
zum Ende der Verhandlungen die Mehrheit. Im Zentrum der Debatten stand 
die verfassungsrechtlich überlagerte Frage der Ostbahnanleihe, für die die Re­
gierung nach dem Staatsschuldengesetz die Zustimmung der Landesrepräsenta­
tion benötigte. Daß die liberale Opposition, die wirtschaftspolitisch natürlich 
am Ausbau des Eisenbahnnetzes ein starkes Interesse hatte, ihre Zustimmung 
aber von der Gewährung der Periodizität abhängig machte, rief denn auch die 
konservativen Teilnehmer auf den Plan. Für sie verdiente sich dabei der junge 
Otto von Bismarck die ersten parlamentarischen Sporen. Er warf der Opposi­
tion vor, sie wolle die Regierung durch Verweigerung der Anleihe zu verfas­
sungsreformerischen Zugeständnissen nötigen.17 Sein energisches Eintreten für 
gouvemementale Interessen stieß allerdings nur bei den politischen Freunden 
auf Resonanz. Der Landtag lehnte die Ostbahn-Anleihe mit einer deutlichen 
Zweidrittelmehrheit ab, nachdem die Krone in der Periodizitätsfrage nicht ein­
lenken wollte. Spätestens hier ließen die harten Zahlen der parlamentarischen 
Entscheidungen die konservativen Illusionen, den Landtag als ein ständisch be­
grenztes Repräsentationsorgan noch einfangen zu können, wie Seifenblasen zer­
platzen. Die eigentlich Konservativen, die sich im Zuge einer starken Polarisie­
rung zwischen Regierung und Opposition eher unfreiwillig auf die Seite der 
Regierung schlagen mußten, waren auf eine zahlenmäßig schwache Gruppe mit 
politisch marginaler Bedeutung herabgesunken. Die Positionen der Regierung 
wurden dabei zum einen von einer Anzahl hoher Beamter vertreten. Daneben 
trat eine Gruppe um von Puttkamer-Reinfeld, Bismarck und Thadden-Trieglaff 
für den Ausbau und die Erweiterung der bestehenden ständischen Verfassung 
ein, und zwar mit dem Ziel, den Einfluß der zentralen preußischen Verwal­
tungsbehörden einzudämmen und die adeligen Interessenkorporationen wieder 
stärker ins Spiel zu bringen. Zusammen mit den „Gouvemementalen“ zählte 
diese Gruppe ständischer Royalisten etwa 70 Mitglieder von insgesamt 613 Ab­

16 K. Biedermann, Geschichte, 1847, S. 489.
17 E. Bleich (Hrsg.), Erster Vereinigter Landtag, Bd. 3, 1847, S. 1258 f.
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geordneten (einschließlich der Herrenkurie).18 Daneben existierte noch eine 
„Vereinigung von Strengkonservativen Mitgliedern“, die unter der Leitung des 
Grafen Gneisenau etwa 130 Abgeordnete zählte und sich offen dazu bekannte, 
die Parteibildung anzusteuem. Sie versuchte, gegenüber dem parlamentarischen 
Ansturm der entschieden liberalen Opposition die Interessen von Krone und 
Regierung, so gut es eben ging, zur Geltung zu bringen. Sie schlug sich aber in 
der Abstimmung über die Periodizität des Landtags auf die Seite der Liberalen 
um Georg von Vincke und Rudolf von Auerswald, ohne allerdings, wie diese, 
die periodische Einberufung einer Landesversammlung als Rechtsanspruch ge­
genüber der Krone geltend machen zu wollen. Für die äußerste Rechte war dies 
ein nicht mehr zu tolerierendes Zugeständnis.

Insgesamt waren sich die Konservativen über das weitere Verfahren noch völ­
lig uneinig, und das blieb auch außenstehenden Beobachtern kaum verborgen. 
Gegenüber den politischen Gegnern litten die Konservativen in der Tat unter 
dem Fehlen eines konsistenten Katalogs politischer Zielvorstellungen; hinzu ka­
men sicher auch gewisse organisatorische Unzulänglichkeiten. Die meisten von 
ihnen kannten sich nur wenig und konnten auch kaum, wie das ihre politischen 
Kontrahenten taten, an ein informelles Netz politischer Beziehungen anknüp­
fen. So meinte ein Kritiker nach der Schließung des Landtages wohl zu recht: 
„Die Conservativen waren ohne Halt und Einheit, und glichen einer schüchter­
nen und furchtsamen Heerde, in welche der Wolf gefahren ist, um sie zu ver­
nichten. Sie hatten keine Wissenschaft von einander, und es ist bekannt, daß 
viele treue Anhänger der Regierung ihre einzelnen bedeutenden politischen 
Freunde, wie die Herren von Manteuffel und von Bismarck, auch gegenwärtig 
nicht einmal zu beschreiben im Stande sind.“ 19 Aber auch unter den Förderern 
einer konservativen Parteienbildung, wie Huber und Ernst Ludwig von Ger­
lach, die dem Vereinigten Landtag selbst nicht angehörten, machte sich Resigna­
tion breit. „Die Hauptsache war 1847, daß wir uns als Partei organisierten und 
rüsteten, um als treue, holde und gewärtige Lehnsmannschaft dem bedrängten 
Könige am 18. Brumaire Zuzug leisten zu können. Aber gerade das unterblieb“, 
kommentierte Gerlach aus der Retrospektive20, und auch Huber war als einem 
aufmerksamen Beobacher der politischen Szenerie aufgefallen, daß der große 
Vorteil der Liberalen gerade darin bestand, „eine Doktrin zu besitzen, deren 
Glaubensartikel unter ihren Mitgliedern allgemein bekannt und im wesentlichen 
auch allgemein gebilligt wurde“, während die Konservativen einer „handlich 
gemachten, wirklich konservativen Doktrin“ doch weitgehend entbehrten.21 
Die rudimentären Ansätze, über die Fraktionsbildung auf dem Landtage zur 
Bildung einer Partei zu kommen, konnten denn auch den politischen Mißerfolg 
der Konservativen nicht überdecken. Die liberale Opposition war mittlerweile 
viel zu stark geworden, um sich noch durch königliche Dekrete oder durch ein 
parteiähnliches Bündnis der konservativen Repräsentanten in die Defensive 
drängen zu lassen.

18 Vgl. R. Koser, 1921, S. 388. Siehe auch R. Schult, 1983, S. 42.
19 F. Wülffing, 1847, S. 10 f.
20 E. L. v. Gerlach, Aufzeichnungen, Bd. 1, 1903, S. 473.
21 V. A. Huber, Conservative Sache, in: Janus 3, 1847, S. 473 f.
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Angesichts ihres mäßigen Abschneidens auf dem Vereinigten Landtag und in 
Anbetracht der Tatsache, daß den Liberalen mit der von Georg Gottfried Ger- 
vinus projektierten „Deutschen Zeitung“ bald ein zentrales „Parteiorgan“ zur 
Verfügung stehen sollte, gingen die Konservativen Anfang Juni 1847 an die 
Gründung eines konservativen Presseorgans, das die noch mangelhafte politi­
sche Mobilisierung der potentiellen Gefolgsleute einleiten sollte. Ludwig von 
Gerlach bemühte deshalb den damaligen Magdeburger Konsistorialassessor 
Hermann Wagener und versuchte mit seiner Hilfe, Förderer für dieses Zei­
tungsprojekt zu gewinnen.22 Nun standen allerdings die Gründungsväter, allen 
voran der königliche Generaladjutant Leopold von Gerlach, im Ruf, pietistische 
Dogmatiker zu sein, was zahlreiche Aktionäre dazu bewog, dem Projekt ihre 
finanzielle Unterstüzung wieder zu entziehen, zumal die Initiatoren dem Blatt 
in religiösen Fragen keine publizistische Abstinenz auferlegen wollten. Eine ge­
plante Gründungsversammlung im Hause Leopold von Gerlachs kam deshalb 
gar nicht mehr zustande; der Bruder Ernst Ludwig und Wagener ließen das 
Unternehmen daraufhin erst einmal wieder fallen.

Ohne ihre Unterstützung und unter Verzicht auf die Beteiligung der pieti­
stisch motivierten Kreise hat Bismarck das Projekt weiterzuführen versucht. In 
einem vom 5. Juli 1847 datierten Zirkular, das an die politischen Freunde im 
Lande gerichtet war, warb er um die Zeichnung entsprechender Aktien und 
strich die religiöse Neutralität des geplanten Blattes heraus. In einem Anschrei­
ben vom 17. Juli erläuterte er, daß die Zeitung dazu bestimmt sei, „unabhängig 
von der Regierung und deren Plänen der conservativen Parthei in ihrem weite­
sten Umfange zu dienen, die Erhaltung und besonnene gesetzmäßige Fortbil­
dung des bestehenden Rechtszustandes zu vertreten, und die Angriffe, welche 
derselbe unausgesetzt erfährt, abzuwehren“.23 Aufgabe dieses „Parteiorgans“, 
so hieß es in dem beiliegenden Programm, sei die „Erhaltung der Unabhängig­
keit des Königthums, sowohl in seinen Beziehungen nach Außen, als auf dem 
Gebiete der Gesetzgebung, und der Verfügung über die herkömmlichen Staats- 
Einnahmen“, sowie die „Förderung der Entwicklung der ständischen Freiheit 
und Selbständigkeit in Beziehung auf die verfasssungsmässige Einwirkung der 
Stände auf alle inneren Angelegenheiten, im Wege der Petition.“24 Wie nachgie­
big man sich im Anschluß an die bitteren Erfahrungen mit dem Vereinigten 
Landtag gab, dafür war die Behandlung der Periodizitätsfrage ein Indiz. Sie 
müsse man, zusammen mit dem Steuer- und Darlehensbewilligungsrecht, wohl 
oder übel konzedieren. Vermutlich ging den Adressaten dieses Programms 
schon diese taktische Nachgiebigkeit zu weit. Es dauerte nur wenige Wochen, 
da stand auch in dieser Initiative ein weiterer Mißerfolg an. Das Projekt mußte 
wegen mangelnder Unterstützung eingestellt werden.

So boten die Konservativen in Preußen am Vorabend der Revolution im 
Grunde das Bild einer in sich zerstrittenen, elitären und institutionell freischwe­
benden Clique mit anscheinend hoffnungslos obsolet gewordenen Wertvorstel­

22 E. L. v. Gerlach, Aufzeichnungen, Bd. 1, 1903, S. 477.
23 H. v. Petersdorff, Programm Bismarcks, 1904, S. 580-586.
24 Ebd., S. 583.
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lungen. Selbst die ständischen Versammlungen hatten die Konservativen einer 
politischen Avantgarde überlassen müssen, die sich immer besser auf die Selbst­
darstellung ihrer politischen Programmatik verstand. Die liberal-demokratische 
Opposition, die sich trotz der Zensurmaßnahmen und einer inneren Zerreiß­
probe in zahlreichen Presseorganen und regional übergreifenden Berufsorgani­
sationen Gehör zu verschaffen wußte, hatte die wenigen Gremien, wie die 
Landtage oder die Tagungen von Berufsverbänden, die Chancen für politische 
Öffentlichkeitsarbeit eröffneten, eindeutig okkupiert. Die Konservativen waren, 
als die Revolution dann endlich ausbrach, politisch nahezu handlungsunfähig. 
Ein Kritiker aus dem eigenen politischen Lager sollte dies ein Jahr später mit 
bissigen Formulierungen kommentieren: „Die einen hatten in ihrem Innern ir­
gend eine doktrinäre Zukunft, die ihnen aber für den Status quo und seine orga­
nische Fortbildung höchstens eine kritische Teilnahme übrig ließ, wenn sie auch 
in löblicher Loyalität des Gemüts ihre doktrinären Gelüste wenig hervortreten 
ließen; die anderen hatten nur Sinn für das esse und verschlossen sich der leben­
digeren freieren Entwicklung des darin gegebenen posse; die große Mehrheit 
endlich genoß in gänzlicher Gedankenlosigkeit und unverbesserlicher Frivolität 
der Annehmlichkeiten und Vorteile begünstigter Stellungen im Status quo, und 
des allgemeinen conservativen Präjudizes.“25

25 V. A. Huber, Reaktion, 1848.



Zweites Kapitel

Die Konservativen in der Defensive

1. Die Märzereignisse, der zweite Vereinigte Landtag und 
die Wahlen zur preußischen Nationalversammlung

Nach den blutigen Auseinandersetzungen in den Straßen Berlins war der revo­
lutionären Bewegung in Preußen am 19. März ein erster Teilerfolg beschieden. 
Die Krone trug der Dynamik des politischen Protests mit der Ausweisung der 
Truppen und der Umbildung des Kabinetts Rechnung. An seine Spitze trat aber 
nun nicht, wie die demokratische Linke und die gemäßigteren Liberalen eigent­
lich erwartet hatten, ein Mann ihrer Couleur, sondern mit Graf Arnim-Boitzen­
burg ein Repräsentant des alten Regimes. Daß Arnim, der schon in den Jahren 
1842-45 das Innenministerium geleitet hatte, die Hoffnungen der Opposition 
auf eine grundlegende Reform der politischen Verhältnisse nicht erfüllen wollte 
und die vom Monarchen praktizierte Politik der großen Versprechungen noch 
weniger glaubhaft machen konnte, kam schon bald in zahlreichen Mißtrauens­
adressen aus allen Bevölkerungskreisen zum Ausdruck. Anhänger der demo­
kratischen Bewegung und Vertreter der rheinischen Großbourgeoisie waren 
sich in der Ablehung dieses Ministeriums nahezu einig.1 Da half es auch nichts, 
daß Friedrich Wilhelm IV. mit der Proklamation vom 22. März in der Verfas­
sungsfrage nachgezogen hatte, indem er die Sicherstellung der persönlichen 
Freiheit, ein freies Vereinigungs- und Versammlungsrecht, eine allgemeine Bür­
gerwehrverfassung mit der freien Wahl der Führer, Ministerverantwortlichkeit, 
Schwurgerichte, eine unabhängige Rechtsprechung und die Aufhebung des exi- 
mierten Gerichtsstandes, der patrimonialen Gerichtsbarkeit und der öffentli­
chen Polizeigewalt sowie die Vereidigung des Heeres auf eine künftige Verfas­
sung in Aussicht stellte.2 Dies konnte auch ein nur taktischer Kniefall der Krone 

vor der Opposition sein, zumal die Absicht des Königs, den Weg zu einer Ver­
fassungsreform und zur Wahl einer Konstituante nur über den Weg der vorhe­
rigen Anhörung des Vereinigten Landtags zu gehen, bei den Kritikern der Re­
gierung zusätzliches Mißtrauen hervorrufen mußte.

Den Konservativen, die sich zu dieser Zeit in Berlin aufhielten, war dies nur 
ein schwacher Trost. Die bitteren Erfahrungen, die sie ein Jahr zuvor mit dem

1 Vgl. I. Hofmann, Ministerium Camphausen-Hansemann, 1981, S. 49.
2 Proklamation Friedrich Wilhelms IV. vom 22. März 1848, abgedruckt in: E. R. Huber 

(Hrsg.), Dokumente, Bd. 1, S. 366 f.
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Vereinigten Landtag gemacht hatten, mußten jede Hoffnung auf ein politisches 
Comeback zu diesem Zeitpunkt als illusionär erscheinen lassen. Für sie bedeu­
tete das Verfassungsversprechen, daß sie auf nicht absehbare Zeit wohl jeder 
entscheidenden politischen Mitwirkung beraubt waren und die Krone in ihren 
Augen kein verläßlicher Partner mehr im Kampf um verlorengegangenes politi­
sches Terrain sein konnte. Der König hatte sich in ihren Augen der Revolution 
unterworfen. Eine gemeinsame Widerstandsfront oder gar ein Putsch durch 
rechte Militärs hatte schon zu diesem Zeitpunkt gar keine Aussicht mehr auf 
Erfolg. Wenn es dennoch zu Planungen kam, mit Hilfe königstreuer Bauern 
einen Angriff auf die Hauptstadt zu unternehmen und den König den Revolu­
tionären zu entreißen, so waren das Einzelaktionen, die mehr von politischem 
Abenteurertum als von der Fähigkeit zum nüchternen Kalkül zeugten.3 Dane­
ben beleuchten diese Vorhaben die taktische Kopflosigkeit und den Mangel an 
politischer Orientierung, die sich unter den Konservativen in der preußischen 
Hauptstadt im März 1848 breit gemacht hatten. Die meisten Repräsentanten des 
alten Regimes aus der Verwaltung, aus der militärischen Führung und den 
königlichen Ratgeberkreisen konnten die weitere Entwicklung denn auch kaum 
abschätzen. Sie mußten nicht nur um die politische Stellung fürchten. Die revo­
lutionären Unruhen konnten bei einer weiteren Eskalation für diese Kreise zur 
existentiellen Bedrohung werden. Viele dachten deshalb zunächst einmal an den 
eigenen Kopf, die Rettung der Familie und die Sicherung der materiellen Ver­
sorgung. Zahlreiche Beamte und Offiziere faßten ernsthaft die Demission ins 
Auge und planten den privaten Rückzug aufs Land, wohin der revolutionäre 
Funke, von Schlesien einmal abgesehen, nicht in dem Maße übergesprungen 
war, wie dies in den meisten Städten, vor allem im Rheinland und in Posen, der 
Fall war. Die ländlichen Regionen östlich der Elbe blieben im März von einer 
breiten agrarrevolutionären Bewegung verschont.4 Das schloß nicht aus, daß es 
hier und dort zu einzelnen Übergriffen gegen mißliebige Gutsherren kam. Doch 

3 Berühmt geworden ist das Vorhaben Bismarcks, mit seinen Schönhausener Bauern nach Ber­
lin zu ziehen und den König im Handstreich zu befreien. Der Plan, der allerdings nur aus der 
Feder Bismarcks bekannt geworden ist und den Bismarck-Legenden des späten 19. Jahrhun­
derts reichlich Nahrung gegeben hat, ist auf sein Betreiben letztendlich nicht realisiert wor­
den. Siehe O . v. Bismarck, Gedanken und Erinnerungen, Bd. 1, 1898, S. 26. Vgl. zuletzt 
E. Engelberg, 1985, S. 271 f. und L. Gall, 1980, S. 70. Siehe auch M. Lenz, 1930, und 
G. A. Rein, 1953, S. 246 —262. Ähnliche Bestrebungen hatten auch Thadden-Trieglaff und 
andere Hochkonservative geäußert. Sie entstammten aber einer nur unzureichenden Kenntnis 
der wirklichen Lage, standen unter dem Eindruck einer gewissen politischen Dramatik und 
waren daher eher ein persönliches Treuebekenntnis als eine ernsthaft erwogene Aktion.

4 Vgl. zum Problem der Beteiligung bäuerlicher Schichten an der revolutionären Bewegung 
R. Koch, 1983, S. 326-394. Die Verwendung des Terminus »Agrarrevolution“ erscheint mir 
dort sehr problematisch. Das Dilemma der Revolution von 1848/49 lag doch gerade darin, 
daß sie in erster Linie städtischen Ursprungs war und sie der kontinuierlichen Unterstützung 
vom Lande entbehren mußte. Vorsichtiger formuliert deshalb G. Franz, Agrarische Bewe­
gung, 1959, S. 176—193. Dagegen waren für Bleiber, Bauern und Landarbeiter, 1969, 
S. 289-310, die Bauern eine revolutionäre Trägerschicht. Umsichtiger die Argumentation bei 
Gailus, Politisierung, 1982, S. 88—113. Gailus Erhebung über die räumliche Verteilung bäu­
erlicher Protestaktionen bestätigt im wesentlichen unseren Befund bezüglich des Ausbleibens 
einer breiten agrarrevolutionären Bewegung in Preußen im Frühjahr 1848, Schlesien einmal 
ausgenommen.
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war dieser lokal begrenzte Protest zu Beginn der Revolution in keiner Weise 
regimekritisch oder gar staatsfeindlich. „Unter den niedem Klassen des platten 
Landes haben die neuen Zeitbewegungen nur den Eindruck der Furcht vor dem 
Ausbruch eines Krieges hervorgerufen“, berichtete der Landrat aus Swinemün­
de am 19. März.5 Die konservativen Parteigänger unter den Landräten, den 
Justiz-, Verwaltungs- und Polizeibeamten, unter den Pfarrern und im mittel­
bäuerlichen und gutsherrlichen Besitz konnten sich denn auch auf dem Lande 
zunächst weitgehend sicher fühlen.

Nun haben nicht alle Repräsentanten des alten Regimes panikartig die Flucht 
ergriffen. Die Stellung zu halten, war vielen auch eine Frage der Standesehre. Es 
waren Angehörige dieser Kreise, die Ende März darangingen, das politische 
Terrain im Hinblick auf den Zusammenschluß all derer zu sondieren, die nicht 
bereit waren, unter liberalen Ministern zu arbeiten oder den Trägern der revolu­
tionären Bewegung das Feld gleichsam kampflos zu überlassen. Gegen diese 
öffentlich aufzutreten, das wagten nur wenige, wie z. B. der rührige Gutsbesit­
zer und Publizist Emst von Bülow-Cummerow. Er veröffentlichte am 25. März 
in Berlin ein Flugblatt, worin ein zeitgenössischer Beobachter gar die „Anfänge 
einer conterrevolutionären Opposition“ zu entdecken glaubte.6 Bülow stellte 
sich darin zwar auf den Boden der Tatsachen und riet zu Konzessionen in der 
Frage der Aufhebung des eximierten Gerichtsstands, der Patrimonialgerichts­
barkeit und der lokalen Polizeigewalt, warnte aber ganz entschieden vor einer 
Vereidigung des Heeres auf die Verfassung und vor den geplanten Urwahlen. 
Diese würden zwangsläufig den Unterschichten zur Macht verhelfen und in 
Preußen letztendlich zur Republik führen. Um dem vorzubeugen, so ließ Bü­
low in anschließenden Zeitungsartikeln wissen, müsse die Krone eine Ehrener­
klärung für das Militär abgeben.7 Mit dieser könne das verlorengegangene Ver­
trauen der Armee in die Führungsqualitäten des Monarchen wieder zurückge­
wonnen und Berlin wieder militärisch besetzt werden.

Bülows Vorschläge haben bekanntlich keine nachhaltige Wirkung gezeitigt. 
Sie haben aber wohl dazu beigetragen, das Mißtrauen der Opposition gegenüber 
den restaurativen Kreisen weiterhin wachzuhalten. In der Folge haben sich die 
Konservativen denn auch nur hinter vorgehaltener Hand um einen engeren Zu­
sammenschluß bemüht. Einen Tag nach der Einsetzung eines liberalen Märzmi­
nisteriums unter Camphausen und Hansemann, die die Niederlage der Konser­
vativen scheinbar endgültig besiegelte, fand sich am 30. März unter der Führung 
des Generaladjutanten von Rauch das sogenannte ministere occulte zusammen.8 
Es setzte sich aus Mitgliedern des preußischen Generalstabs und des Geheimen 
Zivilkabinetts zusammen und wollte versuchen, als ständiger Beraterstab beim 
König die liberalen Reformmaßnahmen des Ministeriums, so gut es eben ging, 
abzubremsen. Daneben war man bemüht, die Militäreinheiten personell aufzu­

5 WAP Szczecin, Rep. 60 Oberpräsident Pommern, Nr. 3765: Schreiben des Landrats von Swi­
nemünde an den Oberpräsidenten vom 19. 3. 1848.

6 A. Wolff, 1979, Bd. 2, S. 6 f.
7 Sfenersche Zeitung Nr. 74 v. 27. 3. 1848.
8 M. Kliem, Rolle, 1969, S. 320.
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stocken und sie auf einen möglichen operativen Einsatz im Innern vorzuberei­

ten.
Neben der politischen Einflußnahme auf den König und die Pflege informel­

ler Kontakte kam es einer anderen Gruppe um den Magdeburger Landgerichts­
präsidenten Emst Ludwig von Gerlach mehr darauf an, mit der Gründung eines 
hauseigenen Presseorgans zu einem organisatorischen Zusammenschluß der 
Gegner der Revolution zu kommen, um den politischen Widersachern auch 
öffentlich gegenübertreten zu können. Dies geschah zwar nicht auf Initiative 
des sogenannten ministere occulte, aber wie die engen Beziehungen zu Leopold 
von Gerlach, der diesem Ratgeberkreis angehörte und im Sommer das Haupt 
der konterrevolutionären Kamarilla werden sollte, ausweisen, in enger Abstim­
mung mit ihm.9 Am 26. März verfaßte Ludwig von Gerlach einen Sammlungs­
aufruf, der zunächst nur im politischen Freundeskreis zirkulierte.10 Gerlach 
fürchtete nicht nur um Wohlstand und Besitz, sondern ihm schienen im Zei­
chen der Märzereignisse gleichsam „alle Grundlagen deutschen Rechts, deutsch­
er Verfassung, deutscher Freiheit, Alles was uns auf Erden theuer und heilig 
ist“, bedroht. Den Hort der revolutionären Erhebungen erblickte er, dabei das 
französische Vorbild vor Augen, in den „fanatisierten Stadtgemeinden“, ein To- 
pos, den die Konservativen in ihrer Kritik am liberalen Zeitgeist immer wieder 
heranzogen. Um der revolutionären Bewegung erfolgreich entgegenzutreten, 
bedürfe es „der Verbindung, des gemeinsamen Handelns aller derer aus allen 
Ständen, welche deutsches Recht und deutsche Freiheit, welche insbesondere 
den Preußischen Staat“ verteidigen wollten. In diesem Sinne sei das öffentliche 
politische Bekenntnis zu den staatstragenden Organen gefordert, wobei unter­
geordnete Meinungsverschiedenheiten aus taktischen Erwägungen zurücktreten 
müßten. Als politisches Nahziel gab Gerlach aus, „den Landtag vor revolutio­
närer Gewalt zu schützen, die Beratung über die Zukunft des Vaterlandes den 
tobenden Pöbelmassen aus den Händen zu nehmen und den im Bewußtsein 
ihres Rechts und ihrer Kraft freien, wahren Vertretern des Landes wiederzuge­
ben.“ Um dies zu erreichen, habe man sich zunächst „der von Sr. Majestät für 
frei erklärten Presse zu bedienen.“ Damit dies nicht als leere Absichtserklärung 
im Sande verlief, nahm Gerlach am folgenden Tag wieder Kontakt zu Hermann 
Wagener auf, um sich mit ihm über die genaue Anlage des Blatts zu verständi­
gen. Seine Bemühungen, dem Projekt jetzt eine solidere Grundlage zu verschaf­
fen, als dies 1847 möglich war, stießen auch jetzt wieder auf Widerstand. Bis­
marck wollte nach den schmerzlichen Erfahrungen der vorangegangenen Wo­
chen unter keinen Umständen eine Reaktion und bestand auf gewissen Konzes­
sionen, ohne dabei auszuführen, an welche er dabei eigentlich dachte11, und 
auch die anderen Adressaten des Zirkulars beurteilten die Erfolgschancen des

9 Brief Leopold von Gerlachs an seinen Bruder Ernst Ludwig vom 16. 4. 1848, in: E. L. 
v. Gerlach, Briefe, 1970, S. 506 f.

10 E. L. v. Gerlach, Aufzeichnungen, Bd. 1, 1903, S. 518 f.; vgl. dazu auch W. J. Orr, Kreuz­
zeitung Party, 1971, S. 62 f.

11 Brief O. v. Bismarcks an E. L. v. Gerlach vom 29. 3. 1848, abgedruckt bei H. Witte, 1943, 
S. 40. Darin heißt es: „Ich habe in der erhaltenen Erklärung hinzugefügt: ,keine Reaktion, 
und Bereitwilligkeit zu Opfern' “.
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Unternehmens eher pessimistisch. Erst Ende April gelang es Ludwig von Ger­
lach, den der liberale Innenminister von Auerswald zu diesem Zeitpunkt vom 
Posten des Präsidenten des Landgerichts Magdeburg entbinden und zur Ausar­
beitung einer Hypothekenordnung in die bürokratische Verbannung schicken 
wollte, die Bedenken der Mitstreiter endgültig auszuräumen. Auf einer gemein­
samen Zusammenkunft der Förderer und leitenden Redakteure in Potsdam 
wurde am 22. April die Gründung eines konservativen Presseorgans beschlossen.12

Das Organ sollte den Namen „Neue Preußische Zeitung“ tragen; der ur­
sprüngliche Titel „Das Eiserne Kreuz“ wurde als zu pathetisch verworfen.13 Es 
kam jetzt darauf an, solvente Persönlichkeiten zu finden, die dem Blatt eine 
ausreichende finanzielle Startbasis verschafften und es die ersten Wochen auch 
ohne einen festen Leserstamm überstehen ließen. Zu den vorbereitenden Ver­
handlungen wurden deshalb im Mai kapitalkräftige Vertreter des preußischen 
Hof- und Gutsadels hinzugezogen, die, wie der bekannte Repräsentant der 
pommerschen Erweckungsbewegung, Baron Ernst von Senfft-Pilsach, Carl 
Graf Voß-Buch und der ehemalige preußische Gesandte in Paris, Graf von der 
Goltz, zum engeren politischen Freundeskreis der Gebrüder Gerlach gehörten. 
Sie stellten zusammen erhebliche finanzielle Mittel bereit und bemühten sich, 
durch den Kauf größerer Aktienanteile „die Majorität unter den Aktionären 
festzuhalten“14; der Rest wurde durch den Verkauf von Aktien ä 100 Taler 
beschafft. Mit einem Kapital von 20 000 Talern wurde das Projekt angekur­
belt.15 Als Kontrollinstanz wurde ein leitendes Komitee eingesetzt. Dieses Or­
gan, zu dem 1848 Emst Ludwig und Leopold von Gerlach, Moritz August von 
Bethmann Hollweg, Ludwig Wilhelm Finck von Finckenstein und Emst von 
Senfft-Pilsach gehörten, war zwar nicht berechtigt, in die Arbeit der Chefredak­
tion einzugreifen, behielt sich aber ein „votum consultativum in allen die Zei­
tung betreffenden Angelegenheiten“ und die „Einsicht in die Rechnungen des 
Zeitungsfonds“ vor.16 Ausdrücklich wurde auf die „moralische Verantwortlich­
keit“ des Chefredakteurs gegenüber den Aktionären hingewiesen, was auf eine 
vertraglich nicht kodifizierte politische Selbstverpflichtung des journalistischen 
Leiters hindeutete. Die Führung der Redaktion trugen die „Verleger“ mit Her­
mann Wagener einem engagierten Mitinitiator an, der juristisch vorgebildet und 
als Mitarbeiter beim „Rheinischen Beobachter“ journalistisch nicht ohne Berufs­
praxis war und der sich den konservativen Kreisen mit einem schonungslos 
durchgeführten Disziplinarverfahren gegen den liberalen Prediger und ehemali­
gen Führer der „Lichtfreunde“ — Bewegung Leberecht Uhlich, der am Vor­
abend der Revolution für die Trennung von Kirche und Staat eingetreten war, 
politisch empfohlen hatte.17

12 E. L. v. Gerlach, Tagebuch (22. 4. 1848), 1970, S. 93 f.
13 Zur Entstehung der „Kreuzzeitung“ vgl. vor allem W.J. Orr, Kreuzzeitung Party, 1971, 

S. 55 f. Siehe auch K. Danneberg, 1943; ein instruktiver Überblick bei M. Rohleder und 
B. Trende, 1972, S. 209-224.

14 Brief Leopold von Gerlachs an seinen Bruder Ludwig vom 18. 4. 1848, in: E. L. Gerlach, 
Briefe, 1970, S. 510.

15 Vgl. H. Wagener, Erlebtes, 21884, S. 8.
16 Ebd., S. 9.
17 Vgl. dazu E. Eyck, 1941, Bd. 1, S. 105; W. Saile, 1958, S. 21.
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Das Grundsatzprogramm der „Neuen Preußischen Zeitung“ — oder der 
„Kreuzzeitung“, wie sich bald einbürgern sollte — wurde am 16. Juni 1848 in 
einer ersten Probenummer der Zeitung bekannt gemacht.18 An die konservative 
Leserschaft erging der dringende Appell, endlich ihre defensive Haltung gegen­
über der revolutionären Bewegung aufzugeben. Die Zeitungsgründer waren da­
bei fest überzeugt, die Zeichen der Zeit erkannt zu haben und wollten in zwei­
erlei Hinsicht in der Pressepolitik aktiv werden. Neben dem „Kampf gegen die 
Revolution“ sollte auch eine „positive Stellung zu der neuen Ordnung der Din­
ge“ eingenommen werden, wofür die Mitwirkung an der öffentlichen Mei­
nungsbildung ein erstes Zeichen war. Gleichwohl wollte man den „zerstörenden 
Nivellierungstrieben der Zeit“ mit der Betonung der historisch gewachsenen 
Staats- und Rechtstradition entgegen treten. In diesem Sinne verschrieben sich 
die Konservativen um die Kreuzzeitung dem Grundsatz, daß „nur in der Stärke 
und Macht Preußens die Einheit und Selbständigkeit des deutschen Vaterlandes 
nach innen wie nach außen gesichert“ werden könne. Hier wurde nun zum 
ersten Mal offensichtlich, daß in den politischen Konzeptionen der Konservati­
ven die „preußische Frage“ alle anderen politischen Probleme, waren sie nun 
national-, verfassungs- oder sozialpolitischer Art, zu überdecken schien. Der 
Erfolg und die starke Verbreitung, den diese Tageszeitung in den ersten Wo­
chen und Monaten nach ihrem ersten regelmäßigen Erscheinen ab Anfang Juli 
fand, gab den Gründern dann auch zu recht Anlaß zu optimistischen Progno­
sen. Mit 995 festen Bestellungen beginnend erreichte die Kreuzzeitung noch im 

Jahre 1848 täglich 3000, im Frühjahr 1849 gar 5000 Abonnenten und wurde 
damit zu einem der politisch einflußreichsten Berliner Blätter.19

Daß die Kreuzzeitung eine politische Leerstelle besetzte und ihr Erscheinen 
gerade in den Provinzen dankbar aufgenommen wurde, machten die zahlreichen 
zustimmenden Zuschriften an die Redaktion deutlich. Die Leser erwarteten of­
fensichtlich von diesem Projekt nicht nur die retrospektive Analyse und den 
interpretierenden Kommentar zum politischen Geschehen, sondern forderten 

darüber hinaus dazu auf, „die zersprengten Konservativen zu sammeln, eine 
mächtige konservative Partei zu bilden.“20

Kamen die Konservativen also in der Gründung eines parteigebundenen Pres­
seorgans einen guten Schritt voran, so zeigte der am 2. April unter dem Ministe­
rium Camphausen-Hansemann einberufene Vereinigte Landtag ein weiteres 
Mal an, daß sie nicht darauf zählen konnten, den Gang der Ereignisse in ihrem

18 Auf dieses Programm hatten sich die Zeitungsgriinder bereits Ende April einigen können. 
Nach einer redaktionellen Überarbeitung durch Ernst Ludwig von Gerlach wurde dieses 
Programm als „Prospekt“ Interessenten mit der Bitte um Subskription zugesandt. Ein Ab­
druck bei H. Wagener, Erlebtes, 21884, S. 5-8; die folgenden Zitate ebd.

19 Vgl. W. J. Orr, Kreuzzeitung Party, 1971, S. 77. In Regierungskreisen war man anfangs 
weitaus skeptischer. Der Berliner Polizeipräsident Julius von Minutoli ließ seinen Dienst- 
herm Ende Juni wissen: „So wird hier jetzt z. B. eine sogenannte .Neue Preußische Zeitung' 
projektiert, welche laut ihrem Programm sich auf das gegebene Recht stützen und die Doc- 
trin der historischen Schule geltend machen will. Dabei wird man erfolglos sein, Geld verlie­
ren und der Monarchie noch obendrein schaden.“ ZStA Merseburg, Rep. 92, Nl. Julius von 
Minutoli, Nr. 8.

20 H. Wagener, Erlebtes, 21884, S. 9.
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Sinne zu beeinflussen. Der Landtag bestand zwar nach wie vor aus den Vertre­
tern der acht preußischen Provinziallandtage, war also ständisch strukturiert; 
die Majoritäten lagen aber, auch bei den adeligen Abgeordneten, eindeutig auf 
Seiten der Liberalen, die sich, wenn auch nur widerwillig, in diesem Landtag 
zusammen taten. Denn in liberalen und demokratischen Kreisen hat man dieses 
Organ eigentlich nicht mehr gewollt. In zahlreichen Petitionen, Manifesten und 
Kundgebungen taten die Kritiker ihren Unmut kund, erklärten die Einberufung 
eines ständischen Organs aus prinzipiellen Gründen für obsolet und setzten die 
politische Führung damit unter erheblichen Druck. Diese wollte den „Rechts­
boden“ allerdings nicht verlassen. Sie strebte die evolutionäre Umgestaltung der 
sozialen und politischen Verhältnisse über einen Kompromiß mit den alten Ge­
walten an und stellte unzweideutig klar, es sei eine politische Existenzfrage, 
„daß der ... zusammenberufene Vereinigte Landtag wirklich und ungeachtet 
der dagegen eingegangenen Petitionen zusammentrete“.21 Es war schon para­
dox, daß der Regierung in dieser Frage dann von einer Seite öffentliche Unter­
stützung zuteil wurde, der eigentlich an ihrem Sturz gelegen war. Zahlreiche 
Konservative, die relativ schnell gelernt hatten, die Waffen ihrer Gegner zu 
bedienen, organisierten eine Kampagne für das Zusammentreten des Land­
tags.22

Wie schon 1847 setzten sich auch diesmal die Verfechter gemäßigt liberaler 
Reformen in Adel und Bürgertum durch. Das politische Programm des Ministe­
riums ging in allen wesentlichen Fragen durch. Schon am Eröffnungstag be­
kannten sich die Abgeordneten zu einer Adresse, in der die Zusicherung der 
Krone zur staatsrechtlichen Überleitung Preußens in eine konstitutionelle Mon­
archie begrüßt wurde. Wie schmal die Basis der Konservativen geworden war, 
zeigte sich schon daran, daß sie in der Abstimmung nur zwei Gegenstimmen 
zusammenbrachten. Dabei hatte Leopold von Gerlach noch kurz zuvor ver­
sucht, die wenigen Konservativen auf eine gemeinsame Linie einzuschwören. 
Ihr Ziel könne nur sein, Ministerium und Versammlung politisch auseinander 
zu dividieren. Die „conservative Partei“ müsse erklären, daß die Minister kei­
neswegs berechtigt seien, „die Verfassung umzustoßen, daß diese vielmehr in 
den Provinzialständen und in dem Vereinigten Landtage, einschließlich der 
Herrenkurie zu Recht“ bestünde. Für die „conservative Partei“ komme alles 
darauf an, „den Sieg des Rechts“ vorzubereiten.23

Diese legalistisch-restaurative Sichtweise hatte jedoch kaum Chancen, im Fo­
rum der liberalen Reformer mehrere Befürworter zu finden. Im Endeffekt ließ 
sich mit zwei dezidiert konservativen Vertretern (Bismarck und Thadden-Trieg- 
laff) noch nicht einmal eine Fraktion bilden, der es hätte gelingen können, die 
Debatten entscheidend zu beeinflussen.

21 Verhandlungen (Berlin), Bd. 1, S. 185. Vgl. zu den öffentlichen Auseinandersetzungen über 
den Zweiten Vereinigten Landtag auch J. Hofmann, Ministerium Camphausen-Hansemann, 
1981, S. 55 ff.

22 J. Hofmann, Ministerium Camphausen-Hansemann, 1981, S. 60, weist darauf hin, daß es 
den „reaktionären Kräften“ gelungen sei, eine Pro-Landtags-Kampagne zu organisieren; sie­
he auch H. Mahl, 1909, S. 66 f.

23 E. L. v. Gerlach, Aufzeichnungen, Bd. 1, 1903, S. 521 f.
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Daß die Regierung dennoch nicht bereit war, der revolutionären Linken frei­
en Lauf zu lassen und bestrebt war, in der Verfassungsreform einen Mittelweg 
zu gehen, auf dem auch der König sein Gesicht wahren konnte, das zeigten die 
Beratungen des Gesetzes über die Berufung einer konstituierenden Nationalver­
sammlung. Der Landtag entschied sich in dieser Frage ganz im Sinne des libera­
len Märzministeriums für das allgemeine und gleiche Wahlrecht und setzte, 
auch gegen den Widerstand der Demokraten, die indirekte Wahl der Abgeord­
neten durch, in der Hoffnung, daß aufgrund einer nur rudimentär ausgeprägten 
Parteienlandschaft bekannte bürgerliche Honoratioren als Wahlmänner aus den 
Urwahlen hervorgingen, ein Kalkül, das angesichts der dann doch politisch we­
sentlich radikaler zusammengesetzten Versammlung nicht ganz aufgehen sollte. 
Von großer Tragweite wurde der Beschluß, die Nationalversammlung zur „Ver­
einbarung der preußischen Staatsverfassung“ einzuberufen, eine Entscheidung, 
die ganz auf der kompromißsuchenden Linie Camphausens lag und schon im 
Vorfeld ihres Zusammen tretens der Konstituante die revolutionäre Sprengkraft 
nahm.24 Die Verfassung sollte nicht mehr aus revolutionärem Recht geboren, 
sondern mit Zustimmung der alten Gewalten zustande gebracht werden. Dem 
Monarchen wurde verfassungsrechtlich und politisch damit eine Nische belas­
sen, aus der heraus er die Gestaltung der Verfassung beeinflussen und eine Ver­
abschiedung im Zweifelsfalle auch blockieren konnte.

Dies war um so wichtiger, als die Wahlen zur preußischen Nationalversamm­
lung, die gemeinsam mit den Wahlen der Abgeordneten für die Frankfurter 
Nationalversammlung stattfanden, den Konservativen eine vernichtende Nie­
derlage einbrachten. Sämtliche Hoffnungen, einer liberalen Verfassungsreform 
noch in der Beratungsphase die Spitze zu nehmen, mußten endgültig aufgege­
ben werden. Die vereinzelten Bemühungen der Gutsherren, ihren Untergebe­
nen unter Androhung der Entlassung die Wahl konservativer Wahlmänner na­
hezulegen, schlugen weitgehend fehl.25 Nur in Regionen, die eine geringe Be­
völkerungsdichte und ein unterentwickeltes Verkehrs- und Wegenetz aufwie- 
sen, wie in Ost- und Westpreußen, in Hinterpommem und in Teilen der Mark 
und Oberschlesiens, wo also die Durchführbarkeit der Wahlen schon auf orga­
nisatorische Hemmnisse stieß, dort konnten die Gutsherrn auf die Wahlen Ein­
fluß nehmen und die Dorfbewohner zur Abgabe „konservativer“, d. h. naiv 
royalistischer Stimmen bewegen.26 Wenn einige konservative Kandidaten, be­
sonders in ländlichen Gebieten, zu einem Erfolg kamen, so waren das Überra­
schungssiege, mit denen im Lager der Konservativen zu diesem Zeitpunkt nie­
mand gerechnet hatte.27 Keiner ihrer exponierten Vertreter konnte einen Sitz in 

24 Vgl. E. R. Hubes, Verfassungsgeschichte, Bd. 2, 21975, S. 583 f.
25 Vgl. G. Schilfert, 1952, S. 109.
26 Vgl. V. Valentin, Bd. 2, 1970, S. 8.
27 L. v. Gerlach, Denkwürdigkeiten, Bd. 1, 1892, S. 156: „Die Wahlen bieten doch merkwür­

dige Anschauungen dar. In Potsdam sind sie durchaus konservativ ausgefallen.“ Vgl. auch 
R. Kaeller, 1912, S. 57 f. Jüngst, der Führer der Konstitutionellen, schrieb in seinem Organ, 
dem „Ravensburger Volksblatt“, am 13. Mai: „Unsere Wahlen sind nun beendet und sind im 
allgemeinen im Sinne der früheren Regierung ausgefallen. Dies ist ein überraschendes Ergeb­
nis und gibt viel zu denken. Es haben immer nur zwei Parteien im Vordergrund gestanden: 
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der Versammlung erkämpfen; der spätere Sprecher der Rechten, der Greifswal­
der Wirtschaftswissenschaftler Eduard Baumstark, blieb im Parlament ohne po­
litische Fortune.

Daß das politische Barometer nach links ausgeschlagen war, deutete auch die 
soziale Zusammensetzung der Berliner Nationalversammlung an, die sich von 
der altständischen Schichtung des Vereinigten Landtags grundlegend unter­
schied. Der führende Stand der Provinziallandtage war weitgehend entmach­

tet.

Tabelle 1

Die soziale Zusammensetzung der preußischen Nationalversammlung28

Abgeordnete
Anzahl (in v. H.)

Grundbesitzer 27 (6,8)
Geschäftsleute 31 (7,8)
Verwaltungsbeamte 73 (18,5)
Justizbeamte 87 (22,0)
Hochschullehrer 5 (1,3)
Lehrer 21 (5,3)
Geistliche 51 (12,9)
Schriftsteller, Journalisten — (-)
Ärzte, Advokaten u. a. freie Berufe 27 (6,8)
Handwerker 18 (4,6)
Bauern, Landwirte 46 (11,7)
Arbeiter 2 (0,5)
ohne Beruf 7 (1,8)

Insgesamt 395 (100,0)

Wie aus der Tabelle zu ersehen ist, wurde die preußische Nationalversamm­
lung, wie die Paulskirche, sozial von einer Bildungselite dominiert, die sich vor­
nehmlich aus dem staatlichen Verwaltungs- und Justizdienst rekrutierte. Zählt 
man die Geistlichen, Lehrer und niederen Kommunalbeamten hinzu, standen 
knapp 60 % aller Abgeordneten in staatlichem Sold oder unter ministerieller 
Aufsicht.29 Angehörige dieser sozialen Schicht hatten zum einen ein hohes so­
ziales Prestige, und sie waren — da das Wahlgesetz vom 8. April keine Inkom­
patibilitätsnorm enthielt — „abkömmlich“, d. h. sie mußten bei der Annahme 
des Mandats nicht zwangsläufig ihren Beruf aufgeben. Hinzu trat in Berlin - 

die konstitutionelle und die radikale; sie haben beide um den Sieg im Wahlkampf gerungen, 
und nun geht plötzlich die dritte Panei, die konservative alten Stils, mit der Siegesbeute 
davon.“ Man führte auf liberaler Seite die Wahl konservativer Kandidaten auf „bürokrati­
sche und pietistische Einflüsse“ zurück.

28 Nach G. Schilfert, 1952, Anhang II, B, S. 401, der die soziale Herkunft der Abgeordneten 
der Preußischen Nationalversammlung, verteilt nach Provinzen, präzise aufschlüsselt.

29 R. Koselleck, Preußen, 31981, S. 393, der 402 Abgeordnete zählt.
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das ist für den radikalen Charakter der Vertretung oft angeführt worden — eine 
große Zahl von Bauern, Landarbeitern und Handwerkern. Der hochgradigen 
Differenzierung der sozialen Schichtung entsprach eine Vielfalt politischer Stand­
orte, die in den ersten Wochen der Verhandlungen relativ scharfe Konturen 
erhielten. Aufgrund einer quantifizierenden Analyse des Abstimmungsverhal- 
tens der Abgeordneten ist Donald J. Mattheisen zu dem Ergebnis gekommen, 
daß sich die preußische Nationalversammlung im wesentlichen aus vier Fraktio­
nen zusammensetzte:30

Anzahl (in v. H.)
Rechte (mit Harkort-Zentrum) 146 (37)
Rechtes Zentrum 74 (19)
Linkes Zentrum 81 (20)
Linke 97 (24)

Insgesamt 398 (100)

Es ist hier nicht der Ort, die Programmatik der einzelnen Fraktionen einer 
genaueren Analyse zu unterziehen. Aufmerksamkeit verdient jedoch der mit 
37% relativ hohe Anteil der Rechten. Wo kamen diese Abgeordneten her, und 
läßt sich die „Rechte“ der Nationalversammlung überhaupt mit „den Konserva­
tiven“ gleichsetzen?

Zur Stärke dieser rechten Fraktion haben die Provinz Westfalen, die Regie­
rungsbezirke Düsseldorf, Königsberg und Potsdam am meisten beigetragen.31 
Die Gebiete haben fast die Hälfte der Abgeordneten dieser Fraktion gestellt. 
Aber das waren gerade Regionen, in denen im Vormärz die liberale Bewegung 
am stärksten repräsentiert war. Die regionale Herkunft läßt deshalb auf ein 
politisches Milieu schließen, das noch durch starke altliberale Überhänge ge­
prägt wurde. Daß es sich bei der Rechten nicht um eine Fraktion konservativer 
Parteigänger gehandelt hat, sondern daß diese parlamentarische Gruppe eine 
Mischung unterschiedlicher politischer Tendenzen und regionaler Besonderhei­
ten war, ist aus anderen Untersuchungen bekannt.32 Reichensperger repräsen­
tierte dabei die Vertreter des politischen Katholizismus, von Borries und von 
Zedtwitz die junkerlich-reaktionäre Fronde und Grabow den wichtigen Flügel 
der rechten Liberalen. Daß sie zusammengenommen so etwas wie eine Regie­
rungspartei abgaben, unterschied sie von den Konservativen, die nicht in der

30 D. J. Mattheisen, 1976, S. 149-167, bes. S. 152.
31 Ebd., S. 157.
32 Vgl. R. Schrader, 1923; H. Kramer, 1968, S. 234. D.J. Mattheisen, 1976, S. 154, weist auf 

die Schwierigkeiten hin, die Rechte der Nationalversammlung politisch treffend zu charakte­
risieren. Seine mit großem Aufwand betriebene Erhebung kommt für die Rechte zu einem 
recht dürftigen und nicht eben neuen Ergebnis: „Mit Sicherheit kann man sagen, daß die 
Männer der Rechten keine Demokraten waren, daß sie weder das Feudalsystem gänzlich 
abschaffen wollten und daß sie die zuverlässigsten Parteigänger der Regierung waren.“ In 
den Maiwahlen im Rheinland ist der politisch noch nicht durchorganisierte Katholizismus 
der große Wahlsieger gewesen. Preußisch-konservative Abgeordnete sind dort nicht gewählt 
worden. Siehe dazu die immer noch grundlegende Arbeit von K. Repgen, 1955, 
S. 305 - 307.
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Nationalversammlung vertreten waren und die die neue politische Führung in 
Preußen strikt ablehnten. Es bleibt deshalb festzuhalten, daß die „Rechte“ der 
Nanonalversammlung nicht „die Konservativen“ repräsentiert hat. Ihre Enttäu­
schung über den Ausfall der Wahlen ist von daher erst verständlich. Über die 
Möglichkeiten, für die Zukunft die Gefolgschaft konservativ gesinnter Bevölke­
rungskreise zu gewinnen und diese in eine effektive parlamentarische Arbeit 
umzusetzen, besagt dies nur wenig. Bereits Frank Eyck hat auf den Tatbestand 
aufmerksam gemacht, daß die konservative Stimmung in der Bevölkerung wohl 
verbreiteter gewesen ist, als die Wahlresultate auf den ersten Blick erkennen 
lassen?3 Zahlreiche Konservative wählten im Frühjahr 1848 das „kleinere 
Übel“, d. h. gemäßigt liberal, oder sie wählten überhaupt nicht. Besonders in 
den alten preußischen Territorien wurde Wert darauf gelegt, daß die Symbole 
preußischer Macht, allen voran natürlich Krone und Armee, nicht angetastet 
wurden. Die bürgerlichen Honoratioren, die in den 1840er Jahren die Opposi­
tion in den Vereinen und Zeitungen angeführt hatten und von daher im Ort 
bekannt waren, schienen aber dafür nicht immer die geeigneten Garanten zu 
sein. Die politischen Energien, mit denen die preußische Nationalversammlung 
an die Reform von Staat und Gesellschaft in Preußen heranging, waren denn 
auch ganz erheblich. Sie haben die Konservativen schließlich aus der Reserve 
gelockt. Aber welche gesetzgeberischen Vorhaben und politischen Ereignisse 
waren es eigentlich, mit denen sich das unvermutete Engagement konservativer 
Bevölkerungskreise sowohl in den Städten wie auch auf dem „platten Land“ 
erklären läßt?

2. Die gesetzgeberischen Projekte von Regierung und 
Nationalversammlung in der konservativen Kritik

Ende Juni 1848 trat in Templin, einer kleinen Kreisstadt der Mark Branden­
burg, der dort ansässige Kreisverein des „Patriotischen Vereins“/ Berlin mit 
einem als „Präposition“ betitelten Flugblatt an die Öffentlichkeit, in dem eine 
Vielzahl der politischen Probleme angesprochen war, die den Konservativen in 
Preußen zu diesem Zeitpunkt auf den Nägeln brannten.1 Dem politischen Ge­
schehen der vorangegangenen Wochen wurde darin eine thematisch breit ange­
legte und programmatisch zugespitzte Interpretation gegeben. Es war dabei 
ganz charakteristisch, daß es all denen, die sich für Ruhe und Ordnung, für ein 
starkes Preußen und das Überleben der Monarchie politisch zu engagieren be­
gannen, zunächst einmal darauf ankam, den liberalen und demokratischen Vor­
stellungen in der Verfasssungsfrage Widerstand entgegenzusetzen. Der Verein 
bestand deshalb auf einer ganz legalistischen Auslegung der Kompetenzen der 
Nationalversammlung, wonach diese lediglich zur Vereinbarung der Staatsver-

33 F. Eyck, 1973, S. 111.

1 StA Potsdam, Rep. 37, Herrschaft Boitzenburg, Nl. Adolf Heinrich von Arnim, Nr. 4025.
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fassung und zur interimistischen Ausübung des Bewilligungsrechts von Steuern 
und Anleihen befugt sei. Mit einbezogen in diesen verfassungspolitischen Kom­
plex war die Forderung nach Abänderung des Wahlgesetzes, »um einer voll­
ständigeren Vertretung aller Interessen des Volkes“ näher zu kommen, ohne 
dabei allerdings mit konkreten Vorschlägen aufwarten zu können, wie denn ein 
revidiertes Wahlgesetz eigentlich aussehen sollte. Ein anderes Thema, das eben­
falls in diesen Bereich gehört, war die Warnung vor allzu weitreichenden Refor­
men im Bereich der Kommunalgesetzgebung und des Verwaltungssystems. Dies 
alles führte nach Ansicht des „Patriotischen Vereins“ über den mit der Krone 
vereinbarten verfassungsrechtlichen Spielraum der Nationalversammlung hin­
aus. Sie sei lediglich dazu berufen, „die innere preußische Staatsverfassung mit 
der Krone zu vereinbaren, nicht aber die Rechte Preußens gegenüber Deutsch­
land und in Deutschland festzustellen, am allerwenigsten aber Namens des 
preußischen Volkes auf einen Theil seiner Selbständigkeit zu verzichten, und 
dasselbe unmittelbar einem anderen und neuen Oberhaupte unterzuordnen.“2 3 
Der Verein, der sich mit diesen auf ein starkes Preußen verpflichteten Grund­
sätzen deutlich von den liberalen „Konstitutionellen Vereinen“ abhob, spielte 
damit unzweideutig auf Gagerns „kühnen Griff“ an, die provisorische Zentral­
gewalt nicht aus Verhandlungen mit den einzelstaatlichen Regierungen, sondern 
aus dem revolutionären Recht der Nationalversammlung hervorgehen zu lassen, 
und geißelte die Wahl des österreichischen Erzherzogs Johann zum Reichsver­
weser am 29. Juni als Übergriff einer Nationalversammlung, die sich in den 
Augen der Konservativen zum unrechtmäßigen Souverän erhoben hatte.

Die „Präposition“ des „Patriotischen Vereins“ war in diesem Sinne auch eine 
Mahnung an die preußischen Volksvertreter, nicht in gleicher Weise die vertrag­
lich abgesteckten Kompetenzen zu überschreiten; denn auch dort war man be­
reit, in Fragen der Verfassungs- und Verwaltungsgesetzgebung zu neuen Ufern 
aufzubrechen. Aus der Beratung des Verfassungsentwurfs, den das Ministerium 
Camphausen/Hansemann der Nationalversammlung am 20. Mai vorgelegt hat­
te2, blendete sich das Plenum zunächst weitgehend aus und überwies diesen erst 
einmal zwecks gründlicher Prüfung an eine Verfassungskommission, die unter 
der Leitung des demokratischen Abgeordneten Benedikt Waldeck noch im glei­
chen Monat mit der Arbeit begann. Denn der Regierungsentwurf verhieß nach 
Ansicht der Mehrheit in der Nationalversammlung nur wenig Gutes. Völlig 
unverständlich war den meisten Abgeordneten, daß der amtliche Entwurf das 
absolute Vetorecht der Krone gegenüber den Entscheidungen des Parlaments 
konservierte und dem Monarchen ein ganzes Bündel an entsprechenden Reser­
vatrechten sicherte;4 das Recht zur uneingeschränkten Ausübung der vollzie­
henden Gewalt, der militärische Oberbefehl, das Entscheidungsrecht über Krieg 

und Frieden gehörten dazu. Die Regierungsvorlage überschritt damit nach Mei­
nung parlamentarischer Beobachter das bislang konzedierte Maß an Bereitschaft 
des Ministeriums, mit den alten Gewalten einen Kompromiß zu finden und die 
„Diktatur“ der Straße mit einem Mitte-Rechts-Bündnis der leitenden politi- 

2 Ebd.
3 Siehe den Abdruck des Verfassungsentwurfs bei G. Anschütz, Bd. 1, 1912, S. 608 f.
4 J. Hofmann, Ministerium Camphausen-Hansemann, 1981, S. 134.
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sehen Organe gleichsam zu unterlaufen. Offensichtlich hatte die politische Füh­
rung mit diesem zaghaften Entwurf den Bogen überspannt. Sie sollte in den 
nächsten Wochen immer mehr zwischen die Fronten der Linken in der Natio­
nalversammlung und einer breiten demokratischen Vereinsbewegung auf der ei­
nen und konterrevolutionären Kräften am Hofe und in den Provinzen auf der 
anderen Seite geraten.

Das Vertrauen der Nationalversammlung in die Fähigkeit Camphausens, 
durchgreifende Reformen zustande zu bringen, war schon im Mai erschüttert. 
Die Welle von Anträgen und Forderungen, mit der die demokratische Linke die 
Regierung dann im Juni in zahlreichen parlamentarischen Vorlagen und Petitio­
nen konfrontierte, wird erst vor dem Hintergrund dieser Enttäuschungen ver­
ständlich, und die Radikalität zahlreicher Eingaben war es, die die Konservati­
ven so stark verunsicherte, zumal niemand sagen konnte, wie lange es Krone 
und Regierung noch gelingen konnte, die Befürworter einer radikalen Um­
wandlung von Staat und Gesellschaft in der Nationalversammlung mit immer 
neuen Reformankündigungen ruhig zu stellen. Ein besonderes Anliegen der De­
mokraten war in diesen Auseinandersetzungen die Neufassung der Kommunal­
gesetzgebung und eine gründliche Verwaltungsreform. Am 2. Juni war die un­
verzügliche Aufhebung der alten Kreisstände verlangt worden, am 7. Juni die 
sofortige freie Wahl der Bürgermeister und Landräte; am 14. Juni forderte die 
Nationalversammlung einen Gesetzentwurf für eine neue Gemeindeordnung.5 
Diese Vorhaben, die das Ministerium umgehend realisieren wollte, trugen im 
Grunde die Revolution auch in die entlegeneren Regionen des preußischen Staa­
tes, denn sie rührten am Nerv des ständisch-feudalen Sozialgefüges auf dem 
„platten Land“. Es war deshalb verständlich, daß die Konservativen derartige 
Pläne mit Bestürzung zur Kenntnis nahmen. Man könne, so der „Patriotische 
Verein“, den preußischen „Verwaltungsorganismus“ unmöglich umstürzen, 
„um französisch-belgischen Verwaltungseinrichtungen Platz zu machen, welche 
sich noch nicht bewährt haben, sondern im Gegenteil in Frankreich zu einer 
von allen Ländern mit Abscheu betrachteten, unredlichen, bestechlichen, ver­
schwenderischen und zuletzt vom französischen Volke selbst verachteten Ad­
ministration des Landes geführt haben.“6

Nicht angesprochen hatte der „Patriotische Verein“ ein Reformpaket, das auf 
die Aufhebung der noch bestehenden feudalen Lasten und auf die endgültige 
Abschaffung gutsherrlicher Privilegien zielte und das, neben den verfassungspo­
litischen Maßnahmen der Regierung und den begleitenden Anträgen aus der 
National Versammlung, die Entstehung und Ausbreitung der konservativen Ver­
eine vor allem in ländlichen Regionen begünstigt hat. In erster Linie ging es 
darum, den Grundbesitzern das Privileg der Grundsteuerbefreiung zu nehmen. 
Nachdem grundlegende Reformen auf dem Agrarsektor bislang ausgeblieben 
waren und auf dem Lande verstärkt mit sozialen Unruhen in den bäuerlichen 
Mittel- und Unterschichten gerechnet werden mußte, war das Ministerium be­
müht, es zu einem revolutionären Flächenbrand gar nicht erst kommen zu las­

5 Ebd.
6 So die „Präposition“ des Patriotischen Vereins (Templin), vgl. oben Anm. 1.
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sen und der Kritik des radikalen Flügels in der Nationalversammlung die Spitze 
zu nehmen. Anfang Juni hatten sich demokratische Abgeordnete mit großem 
Nachdruck darum bemüht, die Regierung Camphausen auf ein bauemfreundli- 
ches Reformprogramm festzulegen.7 Die Aufhebung des Jagdrechts auf frem­
dem Boden, die Suspendierung der alten Ablösungsvorschriften, eine Revision 
der bislang stattgefundenen Ablösungsprozesse, die Einstellung schwebender 
Verfahren, die Parzellierung der Domänen und die Beseitigung der Patrimonial­
gerichtsbarkeit und der örtlichen Polizeigewalt — das alles spiegelte die Forde­
rungen und Hoffnungen der bäuerlichen Bevölkerung im Frühsommer 1848 
wider. Um der Versammlung in diesen Fragen die Initiative nicht allein zu über­
lassen und um nicht Beschlüsse akzeptieren zu müssen, die für den gutsbesit­
zenden Adel weit nachteiliger ausfallen mußten und einschneidender in die be­
stehenden Rechtsverhältnisse eingriffen als dies die Pläne der Regierung vorsa­
hen, akzeptierten Camphausen und Hansemann die Vorlage eines entsprechen­
den Memorandums durch den preußischen Handelsminister von Patow.

Dieses „Promemoria, betreffend die Maßregeln der Gesetzgebung, durch 
welche die zeitgemäße Reform der guts- und grundherrlichen Verhältnisse und 
die Beseitigung der noch vorhandenen Hemmungen der Landeskultur bezweckt 
wird“8, brachte die Konservativen, die der wohlhabenden Gutsbesitzerschicht 
angehörten, erst recht auf. Patows Entwurf sah nämlich neben der Aufhebung 
der Grundsteuerbefreiung vor, die noch vorhandenen bäuerlichen Lasten zu ei­
ner Rente zu kapitalisieren, die zum 18-fachen (vorher 25-fachen) Satz der Jah­
resrente in Raten oder als eine einmalige Zahlung mit Hilfe zentraler Kreditin­
stitute abgelöst werden konnte. Daneben kündigte das Memorandum die Strei­
chung von über 25 gutsherrlichen Privilegien an und stellte einschlägige Geset­
zesvorlagen zur Aufhebung des gutsherrlichen Jagdrechts, zum Ersatz von 
Wildschäden und zur Jagd- und Forstpolizei in Aussicht. Wenn diese Vorhaben 
die materielle Versorgung der Rittergutsbesitzer zwar beeinträchtigt, ihre öko­
nomische Vormachtstellung auf dem Lande aber keineswegs gebrochen hätten 
— und das lag ja durchaus im Interesse der liberalen Regierung -, so hatten sie 
doch gerade in junkerlichen Kreisen eine enorme psychologische Wirkung. Eine 
Abordnung von Grundbesitzern aus fünf Provinzen bemühte sich in einer 
Adresse an das Staatsministerium um die „Abwehr von Finanzoperationen, wel­
che, wenn sie zur Ausführung kommen, die Grundbesitzer zu Grunde richten 
würden, und welche zu erlassen keine Regierung befugt ist, weil sie in das Pri­
vateigenthum eingreifen.“9 Die Unterzeichner bestanden deshalb auf der Sistie­
rung des Reformprogramms. Doch war die politische Führung in Ansehung der 
agrarrevolutionären Bewegung in Schlesien kaum noch in der Lage, derartigen 
Verteidigungsreden auf ein wirtschaftlich und sozial feudales Ordnungsgefüge 
nachzugeben.

Daneben stand die preußische Regierung im Juni 1848 unter dem Druck einer 
stark politisierten Öffentlichkeit. Die rege politische Anteilnahme in weiten

7 Vgl. J. Hofmann, Ministerium Camphausen-Hansemann, 1981, S. 155.
8 Verhandlungen (Berlin), Bd. 1, S. 324. Vgl. auch G. F. Knapp, 21927, Bd. 2, S. 419, und 

K. Klatte, 1974, S. 213 f.
9 StA Potsdam, Rep. 37 Gutsarchiv Werben, Nr. 288.
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Kreisen der Bevölkerung kam in zahlreichen Vereinen und in Hunderten von 
Adressen und Petitionen an die Nationalversammlungen in Berlin und Frank­
furt zum Ausdruck. Im Vordergrund der Vereinsaktivitäten standen in der Re­
gel die Beratung tagespolitischer Fragen, die Publikation entsprechender Be­
schlüsse und die Werbung um neue Mitglieder. Sowohl im Lager der Demokra­
ten als auch auf Seiten der Liberalen haben die Vereine in Berlin eine Art Vor­
reiterfunktion gehabt und die Verbindung mit gleichartigen Vereinen in den 
Provinzen gehalten. Dem „Konstitutionellen Klub“/ Berlin, der schon im April 
etwa 2 000 Mitglieder besaß, hatten sich bis Ende Mai bereits etwa fünfzig 
Zweigvereine, überwiegend aus den östlichen Provinzen, angeschlossen. Der 
Verein galt als die politische Organisation der liberalen Beamten, der Akademi­
ker und des wohlhabenden Bürgertums.10 Die Linke fand sich in Berlin vor 
allem im „Demokratischen Klub“ zusammen, der bis Juni 1848 Kontakt zu 
zahlreichen Zweigvereinen, vornehmlich in den größeren Städten, anknüpfen 
konnte und zielstrebig eine regional übergreifende Zentralorganisation anstreb­
te. Ende Oktober hatte die Linke anläßlich des zweiten Demokratenkongresses 
über 200 Vereine mit etwa vierzig- bis fünfzigtausend Mitgliedern mobilisieren 
können, die in ihrer Mehrzahl dem städtischen Kleinbürgertum entstammten.11

Insgesamt hatten diese politischen Gruppen im Sommer 1848 gegenüber den­
jenigen, die sich der Revolution von da an entgegenstellen wollten, einen erheb­
lichen Organisationsvorsprung. Hinzu kam, daß sie ihre politischen Forderun­
gen mit Hilfe gleichgesinnter Abgeordneter auch parlamentarisch umsetzen 
oder doch wenigstens auf einem nationalen Forum zur Geltung bringen konn­
ten, auch wenn ein organisatorischer Verbund zwischen Fraktion und Vereinen 
erst später gelang. Für die Gegner der Revolution mußte es deshalb darauf 
ankommen, die politisch-theoretischen und organisatorischen Vorgaben der re­
volutionären Bewegung durch eine strukturell effektivere Binnenorganisation 
auszugleichen, Anhänger in den bäuerlich dominierten Regionen, in denen De­
mokraten und Liberale (bis auf Schlesien) nicht hatten Fuß fassen können, zu 
politischem Engagement zu bewegen und der politischen Programmatik von 
Liberalen und Demokraten eine Alternative gegenüberzustellen, die auch die 
„Unpolitischen“ und Gleichgültigen, für die Ruhe, Ordnung und wirtschaftli­
che Sicherheit die nur auf die persönlichen Bedürfnisse abgestimmten politi­
schen Leitwerte abgaben, aus der Reserve locken konnte.

10 Vgl. H. Gebhardt, 1974, S. 30-32.
11 Vgl. J. Paschen, 1977, S. 33-37 und S. 159. Paschen hat darauf hingewiesen, daß die demo­

kratischen Vereine gerade dort ihre meisten Anhänger gefunden haben, wo die industrielle 
Entwicklung am weitesten fortgeschritten war. In den westlichen Provinzen, in Sachsen, in 
den preußischen Großstädten stellten Arbeiter einen erheblichen Teil der Vereinsmitglieder, 
in den kleineren Städten und den preußischen Ostprovinzen waren es Handwerksgesellen, 
weniger Handwerksmeister. Das Ausbleiben einer breiten agrarrevolutionären Bewegung 
spiegelt sich dabei deutlich im Anteil der bäuerlichen Kieinstellenbesitzer unter den Mit­
gliedern demokratischer Vereine wider; nur in Schlesien, das mit dem Rustikalverein, der 
nach Mitteilung des ersten Vorsitzenden des Hauptrustikalvereins auf dem 2. Demokraten- 
kongreß angeblich 200 000 Mitglieder gezählt haben soll, die größte Massenorganisation der 
Revolutionszeit hervorbrachte, fand die Linke Anhänger aus bäuerlichen Schichten. K. Reis, 
1910, S. 69, hält dagegen die Angaben des Vereinsvorsitzenden über die Mitgliederzahl für 
übertrieben. Die wissenschaftliche Erforschung dieser bedeutenden agrarrevolutionären Be­
wegung steht noch aus.



Drittes Kapitel

Die Entstehung der konservativen Vereine

1. Vorläufer, „Patriotische Vereine“ und 
„Preußenvereine“, Kriegervereine und Bauernvereine

Es dürfte nicht überraschen, daß den Wirkungsmöglichkeiten all derer, die nicht 
bereit waren, unter einer liberal-demokratischen Regierung zu arbeiten, im 
Frühjahr 1848, als die revolutionäre Begeisterung in allen deutschen Staaten 
noch ungebrochen war, ganz enge Grenzen gezogen waren. Sich öffentlich als 
Gegner der Revolution zu bekennen, das konnte gar eine Gefahr für Leib und 
Leben bedeuten, zumal die Toten und Verwundeten, die auf Seiten der revolu­
tionären Bewegung nach den Märzereignissen zu beklagen waren, die Emoti­
onen der Öffentlichkeit zusätzlich beträchtlich aufgewühlt hatten. Die Treffen, 
in denen sich die Gegner der Revolution zusammenfanden, hatten deshalb in 
dieser Phase einen eher konspirativen Charakter1, oder sie fanden in Vereinen 
statt, die in ihrer Namensgebung eher unauffällig blieben und bei denen wohl 
niemand eine Versammlung von Widersachern der liberalen und demokrati­
schen Bewegungen vermutet hätte. Der Begriff „conservativ“ wurde zu diesem 
Zeitpunkt in den Vereinen und Salons in keiner Form zur politischen Selbsteti­
kettierung herangezogen. Man wollte jeden Anschein, der „Reaktion“ zu die­
nen, wie der damals wohl gebräuchlichste Sammelbegriff für die Kritiker der 
Revolution lautete, vermeiden. So trat z. B. im Hause des Berliner Literaturhi­
storikers und Sozialreformers Victor Aime Huber Ende März der „Verein für 
christliche Ordnung und Freiheit“ zusammen, dessen Zweck „das Geltendma­
chen christlicher Ideen und Lehren in Bezug auf die politischen Sachen mit 
gemeinsamen Kräften, namentlich bei den bevorstehenden Wahlen“ war; öf­
fentlich trat der Verein aber kaum in Erscheinung.2 Anders dagegen der „Verein 
zur Wahrung der Rechte und Interessen der Provinzen“, den Hermann Wage­
ner, der spätere Chefredakteur der Kreuzzeitung, aus der Taufe hob.3 Der Ver­
ein wirkte mit an der Legende vom Aufstand des „platten Landes“ gegen die 

1 So kam es Ende März in Pommern zu Zusammenkünften mehrerer Landräte mit den adeligen 
Gutsbesitzern der Region. Diese Treffen standen unter dem Schutz der Behörden. Vgl. Bör- 
sen-Nachrichten der Ostsee Nr. 26 v. 31. 3. 1848.

2 Brief Friedrich von Gerlachs an Emst Ludwig von Gerlach vom 29. 3. 1848, in: E. L. v. Ger­
lach, Briefe, 1970, S. 495. Der Verein war eine Vorübung in die Praxis politischer Organisa­
tion; anscheinend war ihm kein langanhaltender Erfolg beschieden.

3 E. Jordan, 1914, S. 242.
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revolutionäre Hauptstadt. Das war umso unglaubwürdiger, als sich der in Ber­
lin ansässige Verein aus nur wenigen Bürgern der Stadt zusammensetzte und in 
den Provinzen im April noch keine Mitglieder werben konnte. Die Revolution 
war für die Angehörigen des Vereins eine Form der politischen Ruhestörung, 
und er bekundete sein Mißfallen dementsprechend in Manifesten, die seine Mit­
glieder in nächtlichen Aktionen in Berlin an die Häuserwände klebten, — eine 
für Konservative bislang völlig unübliche Form der politischen Betätigung. Der 
Aktivismus des Vereins hat zahlreiche Gesinnungsfreunde abgeschreckt. Initia­
tiven für eine Vereinsorganisation größeren Stils hat er denn auch nicht zu ent­
falten vermocht. Aufmerksamkeit erregte der Verein jedoch mit einem Flug­
blatt, das er am 16. Juni, zwei Tage nach dem Sturm revolutionärer Massen auf 
das Zeughaus, verbreiten ließ.4 Darin forderte er die Bürgerwehr von Berlin auf, 
die Sicherheit der Stadt zu garantieren, andernfalls man sonst gezwungen sei, 
die Rückkehr der Truppen zum Schutz des Staatseigentums zu erbitten. Die 
politische Bedeutung dieses ersten konservativen Vereins, der auch öffentlich 
aufgefallen war, blieb gleichwohl marginal. Die Bereitschaft, öffentlich und en­
gagiert für die Restauration der politischen Verhältnisse einzutreten, war in den 
konservativen Kreisen im Frühjahr 1848 nur rudimentär vorhanden. Dem Ver­
ein wurde dort aber zugute gehalten, als erste politische Organisation die 
patriotische Stimmung angeheizt und den Konservativen die „Neubelebung ei­
nes Gesamtgefühls“ verschafft zu haben.5

Auffallend war dagegen die Bereitschaft vieler Konservativer, sich im Früh­
jahr 1848 einem liberalen „Konstitutionellen Verein“ anzuschließen und dort 
den rechten Flügel zu verstärken.6 Diese Art der politischen Betätigung stieß 
dort noch nicht einmal auf besondere Hemmnisse. Alle Vereine waren im März 
und April noch bemüht, zu einer klar umrissenen politischen Orientierung zu 
finden. Die noch unscharfe Namensgebung tat (und tut) ein übriges, die Zeitge­
nossen (und Historiker) zu verwirren. Wer sich politisch betätigen wollte, wem 
das Bekenntnis zu Recht und Ordnung leicht von den Lippen ging und für wen 
„die konstitutionelle Monarchie auf den breitesten Grundlagen“ eine hinrei­
chend überzeugende politische Alternative abgab, der war in einem „Konstitu­
tionellen Verein“ schon gut aufgehoben, dem standen dort die Türen offen. 
„Was gestern noch liberal war, ist heute konservativ, und gerne schließen sich 
die früheren Konservativen den früheren Freisinnigen an“, meinte der rheini­
sche Liberale Gustav Mevissen Anfang März, und er beschrieb damit die Unste­
tigkeit im politischen Selbstverständnis vieler Zeitgenossen wohl zutreffend.7

4 ZStA Potsdam, Nl. Hermann Wagener, Nr. 21. Das Flugblatt trägt den Titel „An die verehr- 
liche Bürgerwehr von Berlin“.

5 H. Leo, Signatura temporis, 1848, S. 58.
6 In Süddeutschland hat es dies in noch größerem Umfang gegeben, wenngleich mit dem 

bedeutsamen Unterschied, daß dort die Konservativen entweder in den konstitutionellen Ver­
einen geblieben sind oder sich dann später völlig vom politischen Leben zurückgezogen 
haben. Am Beispiel des Liberal-Demokratischen Hauptvereins in Stuttgart hat Langewiesche, 
Liberalismus, 1974, S. 159 f., auf die zunehmende Bereitschaft der Liberal-Konstitutionellen, 
„zur Abwehr der als sozialrevolutionär mißverstandenen Republik mit konservativen Kräften 
zusammenzuarbeiten“, hingewiesen.

7 Brief Gustav Mevissens an David Hansemann vom 1.3. 1848, in: J. Hansen (Hrsg.), Bd. II/l, 
1942, S. 483, Anm. 3. Die grobe Systematisierung der zu diesem Zeitpunkt aktiven politi­
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Gleichwohl hat es Versuche gegeben, eine feste politische Linie zu finden. So ist 
vom Berliner „Konstitutionellen Klub“ bekannt, daß sich in ihm im April ein 
Kreis entschieden liberal Gesinnter in der Absicht zusammenfand, „allen büro­
kratisch-konservativen Bestrebungen, die sich im Schoße des Konstitutionellen 
Klubs möchten geltend machen wollen, aufs Entschiedenste entgegenzutreten.“8 9 
Einem aufmerksamen Beobachter der Berliner Szenerie war sogar aufgefallen, 
„wie die Reaktionäre bei ihrem Auftreten in diesen Vereinen sich anfänglich 
bloß gegen die verkappten Republikaner verwahrten, sich gegen den Namen der 
Demokraten aber keine Ausfälle erlaubten; sie nannten sich mit besonderem 
Nachdruck constitutionell, am Ende aber traten sie offen als conservativ hervor 
und verabscheuten die Demokraten eben so nachdrücklich, wie sie es früher mit 
den Republikanern gethan hatten.“’ Unbeschwerter und selbstbewußter konn­
ten sich die Konservativen dagegen in den liberalen Vereinen auf dem Lande 
bewegen, da dort revolutionäre Erhebungen weitgehend ausgeblieben waren. 
Ein Beispiel dafür gibt der „Constitutioneile Verein zum Schutz gegen Anarchie 
und Republik“ aus Bernau in der Provinz Brandenburg ab. Er erklärte in sei­
nem Programm vom 30. Juni „prinzipiell .Revolution' für ein Verbrechen.“10

Das war in dieser Schärfe eigentlich ein konservatives Credo und sollte zum 
politischen Bekenntnis all derer werden, die sich mit der Umgestaltung von 
Staat und Gesellschaft nicht abfinden wollten. Im Frühjahr 1848 waren dies 
allerdings Erscheinungen von eher singulärer Bedeutung; aber sie waren immer­
hin möglich. Dennoch wird man nicht sagen können, daß Konservativen in grö­
ßerem Stil ein Einbruch in das liberale Vereinswesen gelungen sei. Der Einfluß 
konservativer Mitglieder in liberalen Vereinen blieb gering. Hinzu kam, daß die 
Mitwirkung in liberalen Vereinen im konservativen Lager selbst scharfe Kritiker 
hatte. Besonders dem konservativen Adel fehlte in diesen Klubs die „aristokra­
tische Beimischung“; gefragt waren „königliche Klubs, welche die Pietät der 
Krone und deren nothwendige Vorrechte den Angriffen gegenüber vorzugswei­
se vertreten, und aristokratische Klubs, welche eine angemessene Gliederung 
der Stände in Theorie und Praxis, in Wort und That zur Geltung bringen 
suchen.“11 Das war allerdings ein Vorhaben, das sich in den liberalen Vereinen 
schlechterdings nicht durchsetzen ließ. Für einige konservative Beobachter wa­
ren die konstitutionellen Vereine denn auch weiter nichts als eine Gemeinschaft 
„von rein servilen und bürokratischen Elementen“; „man flüchtet sich in diesel­

schen Gruppen in Demokraten, Liberale und Konservative kann deshalb ein nur idealtypi­
scher Ersatz sein, der die programmatische Vielfalt des politischen Vereinswesens - und das 
eilt bekanntlich auch für die Verhältnisse in anderen deutschen Staaten - nur leidlich abdek- 
ken kann. R. Stadelmann, j1973, S. 113, nennt als die „drei charakteristischen .Parteien' der 
achtundvierziger Zeit: eine bürgerlich-liberale Mitte, die sich mehr und mehr ins Gesell­
schaftliche und Schöngeistige zurückzog (die Ressource), eine sehr wirksame Rechte, die 
jetzt erst die Theorie des Altpreußentums in Dogma und Propaganda entwickelte (der Preu­
ßenverein), und die zahlenmäßig kleine, aber zähe und charaktervolle Linke, welche die 
schlummernden politischen Kräfte des Proletariats mit bürgerlichen Mitteln zu organisieren 
suchte (der Arbeiterverein)“.

8 A. Wolff, Bd. 2, 1979, S. 367. Vgl. auch H. Gebhardt, 1974, S. 31.
9 R. Springer, 1850, S. 79.

10 StA Potsdam, Rep. 37, Herrschaft Boitzenburg. Nl. Adolf Heinrich von Arnim, Nr. 4090.
11 Volksblatt (Halle) Nr. 55 v. 5. 7. 1848: „Über Vereine“.
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ben hinein aus Angst vor der Republik, aber nicht um der constitutionellen 
Rechte des Volkes willen.“12

In Preußen hat es von Beginn der Revolution an Männer gegeben, die sich 
mit dieser Kritik einverstanden erklärt hätten. So trat der „Verein der redlichen 
Preußen“ in Mohrungen, der am 26. Mai von dem dort ansässigen Buchhändler 
Rautenberg gegründet wurde, unverblümt für ein restauratives Programm ein. 
Wie stark in diesen Kreisen die mit der Französischen Revolution von 1789 
aufgekommene Verschwörungstheorie als politisches Erklärungsmodell für so­
ziale Unruhen kultiviert worden war, war im Gründungsaufruf zu lesen.13 Für 
den ostpreußischen Buchhändler und seine politischen Freunde entsprang die 
Revolution „einem systematischen Plane in Paris und Mannheim“ und wurde 
von „heimatlosen Polen und anderm flüchtigen Gesindel“ unterstützt. Man 
wollte dem mit geeigneten Mitteln entgegentreten, worunter der Verein u. a. die 
Belehrung der Bauern und Instleute verstand, „die ihre habsüchtigen Ideen auf 
Ländereibesitz und Gleichstellung aufgeregt“ hätten. Versuche des Vereins, Kö­
nig und Staatsregierung zur finanziellen Unterstützung zu bewegen, schlugen 
allerdings gründlich fehl.14 Die Gründung eines politischen Vereins auf dem 
Amtswege war im Frühjahr 1848 ohne Chance. Bis Ende April 1848 war es 
deshalb lediglich zu einigen informellen Zusammenschlüssen von Honoratioren 
auf dem Lande und zu vereinzelten Vereinsgründungen gekommen, die ohne 
große politische Ausstrahlung blieben.

Das änderte sich erst mit der Konstituierung zahlreicher „Patriotischer Verei­
ne“. Wie bei den liberalen und demokratischen Vereinen, denen es um einen 
Zusammenschluß gleichnamiger Vereine und um eine zentrale Organisation 
ging, hatte auch auf Seiten der Konservativen der Verein aus Berlin eine Vorrei­
terfunktion. Die Initiative zur Gründung des „Patriotischen Vereins für consti­
tutioneiles Königtum“ ging vom rechten Flügel des liberalen „Konstitutionellen 
Klubs“ aus, der sich in einer am 26. April veröffentlichten Aufforderung zum 
Beitritt dezidiert gegen das vom linken Flügel dieses Klubs vertretene Einkam­
mersystem wandte.15 Veranlaßt wurde die Gründung eines eigenen Vereins 
durch die bevorstehenden Wahlen, für die die Gründer eigene Kandidaten auf­
stellen und in die Nationalversammlung entsenden wollten. Ihre politischen 
Ziele faßten die Initiatoren in vier Punkten zusammen. Neben das Bekenntnis 
zur konstitutionellen Monarchie, der Forderung nach zwei voneinander unab­
hängigen legislativen Körperschaften und das Verlangen nach Erfüllung der 
Märzversprechen trat in der Behandlung der sozialen Fragen die Ablehnung der 
„modernen Systeme der Zwangsbeglückung und Staatsbevormundung.“ Die Si­
cherung der Arbeit und die soziale Wohlfahrtspflege sollten nicht mehr nur in 

12 Ebd.
13 ZStA Merseburg, Ministerium des Innern, Rep. 77, Tit. 662, Nr. 3: „Aufruf an alle edlen 

und braven Männer des Vaterlandes zur Theilnahme am Vereine der redlichen Preußen.“
14 ZStA Merseburg, Ministerium des Innern, Rep. 77, Tit. 662, Nr. 3: Schreiben des Vorsitzen­

den C. L. Rautenberg an den König vom 5.6. 1848. Das Innenministerium lehnte das 
Ansinnen des Vereinsführers brüsk ab. Vgl. ebd.

15 Stb Berlin/DDR, Ratsbibliothek, Flugblattslg. 1848, IV. Vgl. auch Wolff, 1979, Bd. 2, 
S. 346-366; die folgenden Zitate ebd.
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den Händen der liberalen Verwaltung liegen, sondern „unter Mitwirkung einer 
aus Arbeitern und Arbeitgebern gewählten Vertretung“ erfolgen. Leider sind 
genaue Zahlen, wie viele Personen der Einladung der Gründungsmitglieder ge­
folgt sind, nicht überliefert. Doch scheint dieses Flugblatt soviel Anklang gefun­
den zu haben, daß sich der Verein am 4. Mai auf einer weiteren Versammlung 
endgültig konstituieren und am 16. Mai entsprechende Statuten verabschieden 
konnte, in die das Gründungsprogramm noch einmal aufgenommen wurde.16 
Des weiteren wurde vereinbart, sich zweimal wöchentlich zu öffentlichen Sit­
zungen zusammenzufinden. Als Mitglied galt, wer sich durch seine Unterschrift 
mit Programm und Statuten einverstanden erklärte. Der achtköpfige Vorstand, 
der aus einem Versammlungsleiter, einem Schriftführer, einem Kassierer und 
einem „Kassen-Controlleur“ sowie aus vier Stellvertretern bestand, wurde für 
jeweils drei Monate gewählt. Eine Abänderung der Statuten konnte nur auf 
Antrag bei einer Zweidrittelmehrheit erfolgen. Uber die soziale Zusammenset­
zung der Mitglieder des Zentralvereins ist in dieser Gründungsphase nur wenig 
bekannt. Karl Friedrich von Savigny, der wenige Wochen zuvor als junger 
preußischer Diplomat in Paris den Ausbruch der Februarunruhen erlebt hatte, 
im März nach Berlin zurückgekehrt war und nun das politische Leben in der 
Hauptstadt aufmerksam beobachtete, schrieb, daß der Verein vornehmlich aus 
Beamten und verabschiedeten Offizieren bestand.17 An seiner Spitze stand im 
Sommer Rudolf Köpke, der an der Berliner Universität eine Professur für Lite­
raturgeschichte innehatte.

Etwas besser sind wir über die soziale Zusammensetzung der gleichnamigen 
Vereine auf dem Lande und in den Kleinstädten unterrichtet. In Westfalen, wo 
sich der Verein vorwiegend in Regionen mit einem protestantischen Milieu 
(Minden-Ravensberg) ansiedeln konnte, gehörten „die höheren Klassen der Be­
völkerung“ zu den Mitgliedern.18 19 In der Mark existierte ab Juni ein etwa 150 
Mitglieder zählender „Patriotischer Verein“, dem der ehemalige Ministerpräsi­
dent Amim-Boitzenburg vorstand; er vereinigte neben einigen Grundbesitzern, 
Geistlichen und Beamten zahlreiche Handwerksmeister, aber nur wenige Bau­
ern in seinen Reihen.1’ In Brandenburg existierte ein gleichnamiger Verein, der 

16 Stb Berlin/DDR, Raubibliothek, Flugblattsig. 1848, IV. Vgl. auch Wolff, 1979, Bd. 2, 
S. 575. In dieser endgültigen Fassung hatte der „Patriotische Verein“ den Zweck, „für 
Königthum, Volksrecnt und Volkswohl tätig zu sein; insbesondere aber dahin zu wirken: 
1. daß die constitutioneile Monarchie unverletzt erhalten werde; 2. daß alle Rechte und Frei­
heiten, welche dem Volke bereits provisorisch gewährt worden sind, aufrecht erhalten und 
die vom Könige außerdem gemachten Verheißungen unverkürzt erfüllt werden; 3. daß die 
künftige Nationalrepräsentation durch zwei Kammern ausgeübt werde; 4. daß der Arbeit 
kräftige Fürsorge zu Theil werde und zwar nicht nach einseitigem Ermessen der Regierung, 
sondern unter wesentlicher Mitwirkung von Vertretern der Arbeitenden und Arbeitgeber“.

17 Brief Karl Friedrich von Savignys an seinen Vater vom 17.8. 1848, in: K. F. v. Savigny, 
1. Teil, 1981, S. 374 f.: „Der patriotische Verein, enutanden aus der rechten Seite des konsti­
tutionellen Klubs... Die Zahl der Mitglieder ist in stetem Wachsen: sie sind so eine Art von 
juste milieu zwischen altem und neuem System.“

18 E. Jordan, 1914, S. 243.
19 Eine Liste der Mitglieder enthält z. B. die Adresse des Templiner Vereins an die preußische 

Nationalversammlung vom 30. 7. 1848, in der sich der Verein entschieden gegen die Einfüh­
rung einer provisorischen Zentralgewalt durch die Paulskirche wandte. ZStA Potsdam, Nl. 
Friedrich Christian Hubert von Kühlwetter, Nr. 27. Für die genaue Analyse des sozialen 
Profils dieses Vereins vgl. unten S. 169.
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es auf 170 Mitglieder brachte.20 Wie viele derartige Vereine überhaupt in den 
Provinzen gegründet wurden, läßt sich zu diesem Zeitpunkt kaum abschätzen, 
doch wußte ein so aufmerksamer Beobachter wie Savigny schon Mitte Juli zu 
berichten: „In den Provinzen regen sich die konservativen Vereine immer mehr 
und mehr. Die Leute haben nur wenig Einsicht, obwohl guten Willen.“21

Der Berliner „Patriotische Verein“ bemühte sich deshalb im Juni darum, mit 
gleichartigen Vereinen in den Provinzen Kontakt aufzunehmen. In einer dort 
verbreiteten Flugschrift vom 24. Juni bat der Verein alle Gleichgesinnten um die 
Prüfung des Programms und der Statuten und schlug diesen vor, sich dem Ber­
liner Verein als Zweigverein anzuschließen.22 23 * Er legte bei diesem Vorhaben 
Wert auf die Feststellung, daß man die „Eigenthümlichkeit und Selbständigkeit“ 
der Kreisvereine in keiner Weise antasten wolle. Der Berliner Zentralverein war 
bemüht, das „platte Land“ mit einem dichten Netz von Vereinen zu überziehen 
und forderte deshalb nachdrücklich dazu auf, neue Vereine zu gründen und 
diese dem Zentralverein organisatorisch anzugliedern. Um ein kompliziertes 

Deputiertensystem und gemeinsame Tagungen in dieser Gründungsphase zu 
umgehen, sollten alle Mitglieder von Zweigvereinen und verwandten Vereinen 
bei Dienst- oder Privatreisen die Rechte der wirklichen Mitglieder am jeweili­
gen Aufenthaltsort wahrnehmen können. So hatte etwa ein Mitglied des „Pa­
triotischen Vereins“ aus Pommern während eines Aufenthalts in Berlin oder 
anderswo ungehinderten Zugang und Stimmrecht im jeweiligen Ortsverein. Da­
mit war jederzeit die Möglichkeit zum politischen Gedankenaustausch gegeben. 
Dieses interne Kommunikationsverfahren sollte durch einen regelmäßigen 
Schriftwechsel unterstützt werden, mit dem den Zweigvereinen wichtige Be­
schlüsse und Adressen bekannt und einschlägige Broschüren zugänglich ge­
macht werden konnten. Anfang Juli war diesen Bemühungen Erfolg beschieden. 
Der „Patriotische Verein“/Berlin zeigte am 6. Juli in einem Prospekt das wö­
chentliche Erscheinen eines vereinseigenen Presseorgans an. Dieser Vereinszei­
tung sollte die Aufgabe zufallen, von der Tätigkeit des Berliner Vereins zu 
berichten und den Zweigvereinen die Ergebnisse von internen Verhandlungen, 
insbesondere Adressen und Stellungnahmen zu übermitteln und „durch Mittei­
lung der vom Vereine zum Druck geeignet befundenen Vorträge und Berichte 
über hiesige Zustände u.s.w. Kunde zu geben.“25 Auch den Zweigvereinen wur­
de die Bekanntmachung wichtiger Mitteilungen (etwa Versammlungstermine,

20 Vgl. die Mitgliederliste des „Patriotischen Vereins“ in Brandenburg, ZStA Merseburg, Ge­
heimes Zivilkabinett, Sign. 2.2.1, Nr. 250.

21 Brief Karl Friedrich von Savignys an seine Eltern vom 17. 7. 1848, in: K. F. v. Savigny, 
1. Teil, 1981, S. 371.

22 Vgl. die Flugschrift „Der patriotische Verein zu Berlin an die Bewohner der Provinzen“, 
abgedruckt in: R. Köpke, 1872, S. 481-483. Diese Sammlung enthält eine Reihe von Flug­
schriften und Verträgen, die der Vorsitzende des Patriotischen Vereins in Berlin im Sommer 
1848 gehalten hat.

23 Centralblatt für die Kundgebungen des patriotischen Vereins zu Berlin und die mit dem­
selben VERBUNDENEN ZWEIG- UND VERWANDTEN VEREINE IN DEN PROVINZEN Nr. 1 V. 6. 7. 1848. 
Ein geschlossener Bestand dieses Zentralorgans konnte nicht mehr aufgefunden werden. 
Einige Exemplare finden sich noch im Nachlaß des Vorsitzenden des Patriotischen Vereins
(Templin), Adolf Heinrich von Arnim-Boitzenburg, im StA Potsdam.
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Berichte über Vereinssitzungen, etc.) eingeräumt. Damit war der Grundstein für 
eine Vereinsorganisation, die auch eine politische Breitenwirkung haben konn­
te, gelegt.

Schwieriger sind die Fragen zu beantworten, unter welchen Bedingungen in 
den einzelnen Regionen auf kommunaler Ebene Vereinsgründungen zustande 
gekommen sind, welche Bevölkerungsschichten sich an ihnen beteiligt haben, 
wie stark diese Vereine zahlenmäßig waren. Gehen wir diesen Problemen ein­
mal am Beispiel des „Patriotischen Vereins“ aus Lehnin (Kreis Zauche-Belzig) 
im Südwesten der Provinz Brandenburg nach. Die Kleinstadt Lehnin hatte um 
1850 für die Bewohner der umliegenden Dörfer, Gutsherrschaften und Höfe 
eine doppelte Funktion.24 Sie war das Handelszentrum der Region im Süden der 
Städte Brandenburg und Potsdam und stellte wegen ihrer günstigen geographi­
schen Lage einen Verkehrsknotenpunkt für Reisende aus dem benachbarten 
Sachsen dar, die bei einer Fahrt nach Berlin den Kreis Zauche-Belzig durchque­
ren mußten. Die revolutionären Ereignisse hatten diesen Handelsverkehr im 
Frühjahr 1848 erheblich gestört; doch verfügte die Bevölkerung wegen der 
Nähe zur Hauptstadt über gute und zügige Nachrichtenverbindungen. Spekta­
kuläre Vorgänge in Berlin zeigten hier also schneller Wirkung als z. B. im ver­
kehrsmäßig unterentwickelten Pommern. Nur wenige Tage nach Bekanntwer­
den aufrührerischer Unruhen in Berlin im Juni 1848 kam es in diesem Landkreis 
zur Gründung eines „Patriotischen Vereins“.25 Der Initiator des Unternehmens 
war Albrecht von Arnstedt, Major a. D., ein Landwirt der alten Schule, der sein 
Gut im Zeichen der agrarökonomischen Innovationen und der bürgerlichen 
Konkurrenz zunehmend heruntergewirtschaftet hatte. Er rief in einem Rund­
schreiben am 24. Juni 1848, zusammen mit mehreren Dorfschulzen des Land­
kreises Belzig, „die Grundbesitzer der Stadt- und Landgemeinden des Zauch- 
Belzigschen Kreises mit ihren (!) Bürgermeistern und Schulzen“ dazu auf, je 
zwei ihnen vertraute Männer eines Dorfes am 2. Juli zu einem Treffen in einen 
im Ort bekannten Gasthof zu entsenden. Dort sollte über die definitive Grün­
dung eines Vereins beraten werden, „der dann hoffentlich sich bald weiter im 
ganzen Lande verbreiten und, wie wir zuversichtlich hoffen, unser Vaterland 
vom Untergange retten wird.“

Der Aufruf Arnstedts ist in den Dörfern und Gutsbezirken des Kreises auf 
Resonanz gestoßen. Am 2. Juli traten in Lehnin Gesandte aus 97 Dörfern und 
Gutsherrschaften zusammen. Die Versammlung konstituierte sich formell als 
„Patriotischer Verein“, wählte Arnstedt und den Schulzen eines Nachbardorfs 
zu Präsidenten und beauftragte diese mit der Abfassung von Statuten, die am 9. 
Juli verabschiedet wurden. Diese Statuten illustrieren eindrucksvoll die politi­
schen Ängste der konservativen Bevölkerungskreise. Es stand darin zu lesen: 
„Jedem rechtschaffenen und einsichtsvollen Preußen muß klar geworden sein, 
daß seit der Berliner Revolution im März des Jahres sich ein mit jedem Tage 
zunehmendes Verderben über unser Vaterland verbreitet hat, welches keinen 
Stand, kein Gewerbe unberührt läßt, welches unserem ehrwürdigen Königs­

24 G. Heinrich (Hrsg.), 1973, S. 257 f.
25 Vgl. hierzu vor allem F. Meusel, Bismarck, 1915, S. 39-77; das folgende ebd.
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thron und unsern gesamten Wohlstand ohne Ausnahme in nächster Zukunft zu 
vernichten und für die arbeitende Klasse gänzliche Arheits- und Nahrungslosig- 
keit herbeizuführen droht. Die daraus folgende Gesetzlosigkeit muß notwendig 
in den blutigsten Bürgerkrieg übergehen, wenn sich die unserm Königshause 
und unserm Vaterlande mit mehr Liebe anhängenden Preußen nicht erheben, 
um eine Partei mit Wort und Tat zu bekämpfen, die auf den Umsturz und die 
Vernichtung aller Ordnung, alles Rechts und aller Sittlichkeit hinarbeitet... 
Diese Partei hat ihr höllisches Lager zunächst in Berlin aufgeschlagen, sie will 
keinen König, keine konstitutionelle Monarchie, sondern eine Republik oder 
Freistaat, womöglich über ganz Deutschland, worin dann unser altes, ehrwürdi­
ges und ruhmvolles Königreich untergehen soll.“26 Aus diesen Erwägungen her­
aus wolle man sich im „Patriotischen Verein“ für die „Aufrechterhaltung der 
erblichen konstitutionellen Monarchie“ auf der Basis der Märzverheißungen en­
gagieren und republikanischen wie reaktionären Strömungen dezidiert entge­

gentreten.
Die Organisation des Vereins sah vor, die Geschäftsführung in die Hände des 

Vorsitzenden und der Vertreter der elf im Kreis Zauche-Belzig bestehenden 

Bezirke zu legen. Jedes Vorstandsmitglied war also zugleich der Vorsitzende 
der Bezirksvereine. Die Vereinsversammlungen sollten einmal im Monat, bei 
wichtigen Anlässen alle zwei Wochen stattfinden. Die Mitgliederzahlen stiegen 
in der zweiten Jahreshälfte 1848 kontinuierlich. Im Herbst hatte der Landrat in 
Belzig, der dem Verein nicht beitrat, der Regierung in Potsdam gemeldet, daß 
sich der „Patriotische Verein“ „großer Theilnahme“ erfreue.27 Ende 1848 betrug 
die Mitgliederzahl ca. 1700. Die berufliche und soziale Position der Mitglieder 
ist im Detail nicht bekannt. Wir wissen lediglich, daß sich der Verein vornehm­
lich aus adeligen Gutsbesitzern und bäuerlichem Mittelstand zusammensetzte.28 
Während sich einzelne Gemeinden unter der Leitung ihres Dorfschulzen fast 
vollständig anschlossen, blieben Vertreter aus den Kleinstädten des Kreises 
weitgehend aus. In ihnen gaben die demokratischen Vereine den Ton an. Die 
politische Tätigkeit der Vereinsmitglieder konzentrierte sich in den ersten Wo­
chen nach der Gründung im wesentlichen darauf, die vierzehntägig stattfinden­
de Versammlung in Lehnin zu besuchen. Dort wurde über „Gott, König und 
Vaterland“ referiert, die aktuelle politische Lage erörtert, Adressen an den Kö­
nig, das Staatsministerium und die Nationalversammlung verabschiedet. In Bro­
schüren und Flugblättern wie „Dr. Martin Luther wider Aufruhr und Empö­
rung“ oder „Preußens Aufgang in Deutschland“, die in der Regel der Vorstand 
verantwortete und finanzierte, wurde die Bekämpfung der revolutionären Be­
wegung gleichsam von unten her propagiert.

Der „Patriotische Verein“/ Berlin hatte seit Mitte Mai zweimal wöchentlich 
getagt. Die jeweiligen Vereinsversammlungen wurden dabei von aktuellen Er­
eignissen beherrscht. In zahlreichen Fällen beriet der Verein entsprechende 
Adressen, die in der Regel von den Mitgliedern angeregt und vom Vorstand 
eingebracht wurden. So stand etwa die Sitzung des Vereins am 29. Juni ganz 

26 F. Meusel, Bismarck, 1915, S. 44.
27 ZStA Merseburg, Ministerium des Inneren, Rep. 77, Tit. 662, Nr. 1, Bd. 1.
28 F. Meusel, Bismarck, 1915, S. 45.



80 Entstehung der konservativen Vereine

unter dem Eindruck der innenpolitischen Wirren,29 30 die neun Tage zuvor zum 
Sturz des Ministeriums Camphausen-Hansemann geführt hatten. Vorausgegan­
gen war der sogenannte Zeughaussturm am 14. Juni, der in Preußen noch ein­
mal die Stärke der revolutionären Kräfte signalisiert hatte. Städtische Unter­
schichten, die von der „allgemeinen Volksbewaffnung“ der Bürgerwehren aus­
geschlossen blieben, bemächtigten sich dabei des Waffenlagers der preußischen 
Armee, ohne daß die Bürgerwehr von Berlin diesem Aufstand ernsthaften Wi­
derstand hätte entgegensetzen können. Die Regierung nahm dies zum Anlaß, 
reguläre Truppeneinheiten in Berlin einmarschieren zu lassen, die dem Aufruhr 
bald Herr werden konnten. Ihrem Vorhaben, diese Verbände von nun ab zum 
Schutz der Nationalversammlung abzustellen, trat diese auf Antrag der Linken 
am folgenden Tage mit dem Beschluß entgegen, sie könne den bewaffneten 
Schutz entbehren, da ihr die Bevölkerung Berlins Sicherheit gewähre?0 Die Re­
gierung Camphausen war damit in eine ausweglose Lage manövriert worden. 
Dem politischen Drahtseilakt, zwischen den alten Gewalten und einer radikalen 
Nationalversammlung hin- und herzulavieren, war mit dem Verlust einer parla­
mentarischen Mehrheit plötzlich das Netz entzogen. Camphausen mußte de­
missionieren. An seine Stelle trat am 25. Juni der ostpreußische Oberpräsident 
Rudolf von Auerswald..

Vor dem Hintergrund dieser Ereignisse beschloß der „Patriotische Verein“, 
dem ehemaligen Ministerpräsidenten eine Dankadresse zuzustellen, in der die­
sem ausdrücklich dafür gedankt wurde, daß er mit der Einberufung des zweiten 
Vereinigten Landtags den „Rechtsboden“ gewahrt und einen konstruktiven 
Verfassungsentwurf vorgelegt habe?1 In der gleichen Sitzung wurde eine weite­
re Adresse an die neue Regierung verabschiedet, die dazu aufforderte, im Falle 
neuer Unruhen mit provisorischen Dekreten zu regieren, denen die National­
versammlung zustimmen müsse, „ohne ferner durch ihre Einmischung die Kraft 
der Exekutivgewalt zu lähmen.“32 33 Um dem aber vorzubeugen, müsse das Staats­
ministerium die Bürgerwehren unter ihre Kontrolle bringen und dem Prinzip 
der allgemeinen Volksbewaffnung endlich Zügel anlegen.

Daß die „Patriotischen Vereine“ mittlerweile ein dezidiert konservatives Pro­
fil erhalten hatten, dafür waren vor allen Dingen die Beschlüsse der Frankfurter 
Nationalversammlung über die Einrichtung einer provisorischen Zentralgewalt 
verantwortlich. „Entscheidend für die Parteien war die Reichsverweserfrage“, 
schrieb ein Berliner Chronist?3 So forderte der „Patriotische Verein “/Templin 
die preußische Nationalversammlung am 30. Juli auf, der „Vernichtung der 
preußischen Selbständigkeit“ keinesfalls tatenlos zuzusehen. Das Ziel des Ver­
eins sei „die vom Könige erstrebte Reorganisation der deutschen Bundes-Ver­
fassung, ausgehend und fußend auf der unveräußerlichen Selbständigkeit Preu­

29 Ein Bericht der Sitzung im Central-Blatt für die Kundgebungen des patriotischen Ver­
eins zu Berlin Nr. 1 v. 6. 7. 1848.

30 Verhandlungen (Berlin), Bd. 1, S. 271.
31 Vgl. Centralblatt für die Kundgebungen des patriotischen Vereins zu Berlin Nr. 1 v. 6. 7. 

1848.
32 Ebd.
33 R. Springer, 1850, S. 197.
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ßens, bereit, jedes mit ihr vereinbare Opfer zu bringen, für die größere und 
innigere Vereinigung der deutschen Staaten, ja! erstrebend, wenn sie mit der 
Aufrechterhaltung jener Kraft und Selbständigkeit Preußens vereinbar sein soll­
te, die Verwandlung des deutschen Staatenbundes in einen deutschen Bundes­
staat.“34 Diese Ausdeutung der nationalen Frage war für viele Adressen und 
Petitionen konservativer Provenienz charakteristisch. Indem man die Einset­
zung eines Reichsverwesers durch die deutsche Nationalversammlung zur 
Überlebensfrage für den preußischen Staat hochschaukelte und sich zum politi­
schen Advokaten der preußischen Autonomie machte, konnten die konservati­
ven Vereine gegenüber den in dieser Sache weitaus moderater operierenden Li­
beralen ein durchaus eigenständiges politisches Profil entwickeln. Es war des­
halb kein Wunder, daß die „Verteidigung Preußens“ gegenüber der Frankfurter 
Nationalversammlung bis zur Reichsverfassungsbewegung im Frühjahr 1849 für 
die preußischen Konservativen ein politischer Dauerbrenner wurde.

Einem anderen konservativen Verein ist es deshalb auch gelungen, dieses 
Thema in noch stärkerem Maße zwecks Bildung einer politischen Gefolgschaft 
zu instrumentalisieren. Er wollte ein Auffangbecken für all die sein, denen die 
preußische Hegemonie und die Belange einer Region mehr am Herzen lagen als 
die Schaffung eines geeinten deutschen Nationalstaats. Das trat schon in seiner 
Namensgebung klar zu Tage. Unter der Devise der preußischen Befreiungskrie­
ger von 1813-15 „Mit Gott für König und Vaterland“ konstituierte sich zwi­
schen dem 17. und 21. Mai in Berlin der „Preußenverein für constitutioneiles 
Königthum.“ In einer unveröffentlichten Einladung, die nur Interessenten zu­
gänglich gemacht wurde, umriß der Verein mit starken Worten seine politischen 
Zielvorstellungen: „Wir wollen Preußen sein und bleiben, wollen stark und 
einig aneinander halten und uns nicht durch Trugbilder verleiten lassen, dasjeni­
ge leichtsinnig fortzuwerfen, was uns so lange ehrenwert und heilig gewesen ist! 
Es ist Zeit, daß patriotische Preußen sich die kräftige Hand bieten, um Berlin 
mit seinen unzähligen achtbaren Bürgerfamilien, von dem immer näher rücken­
den Untergang, den Anarchie und Verarmung herbeiführen müssen, zu ret­
ten.“35 Die Einladung war von 79 Personen unterzeichnet, die vornehmlich der 
Handwerkerschaft (und zwar in erster Linie Handwerksmeister) und dem 
wohlhabenden Bürgertum (Fabrikbesitzer, Kaufleute, Bankiers) entstammten.

Tabelle 2

Die Gründungsmitglieder des „Preußenvereins“/Berlin36

Handwerker
Meister 21
Gesellen 4

Geschäftsleute, Fabrikanten, Bankiers 20

34 StA Potsdam, Rep. 37, Herrschaft Boitzenburg, Nl. Adolf Heinrich von Arnim, Nr. 4025.
35 A. Wolff, Bd. 2, 1979, S. 575.
36 Eine Mitgliederliste, die die Stammitglieder gesondert aufführt, wurde im Juli 1848 auf 

Initiative des Demokraten Held als Sonderflugblatt der demokratischen Zeitung Die Loko­
motive veröffentlicht, um die Anonymität des Vereins aufzubrechen. „Ein glücklicher Griff,
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Beamte
Verwaltung 6
Justiz 1

Rentner, Privatleute 7
Hof- und Privatangestellte 4
Professoren, Lehrer 4
Militärangehörige 3
Ärzte 1
Selbständige (Wirte, usw.) 1
Arbeiter 1
Studenten 1

Insgeamt

Öffentlich trat der Preußenverein zum ersten Mal am 25. Mai auf. Plakate 
machten die Bevölkerung Berlins mit den politischen Absichten des Vereins 
bekannt. Zweck des Vereins sei, „republikanischen wie absolutistischen Bestre­
bungen dreist und entschieden entgegen zu treten.“57 Durch patriotische Reden, 
Schriften, Anschläge und Kundgebungen wolle man dazu beitragen, die „preu­
ßische Nationalität“ zu stärken. Die Statuten des Vereins58 setzten zu diesem 
Zweck zwei regelmäßige Sitzungen in der Woche fest, die gewöhnlich in Berli­
ner Lokalen abgehalten wurden. Die Rechte der Gründungsmitglieder hob das 
Vereinsstatut ausdrücklich hervor. Wer neu eintreten wollte, mußte beim Vor­
sitzenden oder einem der Stammitglieder vorsprechen, die in einer der nächsten 
Versammlungen den Bewerber vorstellten. Dieser mußte dann noch zwei Sit­
zungen lang hospitieren. Erst nach Abschluß dieser Prozedur wurde sein Name 
in die Mitgliederliste aufgenommen; er erhielt eine entsprechende Urkunde und 
ein Vereinsabzeichen. Mitglied konnte nur werden, wer mindestens 20 Jahre alt 
und seit fünf Jahren in Preußen ansässig war. Zu den „Beamten des Vereins“ 
gehörte der Vorsitzende (in Berlin der Geheime Justizrat von Lauer), drei 
Schriftführer, ein Kassierer, ein Ordner und deren Stellvertreter, die bis zum 
Ende eines Jahres im Amt bleiben sollten. Ferner sahen die Statuten die Grün­
dung von Filialvereinen in den Provinzen vor.

Don gelang es den Preußenvereinen schon bald, neue Vereine ins Leben zu 
rufen. So konnte der Preußenverein in Halle seine Mitgliederzahl relativ schnell 
vergrößern. 300 Mitglieder hatten sich am 1. Juli durch die Annahme von Statu­
ten als Verein konstituien, nachdem eine Woche zuvor zwei vorbereitende Ver­
sammlungen stattgefunden hatten, die von 40 bzw. 150 Teilnehmern besucht 

der bei den Demokraten Jubel, bei den Reaktionären Ärger und Mißmuth erregte. Wie man­
cher sah hier wider Erwarten seinen Vorgesetzten, den Schuldirektor, Präsidenten oder 
Registraturchef in dieser glorreichen Reihe! Man fürchtete jedoch damals, sich zu der Gesin­
nung zu bekennen“, schrieb R. Springer, 1850, S. 83. Fünf Personen haben wohl deshalb 
gegen die Aufnahme in die Liste der Gründungsmitglieder protestiert; sie wurden in der 
folgenden Tabelle nicht berücksichtigt. Exemplare der Mitgliederliste finden sich in der 
Stb. Berlin/DDR, Ratsbibliothek, Flugblattsig. 1848, und im Institut für Zeitungsforschung, 
Dortmund, Flugblattsig. 1848.

37 A. Wolff, Bd. 2, 1979, S. 575.
38 Ebd.
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waren.” Aus einer auf der Gründungsversammlung vorgelesenen Mitgliederliste 
ging hervor, „daß Männer von Adel und vom Bürgerstande, Lehrer der Univer­
sität wie der Schulen, Handel- und Gewerbetreibende aller Art, Beamte und 
Arbeiter“ teilgenommen hatten.39 40 Ein Komitee von 15 Mitgliedern wurde be­
auftragt, die Statuten des Berliner Hauptvereins zu prüfen und gegebenenfalls 
den Verhältnissen in Halle anzupassen. Die Paragraphen über Zweck und Auf­
gabe des Vereins wurden danach beibehalten. Das Aufnahmeverfahren wurde 
allerdings vereinfacht, die Verwaltung und Leitung des Vereins gestrafft. Aus 
diesen Prüfungskommissionen ging dann auch der Vorstand des Vereins hervor, 
dessen Vorsitzender Ernst Friedrich Eiselen, Professor an der Universität Halle, 
wurde. Aufgabe des Vereins sollte es sein, den Vertreter Halles in der National­
versammlung (ein Industrieller namens Riemeyer und einer der wenigen kon­
servativen Wahlsieger) durch eine massive Öffentlichkeitsarbeit zu unterstüt­
zen.41

Anfang August kam auch in Königsberg ein gleichnamiger Verein zustande. 
Die erste Gründungsversammlung am 4. August wurde zwar von Demokraten 
gesprengt, die zweite Zusammenkunft am 8. August verlief dagegen planmäßig. 
Nach Vorstands wählen und einer politischen Aussprache endete die Versamm­
lung mit einem Lebehoch für den König und das preußische Vaterland und mit 
dem Absingen des Preußenliedes.42 Die Konservativen setzten sich hier nicht 
nur aus Offizieren, Beamten und Soldaten zusammen, sie konnten auch eine 
große Zahl von Arbeitern integrieren. Es handelte sich dabei um Angehörige 
subproietarischer Schichten (Sackträger, Speicherarbeiter, Tagelöhner), die die 
demokratische Linke nicht hatte integrieren können. So beschrieb während der 
Versammlung ein Sackarbeiter die Stimmung vieler Kameraden mit den Worten, 
die Deutschtümler hätten ihnen zwar alles versprochen, doch die Arbeiter blie­
ben in jedem Fall arm. Bemerkenswert war, daß diese Gruppe von sozial De­
klassierten zahlreiche Vertreter in den Vorstand des Königsberger Preußenver­
eins entsenden konnte, der allerdings von einem Vertreter der Aristokratie, dem 
am Orte wegen seiner Beteiligung an den Befreiungskriegen hoch angesehenen 
General Bernhard Joachim von Plehwe, angeführt wurde. Bis zum Ende des 
Jahres brachte es der Verein auf 5000 Mitglieder und wurde damit zur größten 
politischen Massenorganisation Ostpreußens.43 Das lag auch an der Rücksichts­
losigkeit seiner Werbemethoden. Konservative Offiziere forderten ihre Unter­
gebenen auf dem Dienstweg auf, dem Verein beizutreten; vornehme Adelige 
besuchten die Armenviertel der Stadt und gingen dort mit Branntwein auf poli­
tischen Seelenfang. Mit ähnlicher Skrupellosigkeit operierten die Clubs in ande­
ren Städten Ost- und Westpreußens. In Tilsit, Memel und Danzig überfielen 
Angehörige des „Lumpenproletariats“ auf Anstiftung von Adeligen demokrati- 

39 Vgl. den Brief Heinrich Leos an Emst Ludwig von Gerlach vom 9. 7.1848, in: E. L. v. Ger­
lach, Briefe, 1970, S. 579.

40 NPZ Nr. 5 v. 6. 7. 1848.
41 Ebd.
42 Vgl. dazu die vorzügliche Untersuchung von W.J. Orr, Königsberg, 1977, S. 271-306, be­

sonders S. 292 -294.
43 R. Stadelmann, }1973, S. 113, berichtet gar von 6 000 eingeschriebenen Mitgliedern. Die 

Vereinsversammlungen wurden gleichzeitig in mehreren Lokalen Königsbergs abgehalten.
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sehe Versammlungen und Kundgebungen und lieferten sich mit der Linken blu­
tige Straßenkämpfe. In Elbing nahmen angeblich alkoholisierte Angehörige der 
Unterschichten den Geburtstag des Königs zum Anlaß, die Häuser liberaler 
Bürger zu verwüsten, ein Aufruhr, der mehrere Menschenleben kostete und nur 
unter dem Einsatz von Militär unterdrückt werden konnte.44 Dies waren verein­
zelte Exzesse, und man würde sicherlich fehlgehen in der Ansicht, die Preußen­
vereine hätten es allgemein auf derartige Auseinandersetzungen angelegt. Man 
wird insgesamt aber sagen dürfen, daß diesen Vereinen ein Hang zum Aktionis­
mus zu eigen war. Die Gründung dieser Vereine war, wie ein Berichterstatter 
aus Halle anmerkte, auch durch die Überzeugung veranlaßt, daß die „theoretisie­
rende Richtung“, die in den „Konstitutionellen Klubs“ und in den „Patriotischen 
Vereinen“ doch vorherrschte, nicht geeignet war, konservative Bevölkerungs­
schichten in großer Zahl politisch zu mobilisieren.45 46

Die politischen Zielvorgaben der Preußenvereine waren auf diese Probleme 
abgestellt. „Mit Wort, Schrift und That für die Rechte des Königs und aller 
Klassen des Volks, Beides auf dem Boden der wahrhaft constitutionellen Mon­
archie, zu wirken, zu diesem Ende der Republik und Anarchie eben so entschie­
den wie der Reaction entgegenzuarbeiten, und insbesondere die bedrohte Selb­
ständigkeit Preußens, unbeschadet der Vereinigung mit Deutschland, zu wah­
ren“44, — das war ein unverklausuliertes Programm, dem all diejenigen, die sich 
unter einem starken König in einem unabhängigen Preußen mehr vorstellen 
konnten als unter einem komplizierten verfassungsrechtlichen Disput über das 
Zwei-Kammer-System, durchaus zustimmen konnten, und mit dieser politi­
schen Konzeption sorgte der Preußenverein dann auch für erhebliche Aufre­
gung. In einer Adresse „An das Volk!“ vom 23. Juli 1848 sprach der Verein 
seine politischen Sorgen offen aus: „Was wir fürchten, ist der Untergang unse­
res Vaterlands Preußen!“47 Dieses Flugblatt wurde von den politischen Gegnern 
außerordentlich ernst genommen. Befürchtungen, daß ein vehement vorgetrage­
ner Borussismus die politischen Emanzipationsbewegungen in Preußen wenn 
nicht lahmlegen, so doch empfindlich stören konnte, waren nicht von der Hand 
zu weisen. Auf dem Kongreß der liberalen Vereine, der in Berlin vom 22. bis 
24. Juli stattfand, kam die Veröffentlichung des Preußenvereins ausführlich zur 
Sprache. Die Liberalen sahen in den politischen Zielvorstellungen der Preußen­

44 Vgl. W. J. Ohr, Königsberg, 1977, S. 293. Die gegenrevolutionären „Thron und Altar“- 
Unruhen hat M. Gailus in seiner Dissertation über „Soziale Protestbewegungen in Deutsch­
land 1847—49“, Berlin 1987 (Manuskript), systematisch untersucht. Dabei kommt er zu dem 
Ergebnis, daß solche im wesentlichen in den drei altpreußischen Kernprovinzen Ostpreu­
ßen, Brandenburg und Pommern stattgefunden haben. Die zahlreichen antirevolutionären 
Unruhen sind seiner Auffassung zufolge ein deutliches Indiz dafür, daß auch in klein- und 
unterbürgerlichen Schichten ein „volkstümlicher“ Monarchismus verbreitet war. Die 
„Thron und Altar“-Unruhen stellten gegenrevolutionäres Potential in seiner plebejisch-mili­
tanten Form dar, waren in der Regel unorganisiert, wenngleich es auch gelegentlich, wie hier 
angedeutet, zu Berührungspunkten mit dem organisierten Konservativismus in den Vereinen 
gekommen ist.

45 NPZ Nr. 5 v. 6. 7. 1848.
46 So das Statut (§ 1) des Preußenvereins im brandenburgischen Prenzlau. StA Potsdam, 

Rep. 37, Herrschaft Boitzenburg, Nl. Adolf Heinrich von Arnim, Nr. 4091.
47 Stb Berlin/DDR, Ratsbibliothek, Flugblattsig. 1848, IV, S. 442.



„Patriotische Vereine* und „Preußenvereine“ 85

vereine den Beginn einer konterrevolutionären Bewegung. Das Flugblatt sei ein 
Versuch, „die so herrlich angebahnte Einheit des deutschen Volkes, diese einzi­
ge Grundlage unserer Zukunft zu stören“; es bedeute „eine Auflehnung gegen 
den gesetzlich ausgesprochenen Willen der Nation.“48 Nur wenige Tage später 
griff der Preußenverein diese Vorwürfe geradezu dankbar auf. In einem weite­
ren Flugblatt fragte der Verein nicht ohne Ironie, mit welchem Recht sich die 
nichtpreußischen Abgeordneten des Kongresses in die inneren Angelegenheiten 
Preußens einmischen könnten, und beharrte im weiteren auf seinen politischen 
Überzeugungen.4’ Noch am gleichen Tag veröffentlichte der Preußenverein eine 

Denkschrift Moritz Schwartzes, Professor an der Universität und Mitglied des 
Vereins, über „Preußens Verhältnis zu Deutschland.“50 Schwartze legte noch 
einmal dar, daß die Konservativen nicht prinzipiell gegen die Einheit Deutsch­
lands seien, daß sie aber einer blinden Unterwerfung der preußischen Monar­
chie, und vor allem ihrer Armee, unter eine Zentralgewalt, die ihre politische 
Legitimation aus den Rechtsgrundsätzen der Revolution ableite, nicht würden 
zustimmen können.

Daß die konservativen Vereine im Sommer auf die nationale Frage „preußi­
sche Antworten“ gaben, das war unter taktischen Gesichtspunkten nicht un­
klug, entsprach dies doch durchaus der politischen Stimmung in Teilen der 
Bevölkerung. Nur so läßt sich die Vielzahl von Vereinen mit einer ähnlichen 
politischen Orientierung erklären. Im Teltower Bauernverein, der aus dem seit 
1840 bestehenden „Brandverein zur gegenseitigen Handreichung und Unter­
stützung“ hervorging, schlossen sich die Bauern von 65 Ortschaften zusammen. 
Anfang August organisierte er einen Demonstrationszug nach Berlin, an dem 
nach Presseberichten etwa 2500 Personen beteiligt waren, um lautstark die For­
derung nach Wahrung der preußischen Eigenständigkeit vorzubringen.51 Eine 
Kundgebung mit Volksfestcharakter, auf der sich Hauptstadt und Provinzen 
symbolisch vereinigen sollten, war für den 6. August am Berliner Kreuzberg 
geplant.52 53 Besonders hervorgetreten ist dieser Verein im Sommer durch Adres­
sen an den König. Am 8. September hielt Leopold von Gerlach in seinem Tage­
buch fest: „Eine loyale Teltower-Bauem-Deputation hat ihm (dem König, der 
Verf.) Mut gemacht.“55 In ähnlicher Weise agitierte ein konservativer Verein 
pommerscher Bauern. Da hieß es in einem in Berlin verbreiteten und von 200 
Dorfschulzen und Bauern unterzeichneten Flugblatt: „Was habt ihr dem Lande 
durch eure Revolution für Vorteile gebracht? Nichts, gar keine; ruiniert habt 
ihr das Land und bewirkt, daß wir wieder in den früheren Zustand der alten

48 Bundesarchiv Frankfurt, ZSg 8/508. Vgl. zum Konstitutionellen Kongreß auch H. Geb­
hardt, 1974, S. 35-41. In der Eröffnungssitzung des Kongresses war es bei der Diskussion 
über eine gemeinsame Erklärung zur deutschen Frage auch in der liberalen Versammlung zu 
einer Scheidung in eine „preußische“ Rechte und eine „deutsche“ Linke gekommen.

49 Bundesarchiv Frankfurt, ZSg 8/508.
50 M. Schwartze, 1848.
51 Vgl. Stb Berlin/DDR, Ratsbibliothek, Flugblattslg. 1848, V, 471.
52 NPZ Nr. 33 v. 8. 8. 1848.
53 L. v. Gerlach, Denkwürdigkeiten, Bd. 2, 1892, S. 2.
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Abhängigkeit von Kaiser und Reich ... zurückgeführt werden.“54 Konservative 
Vereine, die von bäuerlichen Teilnehmern dominiert oder gar ins Leben gerufen 
und geleitet wurden, waren allerdings selten. Noch waren die sozialen Forde­
rungen der Bauern nicht erfüllt, und so hatten viele Vereine in ländlichen Bezir­
ken Schwierigkeiten, bäuerliche Mitglieder anzuwerben und sie politisch zu in­
tegrieren. Die Methoden, die dabei angewandt wurden, waren alles andere als 
seriös. Auf den Kirchenbänken und in den Amtsstuben der Landräte wurde die 
Landbevölkerung systematisch infiltriert. Konservative Propagandisten berei­
sten die Provinzen und arbeiteten dort mit den Gutsbesitzern zusammen. So ist 
aus der Mark Brandenburg bekannt, daß konservative Emissäre mit Zustim­
mung der ansässigen Gutsherren Versammlungen in Kirchen abhielten und sich 
die Landbewohner durch Handschlag und feierliches Versprechen auf das Pro­
gramm eines konservativen Vereins verpflichten mußten. Kanzel und Altar ver­
liehen unter diesen Umständen dem Eintritt in einen politischen Verein eine 
gleichsam sakrale Weihe.55

Die Krone zu stärken und die politische Willensbildung im Sinne einer Re­
stauration der politischen Verhältnisse zu beeinflussen, das war auch das Ziel 
der vor allem in Schlesien tätigen Kriegervereine. Der „Schlesische Verein der 
Freiwilligen von 1813 und 1815“ (mit 332 Mitgliedern), der Breslauer Krieger­
verein (mit 609 Mitgliedern) und der Brieger Kriegerverein riefen die National­
versammlung am 15. Juli dazu auf, die Krone zu stärken, „damit durch das 
Gesetz die Herrschaft der Ordnung und des Rechts wieder hergestellt wird.“56 
Der Veteranen-Hauptverein für Schlesien mit angeblich 5344 Mitgliedern hatte 
diese Adresse angeregt.57 Man wußte sich hier, zusammen mit den anderen 
bekannten konservativen Vereinen, den religiös inspirierten Pastoralvereinen 
und den Vaterlands vereinen einig in dem Bemühen, durch eine geschickte 
Adressen- und Petitionspolitik Einfluß auf die öffentliche Meinung auszuüben, 
indem man den Eindruck einer breiten Vereinsbewegung zu erwecken versuch­
te, um auch die noch passiven Konservativen an die Vereine heranführen zu 
können. Diesen Bemühungen konnte aber ein durchschlagender Erfolg nur be- 
schieden sein, wenn es gelang, eine zentrale politische Vereinigung aufzubauen, 
die die zahlreichen Gründungsinitiativen und die vielfältigen Aktivitäten kon­
servativer Vereine besser zu koordinieren verstand.

54 Stb Berlin/DDR, Ratsbibliothek, Flugblattsig. 1848, IV. 433.
55 R. Springer, 1850, S. 193.
56 NPZ Nr. 13 v. 15. 7. 1848.
57 Vgl. E. Jordan, 1914, S. 249.
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2. Konservative Sammlungspolitik im „Verein für König 
und Vaterland“

„Man mag über politische Klubs denken wie man will“, war im September 1848 
in der Kreuzzeitung zu lesen, „soviel ist gewiß, daß man auch hier den Feind 
auf seinem eigenen Felde bekämpfen muß, wenn man nicht zugrunde gehen 
will. Es liegt eine wunderbare Kraft in der regel- und planmäßigen Tätigkeit 
einer Korporation. Sobald zwanzig, dreißig Gesinnungsgenossen zu regelmäßi­
gen Zusammenkünften sich vereinigen, zu Beratungen, wie sie im Interesse 
ihrer Sache wirken können, und zu gemeinschaftlichem Auftreten vor dem Pu­
blikum, so gewinnen sie als Korporation eine Macht und einen Einfluß, welche 
sämtliche Einzelne als solche, und wären ihrer auch zehnmal mehr, nie gehabt 
haben würden. ... Das übrige in lauter Atome gespaltene Publikum hat auch, 
einer solchen Korporation gegenüber, weder Selbstbewußtsein noch Wider­
standsbereitschaft. So kann eine kleine Minderzahl mit ihrer, der großen Menge 
völlig entgegengesetzten Überzeugung, diese dennoch beherrschen, wenn sie als 
Korporation, als politischer Club gegenübersteht.“1

Diese Ausführungen machten deutlich, wie stark die konservativen Füh­
rungsschichten, deren Sprachrohr die Kreuzzeitung ja war, vom Geist der öf­
fentlichen Meinung erfaßt worden waren. In ihren Überlegungen, wie den revo­
lutionären Kräften am wirkungsvollsten gegenübergetreten werden könne, wa­
ren die zahlreichen konservativen Vereine zu einem Faktor mit großem politi­
schen Gewicht geworden. Während man noch ein Jahr zuvor auf dem Ersten 
Vereinigten Landtag im ständisch vermittelten Interessenausgleich sein politi­
sches Heil suchen wollte, so war man nun von der politischen Kraft der konser­
vativen Vereinsbewegung sichtlich überrascht. Was dabei zum Ausdruck kam, 
war nicht mehr der Blick auf Säbel und höfische Intrige, war nicht mehr die 
Hoffnung auf Staatsstreich und Reaktion, sondern die Überzeugung, daß in 
einer sich demokratisierenden Gesellschaft das Maß an Organisationsbereit­
schaft und die Fähigkeiten der politischen Führung einer politischen Vereini­
gung, dieses politische Engagement der eigenen Anhänger auch institutionell 
einzufangen, über die Chancen zur Durchsetzung politischer und sozialer Ziele 
entscheiden können.

Bezeichnend für diesen Orientierungswechsel war eine Zusammenkunft meh­
rerer Konservativer Ende Juni 1848 in Berlin, auf der versucht wurde, die Orga­
nisation eines konservativen Zentralvereins, der „nach Absicht der Stifter das 
sichtbare Band für alle teils in Lokalvereinen mitwirkenden, teils isoliert daste­
henden Gesinnungsgenossen bilden und dadurch eine feste innere Organisation 
der konservativen Parthei anbahnen“ sollte,2 endlich ein Stück voranzutreiben. 
Zu den Teilnehmern an dieser Gründungsversammlung gehörten u. a. Leopold 
von Gerlach als mittlerweile führendes Mitglied der Kamarilla, der Publizist

1 NPZ Nr. 55 V. 2. 9. 1848, 1. Beil.; siehe auch R. Schult, 1983, S. 55.
2 So Emst Ludwig von Gerlach in seinem Artikel „Die Bildung einer konservativen Partei und 

der Verein für König und Vaterland“, NPZ Nr. 53 v. 31. 8. 1848.
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Carl Wilhelm Lancizolle, Adolf von Thadden, Ernst von Senfft, Victor Aime 
Huber, Robert Heinrich von der Goltz und Otto von Bismarck? Die Verhand­
lungen standen ganz im Zeichen der Beratungen eines Strategiepapiers, in dem 
aus konservativer Sicht eine politische Bestandsaufnahme vorgenommen und 
die Grundzüge einer konservativen „Parteipolitik“ entwickelt werden sollten.3 4 
In dieser Denkschrift, die nach Abschluß der Beratungen am 27. Juni 1848 unter 
der Federführung Lancizolles und Leopold von Gerlachs zustande kam, wurde 
der Begriff des „Conservativen“ dezidiert zur Charakterisierung der eigenen 
politischen Position herangezogen und die „Partei“ als ein auch den Konservati­
ven dienliches Instrument der Politik herausgestellt.

Ausgegangen wurde dabei von der Feststellung, daß der revolutionären Be­
wegung ein durchschlagender Erfolg bislang nur in den größeren Städten gelun­
gen und die ländlichen Regionen Preußens weitgehend von politisch-sozialem 
Protest verschont geblieben seien. Da aber die demokratischen Kräfte versuch­
ten, ihre Agitation auch auf diese Gebiete auszudehnen, komme es nun darauf 
an, „daß sich alle Wohlgesinnten zu einer Partei vereinigen.“ Die Bildung einer 
Partei sei aber an bestimmte Prämissen gebunden: 1. Meinungsunterschiede, ob 
das monarchische Prinzip besser in einem konstitutionellen oder in einem stän­
dischen Staatssystem aufgehoben sei, müßten in Anbetracht der Stärke und Ge­
fährlichkeit der demokratischen Bewegung zuriickgestellt werden. Die Verfas­
ser hofften dabei auch auf „eine bereitwillige Aufnahme bei allen Verständigen 
der constitutioneilen Partei.“5 Auf einen dauerhaften Erfolg könne man aber nur 
rechnen, wenn es gelänge, die „politisch Gleichgültigen, aber für Ihr Eigenthum 
besorgten“ und das „Proletariat“ für die konservative Bewegung zu mobilisie­
ren. „Die .erhaltene Partei' kann“, so die Vereinsgründer, „diese Bundesgenos­
sen in ihr Lager herüberziehen, indem sie sich die Aufgabe stellt, die Interessen 
derselben zu den ihrigen zu machen. ...“ 2. Was die Organisation der Partei 

3 Gerlach-Archiv, Erlangen, Fasz. BF, Tagebuch Leopold von Gerlachs; Brief Leopolds an 
Ernst Ludwig von Genach, der nicht teilgenommen hat, vom 17. 7. 1848, in: E. L. v. Ger­
lach, Briefe, 1970, S. 549; Brief Bismarcks an Alexander von Below-Hohendorff vom 3. 7. 
1848, in: O. v. Bismarck, Ges. Werke XIV, 1, S. 108. Vgl. auch E. Jordan, 1914, S. 250 ff., 
und K. Canis, Militarismus, 1965, S. 128 ff. Seine These, die Gründung des „Vereins für 
König und Vaterland“ sei ein Produkt der reaktionären Kamarilla, halte ich für überzogen; 
die Interessenlagen der Gründungsmitglieder waren dazu sicherlich zu heterogen. Ohne Fra­
ge waren aber die Aktivitäten des Vereins in der Anfangsphase mit Leopold von Gerlach 
abgestimmt.

4 Dieses Memorandum taucht in Quellen und Darstellungen als sog. Geheimprogramm des 
„Vereins für König und Vaterland“ auf. Vgl. etwa den Brief Bismarcks an Alexander von 
Below-Hohendorff vom 3.7. 1848, in: O. v. Bismarck, Ges. Werke XIV, 1, S. 108 oder 
E. Jordan, 1914, S. 253. Im Wortlaut war es der Forschung bislang unbekannt. Eine Ab­
schrift dieses „Geheimprogramms“ fand sich im StA Potsdam, Rep. 37, Herrschaft Boitzen­
burg, Nl. Adolf Heinrich von Arnim, Nr. 4024.

5 Ohne Zweifel haben die konservativen Führungsschichten schon frühzeitig auf eine Polarisie­
rung im Innern gesetzt und damit gerechnet, daß die Liberalen bei diesem Konflikt auf der 
Strecke blieben. Vgl. etwa den Brief Heinrich Leos an Karl Wilhelm von Rappord vom 27. 7. 
1848, in: Konservative Monatsschrift 50 (1893), S. 1054: „Die Rechtspartei hat noch alles, was 
an guten Gefühlen im Volke übrig ist, für sich, während die mittlere konstitutionelle Partei 
von der Verwirrung der Begriffe und der Desorganisation der Herzen lebt. Über lang oder 
kurz muß eine Krise eintreten, welche diese mittlere Partei auseinanderreißt und an die bei­
den anderen offen verteilt.“
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anbetraf, wollte man die Aktivitäten zunächst auf das „platte Land“ und die 
Kleinstädte begrenzen. Die noch geltenden Gemeindeverfassungen hätten nicht 
unerheblich dazu beigetragen, die Landkommunen gegenüber der unter dem 
Druck der städtischen revolutionären Kräfte stehenden Staatsgewalt zu immu­
nisieren. Sie böten von daher gesehen die besten Voraussetzungen für eine Ko­
ordination der konservativen Vereinsbewegung. 3. Zu diesem Zweck hielten es 
die Gründer für erforderlich, daß alle Vereine miteinander in Verbindung tra­
ten, um sich in ihren politischen Aktionen gegenseitig zu unterstützen. Dabei 
seien auch solche Vereine willkommen, die bislang nur berufsspezifische oder 
religiöse Zwecke verfolgt hätten. Im Zeichen der zunehmenden politischen Po­
larisierung der politischen Lager in Verteidiger und Gegner der Revolution ließe 
sich ein „Verein zu gemeinnützigen Zwecken ohne politische Führung“ gar 
nicht mehr denken. 4. Die politischen Aktivitäten der konservativen Vereine auf 
dem Lande sollten auf zweierlei abzielen: ihre politische Aufgabe bestünde dar­
in, aus der Defensive heraus die Agitation der demokratischen Bewegung abzu­
fangen. Eine zweite wichtige Funktion der Vereine liege aber darin, einen Ort 
für die „politische Bildung“ der ländlichen Bevölkerung abzugeben, um diese 
mit den neuen politischen Verhältnissen vertraut zu machen. In den Städten 
habe man den revolutionären Kräften offensiv in Flugschriften, Zeitungen und 
Kundgebungen entgegenzutreten. 5. Schließlich riefen die Autoren die Mitglie­
der aller bereits bestehenden Vereine dazu auf, die für die Agitation notwendi­
gen Geldmittel bereitzustellen und ihre Vorstände mit entsprechenden Voll­
machten zu versehen.

Dieser programmatische Entwurf markiert, bei allem, was an semifeudalem 
Habitus und paternalistischem Ethos noch in ihm steckte, in der Geschichte des 
preußisch-deutschen Konservativismus eine Zäsur. Zum ersten Male gestand 
man sich ein, daß zukünftig nicht mehr politische Zwangsverpflichtung und 
ständische Selbstbeschränkung, nicht mehr Gefolgschaft und Knechtschaft das 
Fundament politischer und sozialer Herrschaft abgeben konnten, sondern daß 
man um Anhang werben, Ängste und Hoffnungen der „Partei“ aufgreifen, Er­
wartungen erfüllen und Interessen vertreten mußte. Der Konservativismus war 
1848 der politischen Öffentlichkeit rechenschaftspflichtig geworden. Wenn Ro­
bert Michels einmal geschrieben hat, „auch in nicht-parlamentarisch regierten 
Staaten vermögen, sofern in ihnen nur das allgemeine und gleiche Wahlrecht 
besteht, die Parteien der Aristokratie ihre politische Existenz nur vom Gnaden­
brot der Masse, deren Rechte und Pflichten sie theoretisch verneinen, zu fri­
sten“, so kennzeichnet dies auch die Situation der preußischen Konservativen 
im Revolutionsjahr 1848.&

Wie aber stellte man sich in diesem Kreis die Organisation des Zentralvereins 
vor, wie wollte man mit den „Preußenvereinen“, den „Patriotischen Vereinen“ 
und anderen konservativen Verbindungen in Kontakt treten? Anscheinend wa­
ren die Initiatoren eines Zentralvereins ganz optimistisch davon ausgegangen, 
daß man sich auf die weitgehend selbständigen Vereine im Land und in den 
Provinzstädten werde ohne Schwierigkeiten draufsatteln können. Die Gründer 

6 R. Michels, Soziologie des Parteiwesens, 1970, S. 7.
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wollten Anfang Juli gar, wie noch in ihrem Strategiepapier vorgesehen, auf die 
zeitraubende und unsichere Bildung neuer Filialvereine gänzlich verzichten; die 
Zahl der Mitglieder, die mit dem in Berlin ansässigen geheimen Leitungsgremi­
um in Verbindung treten sollte, wollte man auf 10 bis 20 Personen für jede 
Provinz beschränken. Wie die organisatorische Anbindung an die politische 
Führung der Partei aussehen sollte, hat Bismarck einem politischen Freund aus­
drücklich dargelegt: „Jedes Mitglied würde dann in seiner Umgebung womög­
lich Mitglied schon bestehender Vereine oder neu sich bildender werden, und 
auf und durch diese Vereine im übrigen Einfluß zu gewinnen suchen, und selb­
ständig Verbindungen anzuknüpfen, ohne irgend jemand mitzuteilen, daß er 
unserm Verein angehört. Jedes Mitglied steht dann mit dem Central-Comite zu 
Berlin in Correspondenz, gibt dem letzteren laufende Nachrichten über die 
Vorgänge seines Bezirks, den Stand der Parteien, die Operationen der Wühler 
pp, empfängt dagegen aus Berlin Kenntniß über das Dortige in gleicher Art, die 
Absichten und Pläne der Radikalen, des Ministeriums, die Stimmung des Hofes 
(mit Discretion wegen der Post), so daß der ganze Verein durch alle Provinzen 
über Berlin in Zusammenhang steht, nach Erforderniß gleichartige Demonstra­
tionen und Adressen aus allen Gegenden provocieren kann, die je nach dem 
Einfluß, welche seine Mitglieder in ihren Kreisen besitzen, mehr oder minder 
gewichtig ausfallen werden. Das Central-Comite hat vorzügliche Polizeikräfte 
zur Disposition, und würde seinen Mitgliedern schon durch gute und frühe 
Nachrichten Einfluß auf ihre Umgebung sichern. Sehr wünschenswert ist es, 
daß dem Verein, d. h. dem Central-Comite Geldkräfte durch monatliche Beiträ­
ge von Einzelnen oder Clubs verschafft werden, um seine Mittel zur Bezahlung 
von Zeitungsartikeln, Reisen vertrauter Personen, Spionen in feindlichen La­
gern, zu vermehren. In wie weit dies möglich ist, ohne das für eine ungehinderte 
Bewegung und für die Stellung unserer innersten Verzweigungen nöthige Ge­
heimnis der centralen Verbindung bloß zu legen, kann nur dem Ermessen jedes 
Mitgliedes und dem Vertrauen, welches die Person desselben bei den Zahlenden 
genießt, überlassen sein.“7 Was Bismarck seinem politischen Freund Below- 
Hohendorff, dem Leiter der landwirtschaftlichen Vereine in Pommern, hier mit 
Zuversicht und voller Tatkraft vortrug, war nun sicherlich ein der Zeit ganz 
unangemessenes Vorhaben: die Geburt einer politischen Partei und die Organi­
sation konterrevolutionärer Politik aus einem geheimen Club heraus. Wie stark 

7 Brief Bismarcks an Alexander von Below-Hohendorff vom 3. 7. 1848, in: O. v. Bismarck, 
Ges. Werke, XIV, 1, S. 108. Vgl. auch den Brief Hermann Wageners an Otto von Manteuffel 
vom 20.9. 1848, in: H. v. Poschinger (Hrsg.). Unter Friedrich Wilhelm IV., 1901, Bd. 1, 
S. 13: „Wie die Organisation und einheitliche Leitung der Gleichgesinnten zu erzielen sei, 
können wir ebenfalls von unseren Gegnern lernen. Bei diesen finden wir die Einheit nicht nur 
so vermittelt, daß ein Centralverein den formellen Mittelpunkt bildete, da, wie auch uns die 
Erfahrung bereits gelehrt hat, diejenigen, welche man gewinnen will, sich theils durch die 
Absichtlichkeit verletzt, theils in ihrer Selbständigkeit gefährdet fühlen, vielmehr wird die 
Verbindung nur dadurch hergestellt, daß man diejenigen Personen gewinnt, welche in irgend­
einem Klub einen Einfluß ausüben. Diese Personen verständigen sich alsdann in weiterem 
und engerem Kreise bis hinauf zu einem kleinen, den meisten vielleicht unbekannten Cen­
trum über die zu ergreifenden Maßregeln: von oben wird die Parole gegeben, und jeder Ver­
ein glaubt selbständig zu beschließen, während er doch nur das Werkzeug seiner unbekannten 
Leiter ist.“
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mußte doch der Überhang an aristokratischem Exklusivismus und ständischer 
Abgrenzung sein, daß die Gründungsväter der Partei, zumindest die älteren 
unter ihnen wie die Gerlachs, Thadden oder Senfft, darauf rechnen konnten, 
diesen Habitus auch im Werben um Zustimmung und Anhänger noch konser­
vieren zu können. Die Frage war aber zu diesem Zeitpunkt, ob man überhaupt 
eine Vereinsgründung zustande bringen konnte und ob sich dann die organisa­
torischen Pläne dieses selbsternannten Führungskreises auch ohne Widerstand 
der Vereinsmitglieder realisieren ließen?

Für den 3. Juli 1848 war in Nauen die Gründungsversammlung des „Vereins 
für König und Vaterland“ anberaumt worden. Zu dieser waren 91 Personen 
erschienen, denen in Einladungen das Programm des Vereins bekannt gemacht 
worden war. Sie entstammten vornehmlich dem preußischen Landadel, unter 
ihnen einige der Initiatoren des Vereins und politisch exponierte Vertreter des 
Konservativismus wie Thadden, Senfft und Huber.8 9 Man wollte einen Bund der 
Besitzenden von Ostpreußen bis zum Rhein gründen, berichtete die National­
zeitung einige Tage später, dessen Leitung nichtgenannten Männern in Berlin 
übertragen werden solle. Es war den Mitgliedern jedoch klar, daß der Verein 
auch eines öffentlichen Vorstandes bedurfte, der die Versammlungen leitete und 
dem die Geschäftsführung oblag. Die Versammlung wählte zu diesem Zweck 
einen vierköpfigen Vorstand. Daneben wurden die knapp gehaltenen Statuten 
des Vereins verabschiedet, denen unzweifelhaft die Züge einer übereilten Vor­
bereitung anhafteten.’ Zweck des Vereins sollte es sein, für die Rechte des 
Königs und für die Klassen des Volkes auf dem Boden der konstitutionellen 
Monarchie einzutreten und öffentlich „die wahre Stimmung des Landes“ zu 
demonstrieren.10 Um dem Verein eine breitere Basis zu geben, hielt es die Ver­
sammlung für angezeigt, sich am 14. Juli 1848 in Magdeburg zu einer ersten 
öffentlichen Generalversammlung zusammenzufinden und formulierte eine ent­
sprechende Einladung, die einige Tage später als erster „Aufruf“ des „Vereins 
für König und Vaterland“ verteilt und in konservativen Presseorganen publi­
ziert wurde.11 Was hier an politisch depressiven Visionen an den Mann gebracht 
wurde, war bis dahin ohne Beispiel: „Die gesamte Ordnung des Vaterlandes ist 
offen durch republikanische, gegen alle bestehenden Rechte des Landesherrn 
wie aller Besitzenden gerichtete Bestrebungen bedroht“,12 13 * hieß es dort, und das 
forderte nach Ansicht der Konservativen endlich dazu heraus, in die politische 
Offensive zu gehen. „Mein Herz jubelt innerlich“, schrieb der Hallenser Histo­
riker Heinrich Leo an Emst Ludwig von Gerlach, „daß wir nun zu der Zeitung 
auch den Verein haben -, mit einem Worte, daß sich endlich die Partei organi­
siert.“15

8 StA Potsdam, Rep. 37, Herrschaft Boitzenburg, Nl. Adolf Heinrich von Arnim, Nr. 4024 
enthält eine Namensliste der Gründungsmitglieder.

9 E. Jordan, 1914, S. 250.
10 StA Potsdam, Rep. 37, Herrschaft Boitzenburg, Nl. Adolf Heinrich von Arnim, Nr. 4024, 

Statut des „Vereins für König und Vaterland“.
11 Ebd. Ein Abdruck des Aufrufs im Volksblatt (Halle) Nr. 56 v. 12. 7. 1848.
12 Ebd.
13 Brief Heinrich Leos an Emst Ludwig von Gerlach vom 9. 7. 1848, in: E. L. v. Gerlach,

Briefe, 1970, S. 538.
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Zur ersten Generalversammlung des „Vereins für König und Vaterland“ fan­
den sich am 14. Juli 1848 in Magdeburg ca. 500 Personen ein.14 Auch diese 
Versammlung wurde wiederum vom Adel dominiert, nur wenige Bauern, Be­
amte und Geistliche waren zugegen. Die Teilnehmer kamen dabei aus sämtli­
chen Provinzen. Andere konservative Vereine, der „Patriotische Verein“ aus 
Berlin mit seinen Zweigvereinen, Preußenvereine aus zahlreichen Städten, der 
Handwerker-Verein aus Brandenburg und der Teltower Bauernverein stellten 
Abgeordnete für die Versammlung ab. Diese begann mit einer Grundsatzrede 
des den Verein in der Öffentlichkeit führenden Vorsitzenden von Wülknitz. Er 
legte zunächst die Statuten des Vereins dar und ging dann noch einmal auf des­
sen ideologische Ausrichtung ein. Dabei versicherte er, daß der Verein bestrebt 
sei, ein konstitutionelles Königtum unter Einbeziehung der bislang vereinbarten 
Rechtsgrundlagen zu unterstützen. Daneben hatte von Wülknitz noch einmal 
darauf hingewiesen, daß die Leitung des „Vereins für König und Vaterland“ in 
den Händen eines zentralen Komitees in Berlin liegen, der Verein selbst aber 
keinen Hauptverein mit einem festen Standort haben solle, was ihn von anderen 
konservativen Vereinen unterschied. Der Verein sollte sich über die ganze Mon­
archie erstrecken und mit wandernden Generalversammlungen ein Höchstmaß 
an Mitgliedermobilisation erzielen. Schon in der sich an dieses Grundsatzreferat 
anschließenden Debatte schlug dem Vorstand das Mißtrauen der Mitglieder ent­
gegen, und der ebenfalls angereisten Berliner „Parteiführung“ muß eigentlich 
schlagartig klar geworden sein, daß die Strategie, den konservativen Vereinen 

auch populistische Elemente aus bäuerlichen und kleinbürgerlichen Schichten 
zuzuführen, zum Spiel mit dem Feuer werden konnte. So bat ein Mitglied des 
Berliner „Preußenvereins“ darum, der Vorstand möge doch einmal offenlegen, 
wie er sich denn das Verhältnis der Vereine untereinander vorstelle. Man sei im 
„Preußenverein“ in vielen Ortschaften mittlerweile etabliert und wolle sich kei­
nesfalls einem obskuren Zentralkomitee in Berlin unterordnen. Von Wülknitz 
wiegelte ab und konzedierte eine Modifizierung der Vereinsstatuten, die die 
weitgehende politische Selbständigkeit der Lokalvereine festschreiben sollte. 
Nach der „Klärung“ dieser organisatorischen Probleme, die in einer turbulenten 
Atmosphäre stattfand — das Volksblatt mokierte sich über die planlose Diskus­
sion und die „zahlreichen eitlen Schwätzer“15 - trat der Verein in die Beratung 
politischer Fragen ein. Zunächst war das Verhältnis Preußens zur deutschen 
Zentralgewalt und zum Reichsverweser das Thema einer ausführlichen Debatte. 
In dieser Frage demonstrierte der Verein Geschlossenheit. Die „Selbständigkeit 
Preußens“, so ihr Beschluß, dürfe unter keinen Umständen angetastet werden, 
und man müsse von der Regierung erwarten dürfen, daß sie den Zielen der 
Frankfurter Nationalversammlung entschieden entgegentrete. Gleichwohl zeig­
ten die unterschiedlichen Positionen in der Frage, wie man überhaupt die bishe­
rige politische Arbeit von Ministerien und Nationalversammlung zu beurteilen 
habe, an, wie heterogen das politische Meinungsbild in diesem konservativen 
Verein noch war. Zu einer heftigen Kontroverse kam es über den Vorschlag des

14 Vgl. den Versammlungsbericht in NPZ Nr. 16 v. 19. 7. 1848.
15 Vgl. den Bericht des Volksblatts (Halle) Nr. 61 v. 29. 7. 1848.






















































































































































































































































































































































































































































































































































































